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Liebe Leserinnen und Leser,

geschafft, der Ratgeber Förderung 2015 ist fertig. Mit 

68 Seiten ist er dicker als je zuvor. Grund für den üp-

pigen Zuwachs an Informationen ist die EU-Agrarre-

form. Sie bringt den meisten Betrieben zwar weniger 

Geld als vorher, aber deutlich mehr Formulare. 

Der dickste Brocken in der Agrarreform und auch in 

diesem Ratgeber ist das Greening. Gut gemeint, aber 

dumm gelaufen, könnte man denken, wenn man die 

seitenlangen Erklärungen zur Greening-Regelung 

liest. Ein bisschen mehr Ökologie ist ja grundsätzlich 

nicht verkehrt und hilft sicher, die Akzeptanz für die 

Direktzahlungen in der Bevölkerung zu verbessern. 

Die 5 % Greeningfläche zu erfüllen, dürfte in den 

meisten Fällen auch nicht so schwer sein. Reichlich 

kompliziert wird es vor allem aber durch die zahlrei-

chen Ausnahmen und anrechenbaren Flächen und 

Landschaftselemente. Bevor die ersten Blühstreifen 

blühen, blüht erst einmal die Bürokratie. Dabei lohnt 

es sich, die Beiträge genau zu lesen, vor allem, wenn 

man nicht nur die Greening-Verpflichtung im eigenen 

Betrieb erfüllen, sondern jeden Euro mitnehmen will, 

den die komplizierten Regelungen möglich machen.

Auch sonst gibt es jede Menge Neues, wie die 

Junglandwirteprämie, die Umverteilungsprämie, die 

Kleinerzeugerregelung und nicht zuletzt für alle Be-

triebe die neue Zuteilung von Zahlungsansprüchen.

Wenn Sie diesen Ratgeber durchgelesen haben und 

denken, dass Sie Hilfe brauchen, um bei der Antrag-

stellung nichts verkehrt zu machen, sollten Sie schnell 

einen Termin mit Ihrer Kreisstelle vereinbaren. Die 

Mitarbeiter der Landwirtschaftskammer NRW haben 

sich in diesem Jahr auf einen zusätzlichen Ansturm 

vorbereitet, aber trotzdem könnten die Termine 

knapp werden. Und eines steht fest, daran hat sich 

auch nach dieser Agrarreform nichts geändert: Bis 

zum 15. Mai muss der Antrag abgegeben sein.

Bernhard Rüb
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Für Nordrhein-Westfalen stehen im 

Jahr 2015 allein für die Direktzahlun-

gen über 470 Mio. € zur Verfügung. 

Kein Landwirt kann es sich leisten, auf 

diese Gelder zu verzichten. Daher ist 

bei der Antragstellung auf die notwen-

dige Sorgfalt zu achten und auf die ge-

naue Einhaltung der damit verbunde-

nen Auflagen. Die Betriebsleiter und 

ihr unternehmerisches Geschick sind 

gefragt, aus den verschiedenen Mög-

lichkeiten zur Erfüllung der Auflagen 

für ihren Betrieb die sinnvollsten Al-

ternativen zu wählen.

 ▶ Verschiedene Prämien

 Die Finanzmittel, die bisher 

für die  Betriebsprämie ver-

wendet wurden, sind nun in 

verschiedene Prämien auf-

geteilt. Es gibt eine Grundprämie, die 

sogenannte  Basisprämie, und weitere 

Prämien. Für alle Antragsteller der Di-

rektzahlungen kommt die Greening-

prämie hinzu, auch für die Antrag-

steller, die aufgrund bestimmter 

 Sonderregelungen von den Greening-

auflagen befreit sind. Weiterhin 

kommt die  Umverteilungsprämie für 

bis zu maximal 46 ha hinzu, auch 

wenn mehr als 46 ha beihilfefähige 

Fläche bewirtschaftet wird. Für 

 Junglandwirte kann ein gesonderter 

Zuschlag, die Junglandwirteprämie, 

für maximal 90 ha Fläche gewährt 

werden. Ein durchschnittlicher 50-ha-

Betrieb kommt so insgesamt auf eine 

Direktzahlung von etwas über 300 € 

je ha, ein Jungland-

wirt auf 350 € je ha. Von diesen Beträ-

gen müssen jedoch noch geringfügige 

Abzüge aufgrund der Haushaltsdiszip-

lin der EU vorgenommen werden.

Die Bestandteile der Direktzahlungen 

gelten zwar rechtlich als eigenständi-

ge Fördermaßnahmen, können jedoch 

nur gemeinsam beantragt werden. So 

kann beispielsweise die Greeningprä-

mie nicht ohne die  Basisprämie bezie-

hungsweise die  Basisprämie nicht oh-

ne die Greeningprämie beantragt wer-

den. Die jeweiligen Prämien beziehen 

sich immer auf die mit Zahlungsan-

sprüchen aktivierte Fläche. 

 Es gibt keine spezielle För-

derung, die an die Produkti-

on gekoppelt ist. So wird 

beispielsweise keine geson-

derte Prämie für den Anbau von Ei-

weißpflanzen gewährt. In Deutschland 

besteht für die Landwirte die Möglich-

keit, sich an der Kleinerzeugerregelung 

zu beteiligen. Hierbei werden die Di-

rektzahlungen einzelbetrieblich auf 

insgesamt maximal 1 250 € begrenzt, 

aber die Teilnehmer an dieser Rege-

lung sind von den Cross-Compliance- 

und Greeningauflagen befreit. Die 

fachrechtlichen Vorschriften sind 

selbstverständlich weiterhin einzuhal-

ten. Die Teilnahme an der 

Kleinlandwirteregelung ist 

freiwillig und muss im An-

tragsverfahren ausdrück-

lich erklärt werden.

 ▶ Prämienhöhe wird jährlich 
ermittelt

 Die bisherige Praxis, dass 

die Werte der  Zahlungsan-

sprüche und damit die Höhe 

der Förderung bereits vor 

der Antragstellung feststehen, wird es 

künftig nicht mehr geben. Die jeweili-

ge Prämienhöhe muss zur Vermeidung 

von Ausgaberesten jedes Jahr in Ab-

hängigkeit der jährlich aktivierten 

 Zahlungsansprüche und der finanziel-

len Obergrenze der Gesamtzahlung 

neu berechnet werden. Somit stehen 

in den nächsten Jahren die aktuellen 

Werte der  Zahlungsansprüche sowie 

die exakte Prämienhöhe erst Ende No-

vember fest. Des Weiteren wird es 

auch in den nächsten Jahren seitens 

der EU zur Kürzung der finanziellen 

Mittel im Rahmen der Haushaltsdiszip-

lin kommen. Die Höhe der Kürzung, die 

seitens der EU-Kommission festgelegt 

wird, soll bis Anfang Dezember für das 

jeweilige Jahr veröffentlicht werden. 

Die derzeit veröffentlichten Prämien-

höhen basieren nur auf Schätzungen.

 ▶ Grundlage ist die 
 Basisprämie

Die  Basisprämie ist das Kernstück der 

Direktzahlungen und wird produkti-

onsunabhängig, also entkoppelt, ge-

währt. Die  Basisprämie ist vergleich-

bar mit der bisherigen  Betriebsprämie, 

in deren Rahmen die  Zahlungsansprü-

che anhand der beihilfefähigen Fläche 

aktiviert werden. Die einzelbetriebli-

che Prämienhöhe ergibt sich aus der 

Multiplikation des Zahlungsanspruchs-

wertes und der 

Anzahl der akti-

Neu

Neu

Neu
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Agrarreform  –  was ist neu?
Fast jeder Landwirt ist von der neuen Agrarreform betroffen. Obwohl die Ver-
ordnungen und Gesetzestexte mittlerweile nahezu vollständig vorliegen, sind 
bisher nicht alle Detailfragen geklärt. Einen Überblick über die wichtigsten 
Änderungen gibt Roger Michalczyk. 

Alles neu macht in 

diesem Jahr nicht 

der Mai,  sondern 

die EU mit den 

 Regelungen zur 

 Agrarreform. 

Foto: agrar-press
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vierten  Zahlungsansprüche. Die Zah-

lungsanspruchswerte bekommen 2015 

einen nach Bundesländern unter-

schiedlichen, regionalen Einheitswert, 

der dann schrittweise bis 2019 in allen 

Bundesländern soweit angepasst wer-

den soll, dass sie ab 2019 einen bun-

deseinheitlichen Wert aufweisen. 

 ▶ Wer ist antragsberechtigt?

Antragsberechtigt sind alle aktiven  Be-

triebsinhaber, deren Hauptgeschäfts-

zweck die landwirtschaftliche Tätig-

keit darstellt. In Deutschland gibt es 

eine sogenannte Negativliste, die den 

Ausschluss von Betreibern hinsichtlich 

des Prämienbezuges regelt. In dieser 

Liste werden beispielsweise Betreiber 

von Flughäfen, Immobiliendienstleis-

ter, Bergbauunternehmen sowie Be-

treiber von Sport- und Freizeiteinrich-

tungen aufgeführt, die nicht antrags-

berechtigt sind. Dieses gilt aber nur 

insofern, dass keine landwirtschaftli-

che Mindesttätigkeit nachgewiesen 

wird. Generell gilt eine  Bagatellgrenze 

in Höhe von 1 ha beihilfefähiger Flä-

che, die mindestens bewirtschaftet 

werden muss.

 ▶  Beihilfefähige Flächen

Flächen, auf denen eine landwirt-

schaftliche Tätigkeit stattfindet, gelten 

auch weiterhin als prämienberechtigt. 

Auch die aus der Produktion genom-

menen Flächen bleiben förderfähig, 

sofern in einem guten landwirtschaftli-

chen und ökologischen Zustand erhal-

ten werden. Dieses setzt auch weiter-

hin eine Mindestpflege voraus, so wie 

es auch bisher im Rahmen der Cross-

Compliance-Regelungen vorgeschrie-

ben war. 

Die Definition von  Dauergrünland ist 

grundsätzlich beibehalten worden. 

Neu ist, sofern es sich um eine eta-

blierte lokale Praktik handelt, dass 

auch Grünlandflächen, bei denen Gras 

und Futterpflanzen nicht überwiegen 

und beweidbare Bäume und Büsche 

aufweisen, als beihilfefähige Fläche 

anerkannt werden können. Dieses hat 

in Deutschland die Folge, dass bewei-

dete  Heideflächen als förderfähig an-

erkannt werden. 

Es gibt eine Ausschlussliste, in der ge-

nerell nicht förderfähige Flächen defi-

niert sind. Hierzu werden beispiels-

weise Start- und Landebahnen auf 

Flugplätzen, Freizeit- und Sportflä-

chen, zu Verkehrsanlagen gehörende 

Flächen, wie zum Beispiel Straßenbe-

gleitgrün, Deponieflächen und Flä-

chen, die zur Erzeugung von Solar-

strom genutzt werden, gezählt. Weiter-

hin bestehen bleibt im Rahmen der Di-

rektzahlungen die bisherige  Bagatell-

grenze in Höhe von 1 ha und einem 

Zahlungsanspruch. Erst wenn man 

mindestens einen Zahlungsanspruch 

mit 1 ha Fläche aktiviert, kann dem 

Antrag stattgegeben werden.

 ▶ Zuweisung von 
Zahlungsansprüchen

 In Deutschland wird in die-

sem Jahr eine neue, einmali-

ge Zuweisung der  Zahlungs-

ansprüche erfolgen. Hierbei 

werden an alle aktiven Landwirte, die 

bisher bereits  Zahlungsansprüche be-

sessen haben, auf Basis der 2015 be-

antragten, beihilfefähigen Flächen 

neue  Zahlungsansprüche zugewiesen. 

Für bestimmte Fälle, wie zum Beispiel 

Neueinsteiger,  Junglandwirte und Här-

tefälle, gibt es zusätzliche Regelungen 

zum Erhalt von Zahlungsansprüchen. 

Auf Antrag werden den Betriebsinha-

bern, die mindestens 1 ha beihilfefähi-

ger Fläche bewirtschaften,  Zahlungs-

ansprüche in ihr Eigentum zugeteilt. 

Die bisherigen  Zahlungsansprüche 

werden dann ersatzlos eingezogen. 

Dieses bedeutet auch, dass 2015 alle 

bisherigen Verträge bezüglich des 

Handels mit Zahlungsansprüchen nicht 

mehr von Bedeutung sind und dann 

gegebenenfalls Verträge neu abge-

schlossen und in der Invekos-Daten-

bank (ZID) registriert werden müssen. 

Der Handel mit Zahlungsansprüchen 

wird nach der Zuweisung weiterhin 

möglich sein und die  Zahlungsansprü-

che müssen auch weiterhin mindes-

tens einmal innerhalb von zwei Jahren 

genutzt worden sein, da diese ansons-

ten zugunsten der Nationalen Reserve 

eingezogen werden. Die Möglichkeit, 

die Rangfolge bei der Aktivierung von 

Zahlungsansprüchen festzulegen, ist 

entfallen.

 ▶ Aufschlag für 
 Junglandwirte

 Für  Junglandwirte ist es 

möglich, eine gesonderte 

Prämie zu beantragen. Diese 

Junglandwirteprämie wird 

für maximal 90 ha in Höhe von unge-

fähr 45 € je ha beihilfefähiger Fläche 

gewährt. Auch hier ergibt sich der ver-

pflichtende Bezug zur  Basisprämie, da 

auch die Höhe der einzelbetrieblichen 

Jung landwirteprämie anhand der akti-

vierten  Zahlungsansprüche festgelegt 

wird. Der Bezug dieser Prämie ist auf 

Betriebsübernehmer oder -neugrün-

der, die im Jahr der Antragstellung ma-

ximal 40 Jahre alt sind, und auf fünf 

Jahre begrenzt. Sie wird ab dem Zeit-

punkt der Betriebsneugründung oder 

einer endgültigen Hofübernahme ge-

währt. Auch für Gesellschaften oder 

juristische Personen, bei denen der 

Junglandwirt die Kontrolle über den 

landwirtschaftlichen Betrieb hat, be-

steht die Möglichkeit zum Bezug der 

Junglandwirteprämie.

 ▶  Greening ist neu

 Das  Greening unterteilt sich 

in die Bereiche der  Anbaudi-

versifizierung, der Dauer-

grünlanderhaltung und der 

Ökologischen Vorrangfläche (ÖVF) und 

muss immer für das gesamte landwirt-

schaftliche Unternehmen, also für alle 

Neu

Neu

Neu

Es gibt in Zukunft 

eine Grundprämie, 

zu der verschiede-

ne Prämien dazu-

gerechnet werden. 

Foto: agrar-press
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bewirtschafteten Flächen, erbracht 

werden. Grundlage ist der gesamte Be-

trieb, eine Betrachtung nur von Teilen 

des Betriebes ist nicht zulässig. Auch 

bei der Greeningprämie ist eine enge 

Verknüpfung mit der  Basisprämie ge-

geben, beide Prämien können nur zu-

sammen beantragt werden. 

Die  Anbaudiversifizierung ist ein Bau-

stein der Greeningkomponenten. Sie 

hat die Umsetzung und Einhaltung ei-

ner Fruchtfolge zum Ziel und macht 

den Betrieben Vorgaben hinsichtlich 

der Anzahl und der zulässigen Anteile 

einzelner Kulturen am gesamten 

Ackerland ihres Betriebes. Hierbei gibt 

es jedoch eine gestaffelte Regelung. 

Das Anbauverhältnis muss im Zeit-

raum 1. Juni bis 15. Juli bestehen und 

kontrollierbar sein. 

Ein weiterer Baustein im  Greening ist 

die Dauergrünlanderhaltung. In den 

umweltsensiblen Gebieten gilt ein ein-

zelbetriebliches, generelles Umbruch- 

und Pflugverbot. Als umweltsensibles 

Gebiet sind die FFH-Gebiete definiert. 

Für das  Dauergrünland außerhalb der 

FFH-Gebiete gilt, dass der Umbruch 

von  Dauergrünland einer Genehmi-

gungspflicht und der Verpflichtung ei-

ner vergleichbaren Neuansaat unter-

liegt. Ein solches Autorisierungsver-

fahren entspricht dem bereits seit ei-

nigen Jahren in Nordrhein-Westfalen 

angewandten Verfahren und stellt so-

mit keine große Änderung dar.

 ▶ 5 % müssen sein

Als dritter Baustein innerhalb der 

Greeningregelungen wird die Ver-

pflichtung zur Erbringung von ÖVF ein-

geführt. Hierbei müssen einzelbetrieb-

lich mindestens 5 % der Ackerfläche 

als ÖVF erbracht werden. Bei den ÖVF 

sind ausschließlich die Ackerflächen 

relevant, diese dienen auch als Basis 

zur Berechnung der zu erbringenden 

ÖVF. Wichtig ist, dass der Antragsteller 

nachweislich die Verfügungsgewalt 

über die ÖVF hat. Hinsichtlich der Ver-

pflichtung zur Erbringung von ÖVF gibt 

es eine Reihe von Ausnahmen. 

Als ÖVF gelten neben den Cross-Com-

pliance-relevanten Landschaftsele-

menten auch Bracheflächen, Streifen 

stillgelegter Ackerflächen und der An-

bau bestimmter Kulturen als Hauptkul-

tur oder als Zwischenfrucht. Hierbei 

sind bestimmte Auflagen zu beachten, 

beispielsweise hinsichtlich der zuläs-

sigen Pflanzen oder des Verbotes von 

Pflanzenschutzmitteln. Um die ökolo-

gische Wertigkeit der einzelnen Ele-

mente zu berücksichtigen, werden Ge-

wichtungsfaktoren für die einzelnen 

Vorrangflächen eingeführt.

 ▶ Verstöße kosten viel Geld

Bei Verstößen gegen die Greeningrege-

lungen, zum Beispiel wenn bestimmte 

Auflagen nicht oder nur teilweise er-

bracht werden, ziehen diese eine 

Sanktionierung des Antrages nach 

sich. Hierbei werden unterschiedliche 

Sachverhalte im Rahmen der Sankti-

onsberechnung miteinander ver-

knüpft, wobei Verstöße in den einzel-

nen Greeningkomponenten unter-

schiedlich hoch ausfallen werden. Ab 

2017 wirken sich Verstöße beim  Gree-

ning auch auf die Höhe der  Basisprä-

mie aus. Insbesondere ist auf die An-

gabe aller bewirtschafteten Flächen zu 

achten, da in diesem Fall zusätzliche 

Sanktionen drohen. 

 ▶ Agrarumwelt- und 
Klimamaßnahmen

Im Rahmen der Agrarreform bleiben 

die bisher angebotenen Fördermaß-

nahmen im Bereich der Agrarumwelt- 

und Klimamaßnahmen teilweise erhal-

ten. In den einzelnen Programmen 

werden jedoch einige Verpflichtungen 

und Bedingungen geändert. Dieses gilt 

auch bei einigen Maßnahmen für die 

Prämienhöhe. Wichtig ist, dass zu-

künftig auch in diesem Bereich nur 

noch der aktive Landwirt antragsbe-

rechtigt ist.

Die Teilnahme an einem Agrarumwelt-

programm entbindet den Antragsteller 

nicht generell von seinen Greeningver-

pflichtungen, sondern er muss sich 

entscheiden, ob eine Fläche beim 

 Greening oder bei der entsprechenden 

Agrarumweltmaßnahme anerkannt 

werden soll. Hierbei darf es jedoch 

nicht zu einer Doppelförderung von 

Flächen kommen, sodass es bei im Fall 

der gewünschten Anrechnung von 

 Agrarumweltflächen im  Greening zu 

einem geminderten Fördersatz der 

 Agrarumweltmaßnahme kommt. 

 ▶ Was kommt sonst noch 
Neues?

Die Cross-Compliance-Regelungen blei-

ben auch im Rahmen der Agrarreform 

erhalten, zum Beispiel die Vorschriften 

zum  Erosionsschutz. Einige Regelungen, 

beispielsweise der Erhalt von  Dauer-

grünland, sind in den Bereich des Gree-

nings verschoben worden. Bezüglich 

des Erhaltes der organischen Substanz 

im Boden entfallen die Verpflichtungen 

zur Erstellung einer Humusbilanz be-

ziehungsweise der Bodenhumusunter-

suchung. Vorgaben zum Anbauverhält-

nis sind nicht mehr bei  Cross Compli-

ance, sondern beim  Greening zu beach-

ten. Die genauen Regelungen sind der 

Cross-Compliance-Broschüre 2015 zu 

entnehmen, die Bestandteil der An-

tragsunterlagen ist.

Gemäß den EU-Regelungen werden al-

le Zahlungsempfänger namentlich mit 

Angabe der Adresse unter www.agrar-

fischerei-zahlungen.de veröffentlicht, 

nicht nur wie bisher die juristischen 

Personen, sondern auch alle natürli-

chen Personen.  Kleinerzeuger werden 

allerdings in anonymisierter Form auf-

geführt. 

 ▶ Antragsverfahren

Für das Antragsverfahren werden wie-

der CDs für die elektronische Antrag-

stellung, das sogenannte  ELAN-Verfah-

ren, versandt. Nutzen Sie das elektroni-

sche Antragsverfahren, da es Sie bei 

der Erstellung eines fehlerfreien Antra-

ges unterstützt. Auf der  ELAN-CD fin-

den Sie einen Greeningrechner, mit 

dem Sie die Erbringung Ihrer Greening-

verpflichtungen überprüfen können. 

Vergessen Sie nach der elektronischen 

Übermittlung der Antragsdaten in kei-

nem Fall, den  Datenbegleitschein frist-

gerecht und unterschrieben in Ihrer 

Kreisstelle einzureichen. Die Kreisstel-

len stehen auch in diesem Jahr wieder 

für die Mithilfe bei der Antragstellung 

zur Verfügung. Vereinbaren Sie frühzei-

tig einen Termin, da zum Ende der An-

tragsfrist am 15. Mai erfahrungsgemäß 

nur noch wenige  Termine für die Mithil-

fe zur Verfügung stehen.  ◀

6 | AGRARREFORM

Alle wichtigen Informationen zur Antragstellung, einschließ-

lich der Antragsformulare, gibt es unter www.landwirt-

schaftskammer.de in der Rubrik Förderung.

Foto: Carolin Hohmann 
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Dieses Jahr ist die Agrarreform mit ei-

ner Vielzahl von neuen Regelungen in 

Kraft getreten, aber einige Förderbe-

standteile sind bereits aus dem Vor-

jahr bekannt. Die Basisprämienrege-

lung weist grundsätzlich große Ähn-

lichkeit mit der bisherigen  Be-

triebsprämie auf und ist das Kernstück 

der Direktzahlungen. Sie wird produk-

tionsunabhängig, also entkoppelt, ge-

währt. Antragsberechtigt sind die 

Landwirte, die als Aktiver  Betriebsin-

haber gelten, siehe Seite 9.

 ▶ Grundlage:  Basisprämie

 Auch die  Basisprämie beruht 

auf dem System der  Zah-

lungsansprüche. Diese wer-

den 2015 dem Flächenbe-

wirtschafter auf Antrag für seine bei-

hilfefähigen Flächen neu zugewiesen, 

siehe Seite 10. Flächenlose Betriebe, 

die bisher die sogenannten Besonde-

ren  Zahlungsansprüche anhand ihrer 

Viehhaltung aktivieren konnten, be-

kommen keine  Zahlungsansprüche 

mehr. Bei der Neuzuweisung der  Zah-

lungsansprüche werden die im Rah-

men der  Basisprämie für die Aktivie-

rung von Zahlungsansprüchen bean-

tragten beihilfefähigen Flächen gege-

benenfalls mit den dazugehörigen 

Landschaftselementen berücksichtigt. 

Die neuen  Zahlungsansprüche müssen 

auch künftig mit beihilfefähiger Fläche 

aktiviert werden. 1 ha beihilfefähige 

Fläche aktiviert einen ganzen Zah-

lungsanspruch. Hierbei ist die Regio-

nalität der  Zahlungsansprüche zu be-

achten, da  Zahlungsansprüche nur 

durch Flächen der Region genutzt wer-

den können, für die sie zugeteilt wur-

den. So ist es nicht möglich,  Zahlungs-

ansprüche, die für NRW ausgegeben 

wurden, mit Flächen aus Rheinland-

Pfalz oder Niedersachsen zu aktivie-

ren. 

Weichen die Anzahl der  Zahlungsan-

sprüche und die Anzahl der beihilfefä-

higen Hektar, über die ein  Betriebsin-

haber verfügt, voneinander ab, wird 

bei der Berechnung die kleinere An-

zahl berücksichtigt. Hierzu ein Bei-

spiel: Werden 50 ha Fläche beantragt 

und es liegen 50  Zahlungsansprüche 

vor, so werden 50 aktivierte  Zahlungs-

ansprüche berücksichtigt. Hat der  Be-

triebsinhaber 50 ha Fläche beantragt, 

aber nur 40  Zahlungsansprüche zur 

Verfügung, so ergeben sich 40 akti-

vierte  Zahlungsansprüche. Stehen 

40 ha Fläche und 50  Zahlungsansprü-

che zur Verfügung, so werden eben-

falls nur 40 aktivierte  Zahlungsan-

sprüche für die Berechnung zugrunde 

gelegt. Wie in den Vorjahren gilt auch 

weiterhin die  Bagatellgrenze für die 

Gewährung von Direktzahlungen. Die 

Prämien werden nur gewährt, wenn 

der Antragsteller über mindestens 1 ha 

beihilfefähige Fläche und über min-

destens einen Zahlungsanspruch ver-

fügt. Die einzelbetriebliche Prämien-

höhe ergibt sich aus der Multiplikation 

des Zahlungsanspruchswertes und der 

Anzahl der aktivierten  Zahlungsan-

sprüche. 

 ▶ Prämienhöhe im Herbst

 Damit die von der EU festge-

legte finanzielle Obergrenze 

je Mitgliedsstaat in voller 

Höhe der Landwirtschaft zu 

Gute kommt, werden die Werte der 

 Zahlungsansprüche künftig anhand 

der in einem Jahr gestellten Anträge 

berechnet. Erst wenn die aktuellen 

Zahlungsanspruchswerte festgelegt 

wurden, dieses soll in der Regel bis 

Ende November des Jahres erfolgen, 

kann die  Basisprämie berechnet wer-

den. Da insgesamt weniger Finanzmit-

tel der EU als in den Vorjahren für die 

Direktzahlungen zur Verfügung stehen, 

wird von einer linearen Kürzung 

der Zahlungsanspruchswerte ausge-

gangen. 

Die Zahlungsanspruchswerte bekom-

men in 2015 einen nach Bundeslän-

dern unterschiedlichen, regionalen 

Einheitswert, der schrittweise bis 

2019 angepasst wird. Ab 2019 haben 

die  Zahlungsansprüche dann einen 

bundeseinheitlichen Wert und die Ba-

sisprämienregelung wird in Deutsch-

land auf nationaler Ebene angewen-

det. Bisher gibt es nur Schätzwerte, 

die auf den Erfahrungen der Antrag-

stellung aus den Vorjahren beruhen. 

Nach diesen Schätzungen wird sich 

der Zahlungsanspruchswert für Nord-

rhein-Westfalen ab 2015 bis 2019 ver-

ringern.

 Zur Beantragung der  Ba-

sisprämie gehört zwingend 

auch die Beantragung der 

Greeningprämie, siehe Sei-

te 24. Beide Prämien werden im Sam-

melantrag 2015 mit der Anlage A 

 beantragt und sind im Mantelbogen 

bereits anzugeben.

 ▶  Umverteilungsprämie 

Durch den Wegfall des sogenannten 

Modulationsabzuges im Jahr 2014 galt 

es, die Folgen des Wegfalls der Freibe-

tragsgrenze für kleinere, flächenarme 

Betriebe zu mindern und diesen Be-

trieben eine verstärkte Förderung zu-

kommen zu lassen. Daher wurde die 

 Umverteilungsprämie bereits im Jahr 

2014 eingeführt. 

Bei dieser  Umverteilungsprämie han-

delt es sich um eine eigenständige Di-

rektzahlung, die im Rahmen des Sam-

melantrages zusätzlich zur  Basisprä-

mie für maximal 46 ha, mit denen  Zah-

lungsansprüche aktiviert wurden, be-

antragt werden kann. Die  Umvertei-

lungsprämie ist eng mit der  Basisprä-

Neu

Neu

Neu

AGRARREFORM |

Für  Junglandwirte 

gibt es ein neues 

Förderprogramm.

Fotos: 

Alina Wallenfang

Vier Prämien statt einer
Mit der Agrarreform sind die Direktzahlungen auf verschiedene 
Fördermaßnahmen aufgeteilt worden. Der größte Anteil der Prä-
mienzahlung wird neben der  Basisprämie und der Greeningprä-
mie auf die  Umverteilungsprämie entfallen. Damit die Antrag-
stellung auch dieses Jahr wieder gelingt, geben Roger Michal-
czyk und Simone Gehrt einen Überblick über die Neuerungen.
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mie verknüpft und kann nur im Zusam-

menhang mit der  Basisprämie bewilligt 

werden. Hinsichtlich der Antragstel-

lung gelten die allgemeinen Regelun-

gen bezüglich Antragsfristen,  Bagatell-

grenze, Kürzungen und Sanktionen. 

Sollte die  Basisprämie abgelehnt wer-

den, kann in der Regel auch die  Umver-

teilungsprämie nicht bewilligt werden. 

Für die ersten 30 ha  Zahlungsansprü-

che wird ein erhöhter, bundeseinheitli-

cher Prämiensatz in Höhe von rund 

50 € je ha/Zahlungsanspruch gewährt, 

für die folgenden 16 ha Zahlungsan-

spruch beläuft sich der Prämiensatz 

auf rund 30 € je ha/Zahlungsanspruch. 

Auch hier gilt, dass die exakte und 

endgültige Prämienhöhe erst im 

Herbst des Jahres ermittelt wird. 

Als Zahlungsbasis gelten die mit ent-

sprechender Fläche im Rahmen der 

 Basisprämie aktivierten  Zahlungsan-

sprüche. Die Betriebe, die mehr als 46 

 Zahlungsansprüche mit beihilfefähiger 

Fläche aktivieren, können die  Umver-

teilungsprämie beantragen, dann wird 

jedoch nur bis einschließlich 

46 ha/ Zahlungsansprüche die Prämie 

bewilligt. Für Betriebe, die weniger als 

46 ha bewirtschaften, wird die Förde-

rung in Höhe der tatsächlich aktivier-

ten  Zahlungsansprüche gewährt.

Nicht zulässig ist die Gewährung der 

 Umverteilungsprämie, wenn eine Be-

triebsaufspaltung nach dem 18. Okto-

ber 2011 nur zum Zweck des Erhaltes 

der  Umverteilungsprämie oder zur 

Prämienoptimierung erfolgt ist. Dieser 

Punkt ist im Antragsverfahren zu über-

prüfen und könnte im Einzelfall zu 

Nachfragen bei den Antragstellern füh-

ren. Sollte eine solche Betriebsauf-

spaltung vorliegen, wird keinem der 

aus der Spaltung hervorgegangenen 

Betriebe die  Umverteilungsprämie be-

willigt. Beantragt wird die  Umvertei-

lungsprämie mit der Anlage C des 

Sammelantrages, diese ist im Mantel-

bogen entsprechend anzugeben. 

 ▶ Der Krisenfonds 

Um bei größeren Krisen im landwirt-

schaftlichen Sektor eine Unterstützung 

gewähren zu können, wird seit dem 

Jahr 2013 eine Krisenreserve gebildet. 

Der Betrag für diesen Krisenfond soll 

jährlich ansteigen und im Jahr 2020 

eine Höhe von 474 Mio. € umfassen. 

Für diesen Fonds und zur Einhaltung 

der jährlich zur Verfügung stehenden 

Finanzmittel, ist die sogenannte Haus-

haltsdisziplin vorgesehen. Diese be-

deutet, dass jährlich die Direktzahlun-

gen –  Basisprämie, Greeningprämie, 

 Umverteilungsprämie, Junglandwirte-

prämie – gekürzt werden, um die er-

forderlichen Finanzmittel zur Verfü-

gung zu haben.

Im Rahmen der Anwendung der Haus-

haltsdisziplin sind alle in einem Kalen-

derjahr zu gewährenden Direktzahlun-

gen um einen festen Prozentsatz zu 

kürzen, sofern insgesamt die Freibe-

tragsgrenze in Höhe von 2 000 € über-

schritten wird. Der jeweils anzuwen-

denden Kürzungssatz wird von der EU-

Kommission bis spätestens am 1. De-

zember des jeweiligen Jahres bekannt-

gegeben. Im Jahr 2014 betrug er rund 

1,3 %. Die für eventuelle Krisen zu-

rückgehaltenen Finanzmittel werden, 

sofern sie nicht verbraucht wurden, an 

die Antragsteller des Folgejahres wie-

der ausgezahlt, deren Direktzahlungen 

insgesamt einen Betrag von 2 000 € 

überschreiten. 

 ▶ So läuft’s mit dem Antrag

Antragsteller des Vorjahres erhalten 

Mitte März die entsprechenden Formu-

lare und Merkblätter auf der  ELAN-CD 

zugesandt. Papieranträge gibt es im 

April bei den Kreisstellen.  Betriebsin-

haber, die im Jahr 2014 keinen Sam-

melantrag gestellt haben, erhalten auf 

Anfrage eine  ELAN-CD oder die benö-

tigten Leerformulare bei den Kreisstel-

len oder unter www.landwirtschafts-

kammer.de in der Rubrik Förderung. 

Ist der Antragsteller des Jahres 2014 

am 15. Mai 2015 nicht mehr der  Be-

triebsinhaber, so ist der Antrag durch 

den neuen  Betriebsinhaber zu stellen. 

Sollte die  ELAN-CD für die Antragstel-

lung 2015 noch dem früheren  Be-

triebsinhaber zugeschickt worden 

sein, so ist unbedingt vor der Antrag-

stellung Kontakt mit der Kreisstelle 

aufzunehmen. Relativ kurzfristig wer-

den dann die Antragsdaten für den 

neuen  Betriebsinhaber zur Verfügung 

gestellt. 

 ▶ Später wird teurer

Die Anträge auf Gewährung der Direkt-

zahlungen oder die unterschriebenen 

Datenbegleitscheine bei elektroni-

scher Antragstellung mit  ELAN müssen 

bis zum 15. Mai bei der zuständigen 

Kreisstelle eingereicht werden. Bei 

später eingehenden Anträgen werden 

die Auszahlungsbeträge gekürzt. Dabei 

ist zu beachten, dass in diesem Jahr 

neben der üblichen Verspätungskür-

zung von 1 % je Arbeitstag die  Ba-

sisprämie um weitere 3 % je Arbeits-

tag gekürzt wird, wenn der Zuwei-

sungsantrag verspätet eingeht. Anträ-

ge, dies gilt auch für Zuweisungsanträ-

ge, die nach dem 9. Juni eingehen, 

werden abgelehnt. Eine Ausnahme 

sind Fälle der höheren Gewalt.

Sofern keine abweichenden Aufbe-

wahrungsfristen bestehen, sind alle 

beim Antragsteller verbleibenden An-

trags- und Bewilligungsunterlagen so-

wie alle für die Prämiengewährung er-

heblichen Aufzeichnungen, Belege, 

Schriftstücke, elektronische Daten, 

Kartenmaterial und sonstige Unterla-

gen für die Dauer von sechs Jahren ab 

der Antragsbewilligung aufzube-

wahren. Werden für den Zwischen-

fruchtanbau im Rahmen des Greenings 

selber Saatgutmischungen zusammen-

gestellt, so sind Proben davon bis zum 

31. Dezember 2016 zu verwahren. 

Die Auszahlung der Direktzahlungen 

hat gemäß EU-Recht zwischen dem 

1.  Dezember des Antragsjahres und 

dem 30. Juni des folgenden Kalender-

jahres zu erfolgen. Die Prämien wer-

den voraussichtlich Ende Dezember 

ausgezahlt. ◀

 ▶ Schätzwerte  Basisprämie in € je ha/Zahlungsanspruch

Region 2015 2016 2017 2018 2019
Nordrhein-Westfalen 188 187 183 179 176
Niedersachsen 192 190 185 180 176
Rheinland-Pfalz 155 154 161 168 176
Hessen 157 156 162 169 176

Kleinere und flä-

chenarme Betrie-

be erhalten mit 

der  Umvertei-

lungsprämie eine 

höhere Förderung. 
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Um als aktiver 

Landwirt zu gel-

ten, muss man 

nachweisen, dass 

man wirklich 

Landwirtschaft 

betreibt. 

Foto: Landpixel

Die Erfahrungen, die in der Vergangen-

heit bei der Anwendung der verschiede-

nen Stützungsregelungen für Inhaber 

landwirtschaftlicher Betriebe gewon-

nen wurden, haben gezeigt, dass die 

Stützung in vielen Fällen Personen und 

Gesellschaften gewährt wurde, deren 

Geschäftszweck nicht oder nur unwe-

sentlich in einer landwirtschaftlichen 

Tätigkeit bestand. Um eine gezieltere 

Vergabe der Prämie zu erreichen, sollen 

nun Antragsteller, deren landwirtschaft-

liche Tätigkeit nur geringfügig ist, keine 

Prämie mehr bekommen. Allerdings 

sollen kleineren Nebenerwerbslandwir-

ten weiterhin Direktzahlungen gewährt 

werden können, da diese unmittelbar 

zur Vitalität der ländlichen Gebiete bei-

tragen. Aus diesem Grund wurde ab 

diesem Jahr die Definition des aktiven 

Betriebsinhabers eingeführt.

 ▶ Wer ist aktiver 
 Betriebsinhaber?

Um die regionalen Unterschiede zwi-

schen den Mitgliedsstaaten der Euro-

päischen Union und ihren Regionen zu 

berücksichtigen, wurde für Nordrhein-

Westfalen folgende Grundbedingung 

formuliert:

Antragsteller, die, neben ihrer land-

wirtschaftlichen Tätigkeit, weder eine 

der in der sogenannten Negativliste 

beschriebenen Einrichtungen betrei-

ben, noch eine der dort genannten 

Leistungen erbringen, gelten, vorbe-

haltlich einer entgegenstehenden Ent-

scheidung des Direktors der Landwirt-

schaftskammer Nordrhein-Westfalen 

als Landesbeauftragtem, als aktive  Be-

triebsinhaber.

In dieser Negativliste ist aufgeführt, 

wer künftig nicht mehr zum förderfähi-

gen Personenkreis gehört: 

Betreiber

 ● eines Flughafens,

 ● eines Wasserwerkes,

 ● einer dauerhaften Sport- und Frei-

zeitfläche

 – für den Gebrauch mit Equiden 

(Pferde, Ponys, Esel, Mulis, 

Maultiere), zum Beispiel Reit-

platz, Reithalle, Pferderennbahn,

 – für andere Sport- und Freizeitak-

tivitäten, zum Beispiel Schwimm-

bad, Parkanlage, Golfplatz, Fuß-

ballplatz, Rennstrecke,

 ● von Bergbau (§ 2 Absatz 1 Num-

mer 1 oder 2 Bundesberggesetz)

sowie

Erbringer von 

 ● Eisenbahnverkehrsleistungen oder

 ● Immobiliendienstleistungen.

Zu den Immobiliendienstleistungen 

zählt dabei nicht die Vermietung von 

Ferienwohnungen an Urlauber auf 

dem eigenen Gelände als „Urlaub auf 

dem Bauernhof“. 

Die Negativliste soll den förderfähigen 

Personenkreis auf Antragsteller ein-

grenzen, deren landwirtschaftliche Tä-

tigkeit nicht unwesentlich ist. Jeder 

Antragsteller, der eine der Einrichtun-

gen betreibt oder eine der Leistungen 

erbringt, die in der Negativliste aufge-

zählt sind, gilt erst einmal nicht als ak-

tiver  Betriebsinhaber.

 ▶ Trotzdem anerkannt 
werden

Sollte sich ein Antragsteller auf der 

Negativliste wiederfinden, besteht für 

ihn die Möglichkeit, durch Bestehen 

von mindestens einer Alternativbedin-

gung, trotzdem als aktiver  Betriebsin-

haber anerkannt zu werden. 

Zu den Alternativbedingungen zählen:

 ● seine für das Jahr 2014 an ihn aus-

gezahlte Betriebs- und  Umvertei-

lungsprämie belief sich zusammen 

auf nicht mehr als 5 000 € oder

 ● er bewirtschaftet 2015 mindestens 

38 ha beihilfefähige landwirt-

schaftliche Fläche oder

 ● er bewirtschaftet 2015 weniger als 

38 ha beihilfefähige landwirt-

schaftliche Fläche, aber hält in ei-

nem gewissen Rahmen Pferde, Po-

nys, Esel, Mulis oder Maultiere, in-

klusive Pensionstieren, und be-

treibt in diesem Zusammenhang ei-

ne dauerhafte Sportanlage, zum 

Beispiel einen Reitplatz, eine Reit-

halle oder eine Pferderennbahn 

oder

 ● seine landwirtschaftliche Tätigkeit 

ist sein Hauptgeschäfts- und Haupt-

unternehmenszweck oder

 ● seine Betriebs- und  Umverteilungs-

prämie betrug zusammen mehr als 

5 % der Gesamteinnahmen aus sei-

ner nichtlandwirtschaftlichen Tä-

tigkeit.

Die für die Überprüfung notwendigen 

Angaben sind ab dem Antragsjahr 

2015 in jedem Jahr im Sammelantrag 

in der Anlage AB – aktiver  Betriebsin-

haber zu machen.

Nur aktive  Betriebsinhaber können Di-

rektzahlungen erhalten und nur in die-

sem Jahr einmalig neue  Zahlungsan-

sprüche zugewiesen bekommen. Nä-

heres siehe Seite 10. ◀

Prämien nur noch für 
aktive  Betriebsinhaber
 Ab sofort erhalten nur noch aktive  Betriebsinhaber 

Direktzahlungen, das schreibt eine neue EU-Verord-
nung vor, mit der neue Stützungsregelungen eingeführt 

wurden. Marcel Brückner informiert über die Einzelheiten. 

Neu
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Wie schon im Ratgeber 2014 angekün-

digt, erfolgt in diesem Jahr eine neue, 

einmalige Zuweisung von Zahlungsan-

sprüchen (ZA) für die Förderperiode 

2015 bis 2021. Dabei werden bis 2018 

die regionsspezifischen ZA-Werte auf 

einen bundeseinheitlichen Zielwert 

hin angepasst, sodass ab 2019 alle 

 Zahlungsansprüche in Deutschland 

denselben Wert haben werden. Bis da-

hin wird der im jeweiligen Jahr gelten-

de ZA-Wert pro Bundesland/Region 

erst im Herbst/Winter desselben Jah-

res durch das Bundeslandwirtschafts-

ministerium bekanntgegeben. Zum 

Zeitpunkt der Prämienbeantragung 

kann er also nur geschätzt werden.

 ▶ Erstzuweisung 2015 

Grundsätzlich erhält in diesem Jahr je-

der  Betriebsinhaber, der einen Zuwei-

sungsantrag stellt, eine Anzahl an Zah-

lungsansprüchen, die gleich der Zahl 

der beihilfefähigen, von ihm bewirt-

schafteten Fläche in Hektar ist, die er 

für 2015 in seinem  Flächenverzeichnis 

anmeldet. Der einmalig einzureichen-

de Antrag wird in Nordrhein-Westfalen 

gemeinsam mit dem Sammelantrag, 

der den Antrag auf die Direktzahlungs-

prämien und das  Flächenverzeichnis 

enthält, bei der zuständigen Kreisstel-

le oder online mit  ELAN eingereicht. In 

Nordrhein-Westfalen ist der Direktor 

der Landwirtschaftskammer NRW als 

Landesbeauftragter zuständig. Der An-

trag muss bis zum 15. Mai 2015 ge-

stellt werden. Auch hierfür gilt das Ein-

gangsdatum des Papierantrages oder 

des Datenbegleitscheines bei der 

Kreisstelle. Wird der Antrag nicht ge-

stellt, erhält der  Betriebsinhaber keine 

 Zahlungsansprüche, auch nicht in den 

Folgejahren. Einzige Ausnahmen sind 

in den nächsten Jahren die Fälle von 

Höherer Gewalt oder außergewöhnli-

chen Umständen und die Zuweisung 

von Zahlungsansprüchen aus der Nati-

onalen Reserve an Neueinsteiger und 

 Junglandwirte.

 ▶ Voraussetzungen

Bei der Erstzuweisung von Zahlungsan-

sprüchen im Jahr 2015 haben alle NRW-

 Zahlungsansprüche denselben Wert. 

Dabei erhält ein  Betriebsinhaber nur 

 Zahlungsansprüche, wenn die bei-

hilfefähigen Flächen des Betriebsinha-

bers insgesamt nicht kleiner als 1 ha 

und seine Einzelflächen jeweils nicht 

kleiner als 0,1 ha sind. Eine weitere Vo-

raussetzung ist, dass nur Aktive  Be-

triebsinhaber antragsberechtigt sind, 

siehe Seite 9.

 ▶ Drei Bedingungen

Neben diesen drei Antragsvorausset-

zungen muss der Antragsteller eine 

der folgenden Zuweisungsbedingun-

gen erfüllen:

 ● Er hat für das Jahr 2013  Be-

triebsprämie erhalten oder nur auf-

grund einer Kürzung oder Sanktion 

nicht erhalten.

 ● Er hatte nie eigene oder gepachtete 

 Zahlungsansprüche, hat aber im 

Jahr 2013 nachweislich Landwirt-

schaft betrieben.

 ● Er bewirtschaftete im Jahr 2013 

Rebflächen, erhielt aber keine  Be-

triebsprämie für 2013.

 ● Er erhielt im Jahr 2014 neue  Zah-

lungsansprüche aus der Nationalen 

Reserve.

 ● Er kaufte oder pachtete zwischen 

2013 und 2015 einen Betrieb oder 

einen Betriebsteil, und der abge-

bende  Betriebsinhaber erfüllte eine 

der ersten vier Zuweisungsbedin-

gungen an seiner statt. Außerdem 

muss der abgebende  Betriebsinha-

ber nachweisen, dass er 2015 we-

nigstens zeitweise Aktiver  Be-

triebsinhaber ist.

 ● Er erhielt durch Vererbung oder vor-

weggenommene Erbfolge zwischen 

2013 und 2015 einen Betrieb oder 

einen Betriebsteil, und der Erblasser 

erfüllte eine der ersten vier Zuwei-

sungsbedingungen an seiner statt.

 ● Sein Betrieb entstand zwischen 

2013 und 2015 durch Zusammen-

schluss mit einem oder mehreren 

Betriebsinhabern. Dabei muss ei-

ner der ursprünglichen  Betriebsin-

haber eine der ersten vier Zuwei-

sungsbedingungen erfüllen.

 ● Sein Betrieb entstand zwischen 

2013 und 2015 durch Aufteilung ei-

nes anderen Betriebsinhabers (im 

Sinne einer Gesellschaft), und der 

ursprüngliche  Betriebsinhaber er-

füllte eine der ersten vier Zuwei-

sungsbedingungen an seiner statt.

 ● Der Rechtsstatus oder die Bezeich-

nung seines Betriebes hat sich nach 

dem Antragsstichtag 2013 geän-

dert. Ist er mit dem damaligen  Be-

triebsinhaber identisch, muss er ei-

ne der ersten vier Zuweisungsbe-

dingungen erfüllen, anderenfalls 

muss es der alte  Betriebsinhaber 

an seiner statt.

 ● Er ist Junglandwirt, siehe Seite 20. 

Diese Zuweisung ist pro Antragstel-

ler, natürliche oder juristische Per-

son, einmalig. 

 ● Er ist ein sogenannter Neueinstei-

ger. Als Neueinsteiger gelten alle 

 Betriebsinhaber, die ihre landwirt-

schaftliche Tätigkeit nach dem 31. 

Dezember 2012 aufgenommen ha-

ben, die in den fünf Jahren davor 

keine ausgeübt haben, und die spä-

testens zwei Jahre nach Ablauf des 

|  ZAHLUNGSANSPRÜCHE10

Die alten  Zah-

lungsansprüche 

sind seit 1. Januar 

entwertet. Um die 

jährlichen Direkt-

zahlungen erhal-

ten zu können, 

muss man in die-

sem Jahr einmalig 

erneut einen An-

trag auf Zuwei-

sung von Zah-

lungsansprüchen 

stellen.

Foto: 

Alina Wallenfang

Jetzt neue  Zahlungsansprüche 
beantragen
 Die  Zahlungsansprüche, die im Jahr 2005 zugewiesen wurden, sind mit 

Beginn dieses Jahres deutschlandweit entwertet. Um die jährlichen 
Direktzahlungen erhalten zu können, muss man in diesem Jahr einmalig 

erneut einen Antrag auf Zuweisung von Zahlungsansprüchen stellen. Die grund-
sätzlichen Voraus setzungen und die Zuweisungsbedingungen erklären Marcel 
Brückner und Peter Röhrig.

Neu
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Kalenderjahres, in dem sie ihre 

landwirtschaftliche Tätigkeit aufge-

nommen haben, einen Prämienan-

trag stellen.

 ▶ Höhere Gewalt

Sollte ein  Betriebsinhaber eine dieser 

Zuweisungsbedingungen ausgerechnet 

zum Antragszeitpunkt aufgrund eines 

Ereignisses Höherer Gewalt oder au-

ßergewöhnlicher Umstände nicht er-

füllen können, kann er trotzdem einen 

Zuweisungsantrag stellen und einen 

Härtefall geltend machen. Damit erhält 

er sich die Möglichkeit, nachträglich 

 Zahlungsansprüche zugewiesen zu be-

kommen, die sogenannte Härtefall-Re-

gelung. Als Härtefall gilt beispielswei-

se die Inanspruchnahme einer Fläche 

im Rahmen einer öffentlichen Infra-

strukturmaßnahme. Um für diese Flä-

che im Rahmen der Härtefallregelung 

in einem der kommenden Jahre  Zah-

lungsansprüche zugewiesen zu be-

kommen, ist sie bereits in diesem Jahr 

zwingend im  Flächenverzeichnis durch 

die Kulturart Höhere Gewalt (Zuwei-

sung) (Code 907) auszuweisen.

 ▶ Antragsfrist für die 
Erstzuweisung 

Antragsstichtag ist der 15. Mai 2015. 

Bis dahin muss der Zuweisungsantrag 

in Papierform oder der  Datenbegleit-

schein zum  ELAN-Antrag unterschrie-

ben, im Original, bei der Landwirt-

schaftskammer vorliegen. 

 ▶ ZA-Zuweisung nach 2015

Ab 2016 werden  Junglandwirte und 

Neueinsteiger, die die entsprechenden 

Anforderungen erfüllen, weiterhin die 

Zuweisung von Zahlungsansprüchen 

beantragen können. Jedoch kann man 

die Zuweisung von Zahlungsansprü-

chen für  Junglandwirte oder Neuein-

steiger nur einmal beantragen, die 

nochmalige Zuweisung aus demselben 

Grund ist in den Folgejahren nicht 

mehr möglich. Weiterhin können alle 

Antragsteller, die bei der Erstzuwei-

sung 2015 aufgrund eines Ereignisses 

Höherer Gewalt oder außergewöhnli-

cher Umstände keine ZA zugewiesen 

erhielten, aber 2015 den Antrag dafür 

gestellt hatten, nachträglich auf An-

trag  Zahlungsansprüche erhalten, so-

bald das Härtefall-Ereignis vorbei ist.

 ▶  Zahlungsansprüche 
aktivieren 

In diesem Jahr wird je Hektar beihilfe-

fähige Fläche einer der dem Antragstel-

ler neu zugewiesenen  Zahlungsansprü-

che automatisch aktiviert. Ab der An-

tragstellung 2016 werden die  Zah-

lungsansprüche wieder vom Antrag-

steller aktiviert werden müssen, auch 

da gilt weiterhin: 1 ha = 1 ZA. Ebenfalls 

erhalten bleibt die Regel, dass man mit 

dem Bruchteil 1 ha einen ganzen Zah-

lungsanspruch aktivieren kann. Die Ak-

tivierung von Zahlungsansprüchen mit 

GVE ist ab sofort nicht mehr möglich.

 ▶ Handel geht auch

 Bei der  Übertragung von 

Zahlungsansprüchen gibt es 

zwei wichtige neue Regelun-

gen. Erstens dürfen  Zah-

lungsansprüche nur an aktive  Be-

triebsinhaber übertragen werden, 

Neu
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EINZIGARTIG INDIVIDUELLES RISIKOMANAGEMENT. WWW.VEREINIGTE-HAGEL.DE

Das Wetterrisiko in Deutschland nimmt weiter 

zu. Professionelles Risikomanagement ist wich-

tiger denn je. Die steuerliche Gleichstellung der 

Mehrgefahrenversicherung mit der Hagelversi-

cherung in Deutschland ist die richtige Antwort 

hierauf. SECUFARM bietet einzigartig indivi- 

duellen Schutz. Bringen Sie Ihren Bestand jetzt  

in Sicherheit. Gefahren-individuell, Fruchtarten- 

individuell, Betriebs-individuell. SECUFARM. 

Mehr Sicherheit gibt es nirgendwo.
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zweitens ist nun auch die ZA-Verpach-

tung ohne Fläche möglich. Die Rück-

übertragung verpachteter  Zahlungsan-

sprüche gilt nicht als Übertragung, so-

dass auch eine Person, die nicht mehr 

aktiver  Betriebsinhaber ist, diese zu-

rückerhält. Erhalten bleibt, dass  Zah-

lungsansprüche zwar deutschlandweit 

gehandelt werden dürfen, aber nur in 

dem Bundesland aktiviert werden kön-

nen, in dem sie gelten. Sobald alle 

deutschen  Zahlungsansprüche ab 

2019 denselben Wert haben, fällt die-

se Beschränkung weg. 

 ▶ Einzug nach zwei Jahren

 Beim ZA-Einzug wird der 

Umfang der in den zwei vor-

hergegangenen Jahren nicht-

genutzten  Zahlungsansprü-

che in die Nationale Reserve eingezo-

gen. Neu ist, dass dabei nicht mehr auf 

die namentlich nichtgenutzten  Zah-

lungsansprüche abgestellt wird, son-

dern auf die Menge. Hat ein Landwirt 

zum Beispiel zehn  Zahlungsansprüche 

und benutzt 2015 davon nur neun und 

2016 nur acht, dann wird insgesamt 

ein Zahlungsanspruch zweimal hinter-

einander nicht genutzt. Somit wird nur 

ein Zahlungsanspruch eingezogen. 

Als Gründe für Nichtnutzung gelten: 

Der Gesamtbetrag der beantragten 

oder zu gewährenden Direktzahlungen 

eines Jahres liegt unter 100 €, der An-

tragsteller ist kein aktiver  Betriebsin-

haber, er hat weniger Fläche als  Zah-

lungsansprüche, keinen oder einen un-

gültigen Antrag oder die Antragsvo-

raussetzungen wurden künstlich ge-

schaffen.  ◀

Neu

 Termine 2015
15. Mai Fristende für die Einreichung des Sammelantrages:

 ◾  Basisprämie und Zahlung für dem Klima- und Umwelt-

schutz förderliche Landbewirtschaftungsmethoden 

( Greening)

 ◾  Ausgleichszulage für benachteiligte Gebiete

 ◾  Ausgleichszahlung für Gebiete mit umweltspezifi-

schen Einschränkungen

 ◾  Umverteilungsprämie

 ◾ Junglandwirteregelung

 ◾ Erklärung zur freiwilligen Teilnahme an der Kleiner-

zeugerreglung

 ◾ Antrag auf Zuteilung von Zahlungsansprüchen

Bis zu diesem Termin müssen dem Antragsteller die bei-

hilfefähigen Flächen im Rahmen der  Basisprämie zur 

Verfügung stehen, damit diese beantragt werden können. 

Die Beihilfefähigkeit der Fläche muss jedoch das gesam-

te Jahr über gegeben sein. Die Angabe der Nutzung rich-

tet sich nach der Hauptnutzung vom 1. Juni bis 15. Juli.

Abgabe der Auszahlungsanträge für:

 ◾ Erstaufforstungsprämie 

 ◾ MSL – Extensive Dauergrünlandnutzung

 ◾ MSL – Anbau von Zwischenfrüchten

 ◾ MSL – Anlage von  Blühstreifen/Blühflächen

 ◾ MSL – Ökologische Produktionsverfahren 

 ◾ MSL –  Vielfältige Fruchtfolge 

 ◾ MSL – Erosionsschutzmaßnahmen im Ackerbau

 ◾ MSL –  Weidehaltung von Milchvieh (5-jährige Altver-

pflichtungen)

 ◾ Erhaltung vom Aussterben bedrohter Haustierrassen 

(Alt- und Neuverpflichtungen)

 ◾ Langfriststilllegung

 ◾ Uferrandstreifenprogramm

 ◾  Vertragsnaturschutz

 ◾ Abgabe des Antrages auf Förderung der Sommerwei-

dehaltung im Rahmen von Tierschutzmaßnahmen 

(Ausschlussfrist)

15. Mai

bis

15. August

Zeitraum, in dem sich die grobkörnigen Legumiosen 

(Ackerbohnen, Sojabohnen, Erbsen, Lupinen, Linsen), 

sofern diese als ÖVF dienen sollen, auf der Fläche befin-

den müssen. Sollte die Ernte vor dem 15. August not-

wendig sein, ist dieses mindestens drei Tage vorher der 

Kreisstelle schriftlich mitzuteilen. 

15. Mai

bis

31. August

Zeitraum, in dem sich die feinkörnigen Leguminosen 

(zum Beispiel Klee), sofern diese als ÖVF dienen sollen, 

auf der Fläche befinden müssen. In diesem Zeitraum ist 

keine mechanische Bodenbearbeitung oder eine Herbi-

zidbehandlung, die zu einer Zerstörung des Aufwuchses 

führen könnte, zulässig. Schnittnutzung oder Samenge-

winnung sind in diesem Zeitraum erlaubt.

1. Juni Letzter Termin zur kürzungsfreien Änderung des Sam-

melantrages

 ◾ Gilt nicht für die Teilnahmeerklärung an der Kleiner-

zeugerregelung 

1. Juni

bis 15. Juli

Zeitraum, in dem die Vorschriften der  Anbaudiversifizie-

rung im Rahmen des Greenings erfüllt sein müssen.

9. Juni Letzter Termin zur Einreichung der Antragsunterlagen, 

gegebenenfalls unter Anwendung von Kürzungen

 ◾ Gilt nicht für die Teilnahmeerklärung an der Kleiner-

zeugerregelung 

30. Juni  ◾ Fristende für die Einreichung von Grundanträgen im 

Bereich der Agrarumweltförderung 

 ◾ Einjähriger Antrag auf Förderung von Haltungsverfah-

ren auf  Stroh für das Jahr 2016

16. Juli bis

1. Oktober

Zeitraum für die Aussaat von Zwischenfrüchten, die als 

ÖVF im Rahmen des Greenings gemeldet werden

31. August Fristende für die Einreichung des Grund- und Auszah-

lungsantrages (5-jährige Altverpflichtungen für 2014/ 

2015/2016)

 ◾ Umwelt- und tiergerechte Haltungsverfahren auf  Stroh

Mitte

Oktober

Voraussichtliche Auszahlung der Anträge im Bereich der 

Agrarumwelt- und Tierschutzmaßnahmen.

Ende

Dezember

Voraussichtliche Auszahlung der  Basisprämie sowie der 

 Umverteilungsprämie

15. Februar 

des

Folgejahres

Bis zu diesem Zeitpunkt müssen die  Zwischenfrüchte, 

die als ÖVF dienen sollen, auf der Fläche verbleiben.

Bis zu diesem Zeitpunkt müssen die Winterfrüchte/Win-

terzwischenfrüchte, die nach den stickstoffbindenden 

Pflanzen im Rahmen der ÖVF eingesät werden müssen, 

auf der Fläche verbleiben.
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 Im  Flächenverzeichnis sind 

die am 15. Mai 2015 bewirt-

schafteten Flächen des Be-

triebes vollständig anzuge-

ben, andernfalls kann es zu Kürzungen 

kommen. Zu den erforderlichen Daten 

gehören die Feldblockkennung und 

die Schlagnummer, die Größe der Flä-

chen sowie die Hauptkultur. Unter 

Hauptkultur wird die Kultur verstan-

den, die sich im Zeitraum 1. Juni bis 

15. Juli am längsten auf dem  Schlag 

befindet. 

 ▶  Ökologische 
Vorrangflächen aufführen 

 Die Beantragung von Schlä-

gen als  Ökologische Vor-

rangflächen (ÖVF) erfolgt in 

der Regel im  Flächenver-

zeichnis. Nur für  Landschaftselemente 

an Ackerschlägen und Ufervegetatio-

nen im Zusammenhang mit  Puffer-

streifen an Gewässern erfolgt die Be-

antragung als ÖVF im LE-Verzeichnis, 

siehe Seite 46.

Die ÖVF sind nach Lage, Typ und Grö-

ße getrennt auszuweisen. Für einige 

Typen ist weiterhin die Zuordnung 

zum Bezugsschlag darzustellen.  Be-

triebsinhaber, die nicht von der ÖVF-

Erbringung befreit sind, sollten mög-

lichst alle ÖVF im Antrag auch als sol-

che beantragen, auch wenn der vorge-

schriebene Mindestumfang von 5 % 

der Ackerfläche dann überschritten 

wird. Können bei späteren Kontrollen 

nicht alle im Antrag aufgeführten Vor-

rangflächen anerkannt werden, ist es 

nicht möglich, nachträglich solche Flä-

chen heranzuziehen, die nicht im ur-

sprünglichen Antrag entsprechend auf-

geführt waren. Antragsteller, die von 

den  Greening-Auflagen befreit sind, 

zum Beispiel im Rahmen der Kleiner-

zeugerregelung, können keine ÖVF er-

bringen. Werden von Betrieben, die 

aufgrund ihres Umfangs von höchstens 

15 ha Ackerfläche oder einer anderen 

Ausnahmeregelung befreit sind, ÖVF 

beantragt, entfällt die Befreiung und 

von diesen Betrieben ist folglich die 

5-%-Regelung zu erfüllen.

 ▶  Luftbildkarten gehören 
dazu 

Zum Antrag gehören die sogenannten 

 Luftbildkarten. Diese Karten werden 

mit den Antragsunterlagen zur Verfü-

gung gestellt. Für Schläge, die in ande-

ren Bundesländern liegen, sind die 

Flächenbezeichnungen und die  Luft-

bilder bei den dort zuständigen Behör-

den vor der Antragstellung zu besor-

gen. Der Antragsteller ist verpflichtet, 

Änderungen oder noch fehlende Anga-

ben zu korrigieren oder zu ergänzen 

und mit den Antragsunterlagen einzu-

reichen.

 Für alle Schläge sowie für 

 Landschaftselemente ist die 

tatsächlich bewirtschaftete 

Größe möglichst genau an-

zugeben. Dieses ist insbesondere für 

die Berechnungen im Zusammenhang 

mit den  Greening-Verpflichtungen er-

forderlich. Die Größenangabe von 

Schlägen erfolgt kaufmännisch gerun-

det in ha und ar, werden ÖVF in Form 

von Streifen beantragt, so sind diese 

in ha, ar und m2 anzugeben.

 ▶ Zusammenhang mit 
Landschaftselement 
beachten

 Die förderfähigen  Land-

schaftselemente gehören als 

Teil der Schlagfläche zur bei-

hilfefähigen Fläche. Grenzen 

diese  Landschaftselemente an eine 

vom  Betriebsinhaber bewirtschaftete 

 Dauergrünland- oder Dauerkulturflä-

che und an eine Ackerfläche, so muss 

dieser sich entscheiden, zu welcher 

Fläche er das Landschaftselement zu-

ordnet. Diese Zuordnung kann in den 

Folgejahren nicht geändert werden, so-

weit die Gegebenheiten sich nicht ver-

ändert haben. Die beihilfefähigen 

 Landschaftselemente gelten als Acker-

land, wenn sie Bestandteil eines Acker-

schlages sind. Dieses hat Auswirkun-

gen auf die  Greening-Verpflichtungen. 

Verfügt der Landwirt beispielsweise 

über 14,8 ha Acker und in der Summe 

über 0,4 ha  Landschaftselemente, so 

beläuft sich sein rechnerisches Acker-

land auf 15,2 ha. Der Schwellenwert 

von 15 ha wäre somit überschritten 

und er wäre verpflichtet, 5 % seines 

Ackerlandes als ÖVF bereitzustellen.

Neu

Neu

Neu

Neu

 Flächenverzeichnis – 
das ist neu
Das  Flächenverzeichnis ist für alle flächengebundenen Prämi-
enanträge unverzichtbare Grundlage und wurde aufgrund der 
neuen Regelungen im Bereich  Greening angepasst. Roger 
 Michalczyk und Simone Gehrt erläutern, worauf zu achten ist.

Foto: Imago
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 ▶ Nicht alle Flächen 
förderfähig 

Zu beachten ist, dass gegebenenfalls 

die  Zahlungsansprüche nicht mit allen 

Flächen aktiviert werden können, zum 

Beispiel bei Nichterreichen der Min-

destschlaggröße oder aufgrund einer 

nicht beihilfefähigen Nutzung. Die 

 Mindestgröße für den gesamten bean-

tragten  Schlag beträgt 0,1 ha. Eine 

weitere Unterteilung der Schläge in 

 Teilschläge bleibt hiervon unberührt. 

Werden ÖVF als  Pufferstreifen, Strei-

fen am Waldrand oder Feldrandstrei-

fen erbracht, so muss diese  Mindest-

größe zusammen mit dem Bezugs-

schlag erfüllt werden.

Damit beihilfefähige Flächen im Rah-

men der Direktzahlungen gefördert 

werden können, müssen diese Flächen 

am 15. Mai 2015 dem Antragsteller zur 

Verfügung stehen und auch über das 

gesamte Kalenderjahr für die landwirt-

schaftliche Produktion zur Verfügung 

stehen, siehe Seite 38. 

 Nicht beihilfefähige Nutzun-

gen wurden im Fruchtarten-

verzeichnis markiert, siehe 

Seite 16. In der Regel sind 

Waldflächen und nicht für landwirt-

schaftliche Zwecke genutzte Flächen 

ebenfalls nicht beihilfefähig. Aber 

auch bestimmte Flächen, wie bei-

spielsweise Sport- und Freizeitflächen, 

Flächen zur Gewinnung von Solarener-

gie, Deponien oder zu Verkehrsanla-

gen gehörende Flächen gehören unab-

hängig von einer landwirtschaftlichen 

Nutzung nicht zu den förderfähigen 

Flächen und sind nicht im  Flächenver-

zeichnis anzugeben. 

 ▶ Fruchtarten richtig 
codieren 

 Die Liste der zulässigen 

Fruchtarten ist aufgrund der 

 Greening-Bestimmungen 

umfangreicher geworden. 

Bisher angewandte Codeangaben als 

Sammelbegriff sind detailliert darge-

stellt worden, so ist die bisherige  Co-

dierung 190 für Getreide nun in die 

einzelnen Getreidearten, samt Unter-

scheidung in Winterung und Somme-

rung aufgeteilt worden. Neben der 

Codeangabe und der Bezeichnung der 

Fruchtart sind auch Angaben zur Flä-

chenkategorie und zur Systematik der 

 Anbaudiversifizierung enthalten. Die-

se Systematik gibt an, welche ange-

bauten Fruchtarten im Rahmen der 

 Anbaudiversifizierung als eine Kultur 

angesehen werden. Im  Flächenver-

zeichnis sind die Daten des Flächen-

verzeichnisses des Vorjahres bereits 

aufgeführt und müssen entsprechend 

ergänzt oder gegebenenfalls gelöscht 

werden. Bei den Vorjahresdaten ist zu 

beachten, dass sich die Nutzartcodes 

gegenüber dem Vorjahr in großen Tei-

len geändert haben und ab dem Jahr 

2015 die neuen, geänderten Fruchtart-

codierungen verwendet werden müs-

sen. 

 ▶ Bindung der Flächen 

Bei einigen Fördermaßnahmen werden 

die Flächenbindungen in  ELAN auto-

matisch eingetragen, so wird beispiels-

weise für die  Basisprämie bei der Er-

fassung eines Teilschlages mit einer 

entsprechend beihilfefähigen Nutzung 

die Flächenbindung für die  Basisprä-

mie im  Flächenverzeichnis vorgeblen-

det. Soll mit einem Teilschlag keine 

Aktivierung von Zahlungsansprüchen 

erfolgen, so ist die Flächenbindung für 

die Anlage A wieder zu löschen. Die 

Flächen, die nicht zur Aktivierung von 

Zahlungsansprüchen genutzt werden, 

können auch nicht bei der Zuweisung 

von Zahlungsansprüchen berücksich-

tigt werden. Daher ist es besonders 

wichtig, dass bei der  ELAN-Antragstel-

lung alle  Teilschläge, die bei der Zuwei-

sung und bei der  Basisprämie ange-

rechnet werden sollen, die Bindung der 

Anlage erhalten.

Mit dem Button Summenübersicht 

wird eine Übersicht aufgerufen, in der 

die beantragten Hektarzahlen des Flä-

chenverzeichnisses in verschiedenen 

Ansichten, auch maßnahmenspezi-

fisch, zusammengefasst dargestellt 

werden. Anhand dieser Funktion lässt 

sich leicht überprüfen, ob auch tat-

sächlich alle bewirtschafteten Flächen 

angegeben sind und deren Zuordnung 

zu einzelnen Förderprogrammen kor-

rekt ist. Eine Vielzahl an Prüfungen fin-

det schon während der Eingabe der 

Antragsdaten und vor Versand des fer-

tigen Antrages statt und unterstützt so 

die Antragstellung. 

 ▶ In Luftbildern einzeichnen

Die  Luftbilder zur Einzeichnung und 

Bearbeitung der Skizzen für die  Teil-

schläge und  Landschaftselemente sind 

in der Maske GIS aufzurufen. Dort ste-

hen den Antragstellern die im Vorjahr 

erzeugten Skizzen als Vorschlag zur 

Verfügung und können gegebenenfalls 

für die neue Antragstellung bestätigt 

werden. Da die Anforderungen hin-

sichtlich der Genauigkeit dieser Zeich-

nungen weiter gestiegen sind, ist auf 

eine recht genaue Einzeichnung zu 

Neu

Neu

Abbildung 1: Ein-

zelne Flächen wer-

den den unter-

schiedlichen An-

tragsverfahren 

oder den geson-

derten Antragsan-

gaben über die 

Eingabe der Flä-

chenbindung zuge-

ordnet.

Abbildung 2: Für 

den aktuellen An-

trag kann die 

 ELAN-Schlagskizze 

per Mausklick aus 

dem Vorjahr über-

nommen werden, 

wenn diese auch 

im aktuellen Jahr 

zutrifft. Die ge-

messene Größe 

lässt sich eben-

falls per Maus-

klick anzeigen. 

Auf die Genauig-

keit der Skizzen 

ist zu achten. 
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achten, siehe  Schlagskizzen richtig 

einzeichnen. Ob sich Änderungen er-

geben haben, ist in jedem Fall zu kon-

trollieren. Des Weiteren können hier 

Hinweispunkte gesetzt werden, wenn 

der  Feldblock nicht mehr stimmt, sich 

zum Beispiel durch eine Bebauung 

verkleinert hat. 

 ▶ Flächendaten aus dem 
Vorjahr prüfen

Die Programm-CD  ELAN enthält neben 

den Antragsformularen das  Flächen-

verzeichnis mit den vorbelegten Flä-

chendaten aus dem Antragsverfahren 

2014. Diese vorgeblendeten Angaben 

sind unbedingt zu überprüfen, insbe-

sondere da sich die Nutzartcodes ge-

ändert haben. Gegebenenfalls sind 

notwendige Korrekturen und Ergän-

zungen vorzunehmen. Vorgeblendete 

Angaben zu Flächen, die im Jahr 2015 

nicht mehr bewirtschaftet werden, 

sind zu löschen, neu hinzugekommene 

Flächen aufzunehmen und Schlagän-

derungen zu berücksichtigen. 

Im  Flächenverzeichnis ist zwingend 

die gesamte, sich in der Bundesrepu-
blik Deutschland befindende land-

wirtschaftlich bewirtschaftete Eigen-

tums- und Pachtfläche des Betriebes 

aufzuführen. Hierbei sind nur die 

selbstgenutzten Flächen und nicht die 

verpachteten Flächen zu berücksichti-

gen. Alle bewirtschafteten Flächen 

müssen schlagweise unter Bezug des 

Feldblockes im  Flächenverzeichnis 

aufgeführt werden. Das Feldblocksys-

tem wird in Nordrhein-Westfalen zur 

Identifizierung von beantragten Flä-

chen eingesetzt. Die Feldblockgröße 

stellt die verbindliche Bezugsgröße für 

das  Flächenverzeichnis dar und gibt 

die maximale Obergrenze der bean-

tragbaren landwirtschaftlichen Nut-

zungsgröße ohne  Landschaftselemen-

te wieder. Hierbei können keine Tole-

ranzen angewandt werden. 

 ▶ Bewirtschaftungsauflagen 
beachten

Im  Flächenverzeichnis wird auf Feld-

blockbasis angegeben, ob diese in ei-

nem erosionsgefährdeten Gebiet liegen 

und daher besondere Auflagen zu be-

achten sind. Die Spalten 4 und 5 enthal-

ten die Angaben zur Wassererosionsge-

fährdungsklasse oder gegebenenfalls 

zur Gefährdung durch Winderosion. Ist 

in diesen Spalten der Eintrag leer, so 

unterliegt der  Feldblock keiner Einstu-

fung in eine Erosionsgefährdungsklas-

se. Im  Flächenverzeichnis wird in Spal-

te 9 angegeben, ob es sich bei den im 

Vorjahr beantragten Teilschlägen im 

förderrechtlichen Sinn um  Dauergrün-

land handelt. Auch hier sind die Flä-

chen und deren Einstufung als  Dauer-

grünland aktualisiert worden. Hierfür 

werden als Kennzeichen die Buchsta-

ben V = Teilschlag ist vollständig  Dauer-

grünland, T = Teilschlag ist teilweise 

 Dauergrünland, U = umweltsensibles 

 Dauergrünland oder leer = kein  Dauer-

grünland genutzt, siehe Seite 52.

 ▶ Wo welche Daten 
eintragen?

In die ersten Spalten des Flächenver-

zeichnisses gehören die Daten zu den 

Feldblöcken, in denen Flächen oder 

Schläge bewirtschaftet werden. Hier-

für wird der Flächenidentifikator 

( FLIK) benötigt, der bei Flächen außer-

halb von NRW bei den zuständigen 

Ämtern der betreffenden Bundeslän-

der erfragt werden kann. 

Die Feldblöcke sind in der Spalte 1 mit 

einer laufenden Nummer versehen, die 

bei neu hinzukommenden Feldblöcken 

entsprechend im  Flächenverzeichnis 

fortgeführt werden muss. Hierbei wird 

die auf die letzte Nummer folgende 

Nummer vergeben. Wird ein vor-

geblendeter  Feldblock nicht mehr be-

wirtschaftet, so ist dieser zu löschen 

und die laufende Nummer entfällt. Die 

Feldblockidentifikation ( FLIK) steht in 

Spalte 2, in Spalte 3 steht die kauf-

männisch gerundete Gesamtgröße des 

Feldblockes in ha, ar. Die Gesamtgröße 

des Feldblockes ohne die betreffenden 

 Landschaftselemente wird wiederge-

geben. Im Rahmen der Überprüfung 

der Feldblockgrenzen aufgrund neuer 

 Luftbilder oder im Rahmen von Vor-

Ort-Kontrollen können sich die Grö-

ßenangaben gegenüber dem Vorjahr 

geändert haben. 

 ▶ Neue Flächen aufnehmen

Die Antragsteller, die in diesem Jahr 

für neue Flächen einen Flächennach-

weis erbringen müssen, benötigen die 

entsprechenden FLIKs. Sind diese 

nicht bekannt, können die zutreffen-

den Feldblöcke und deren Bezeich-

nung im Internet mit Hilfe des Pro-

gramms  Feldblock-Finder gesucht wer-

den. Diese sind dann in den Spalten 

2.1 und 2.2 im  Flächenverzeichnis in 

 ELAN erfasst und das entsprechende 

Luftbild kann anschließend unter GIS 

nachgeladen werden. Sollte nur die La-

ge des neuen Feldblockes bekannt 

sein, da er zum Beispiel neben einem 

beantragten  Feldblock liegt, so kann 

das Nachladen des neuen Feldblockes 

auch ohne Bezeichnung per Mausklick 

erfolgen. Weitere detailliertere Infor-

mationen hierzu können dem Hand-

buch, das im  ELAN-Programm zur Ver-

fügung steht, entnommen werden. 

 ▶ Schläge getrennt angeben 

Alle Schläge eines Betriebes sind im 

 Flächenverzeichnis anzugeben. Ein 

 Schlag ist definiert als eine zusam-

menhängende landwirtschaftlich ge-

nutzte Fläche eines Betriebsinhabers, 

die mit einer Kulturart bestellt oder 

aus der Produktion genommen ist. So-

mit kann ein  Schlag immer nur einma-

lig im  Flächenverzeichnis eine Frucht-

artangabe aufweisen und nur in einem 

 Feldblock vorkommen. Eine Ausnahme 

stellen Schläge in Baden-Württemberg 

oder Rheinland-Pfalz dar. Für jeden 

 Schlag müssen die Nutzung und die 

beantragte Fläche sowie eine eindeuti-

ge und einmalige Nummer in Spalte 6 

des Flächenverzeichnisses angegeben 

werden. Es kann freiwillig zu jeder 

Schlagnummer in Spalte 7 eine eigene 

zusätzliche Bezeichnung zur eigenen 

besseren Orientierung für den betref-

fenden  Schlag angegeben werden. Auf-

grund der erweiterten Codierungsliste 

der Fruchtarten sind gegebenenfalls 

Schläge im  Flächenverzeichnis neu 

aufzuteilen, da für jede Nutzungsanga-

be ein einzelner  Schlag gebildet wer-

den muss. Für Schläge, die in 2015 neu 

bewirtschaftet werden, muss geprüft 

werden, ob die Zuteilung eines neuen 

Feldblockes notwendig ist oder der 

hinzugekommene  Schlag bereits Be-

standteil eines zugeordneten Feldblo-

ckes ist. 

Für die Förderung im Bereich der 

 Agrar umweltmaßnahmen, der  Aus-

Abbildung 3: In 

jedem Fall sind 

durch den Antrag-

steller die vorge-

gebenen Angaben 

aus dem Vorjahr 

zu den Feldblö-

cken und den 

Schlägen und Teil-

schlägen zu über-

prüfen und gege-

benenfalls zu än-

dern. Erkennbar 

sind die Einstu-

fungen der Fläche 

als  Dauergrünland 

in Spalte 9.
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 ▶ Verzeichnis der anzugebenden Kulturarten/Fruchtarten 2015 

Code Fruchtart/Kulturart Kate-
gorie

Systematik für die  Anbaudiversifizierung

Spezielle  Greening-Fruchtarten

50 Mischkulturen Saatgutmi-
schung

AL 4. Mischkultur

51 Mischkulturen in Rei-
henanbau

AL abhängig von den beteiligten Kulturen

54 Streifen am Waldrand ÖVF AL 3. Brachliegendes Land
56  Pufferstreifen ÖVF AL AL 3. Brachliegendes Land
57  Pufferstreifen ÖVF DGL DGL G  Dauergrünland
58 Feldrand ÖVF AL 3. Brachliegendes Land

Getreide (Die bisher bekannte Sammelcodierung 190 – alle Getreidearten (außer 
Mais) ist nicht mehr zulässig)

112 Winterhartweizen/Durum AL 1.28.2.1 Winterweizen
113 Sommerhartweizen/Durum AL 1.28.2.2 Sommerweizen
114 Winter-Dinkel AL 1.28.2.1 Winterweizen
115 Winterweichweizen AL 1.28.2.1 Winterweizen
116 Sommerweichweizen AL 1.28.2.2 Sommerweizen
118 Winter-Emmer/-Einkorn AL 1.28.2.1 Winterweizen
119 Sommer-Emmer/-Einkorn AL 1.28.2.2 Sommerweizen
121 Winterroggen AL 1.28.3.1 Winterroggen
122 Sommerroggen AL 1.28.3.2 Sommerroggen
125 Wintermenggetreide AL 4. Mischkultur
131 Wintergerste AL 1.28.4.1 Wintergerste
132 Sommergerste AL 1.28.4.2 Sommergerste
142 Winterhafer AL 1.28.5.1 Winterhafer
143 Sommerhafer AL 1.28.5.2 Sommerhafer
144 Sommermenggetreide AL 4. Mischkultur
156 Wintertriticale AL 1.28.6.1 Wintertriticale
157 Sommertriticale AL 1.28.6.2 Sommertriticale
171 Mais (ohne Zucker-/Silo-

mais)
AL 1.28.7 Gattung: Zea (Mais)

172 Zuckermais AL 1.28.7 Gattung: Zea (Mais)
181 Rispenhirse (Panicum) AL 1.28.9 Gattung: Panicum (Rispenhirsen)
182 Buchweizen AL 1.30.1 Gattung: Fagopyrum
183 Sorghumhirse 

(Körnersorghum)
AL 1.28.8 Gattung: Sorghum 

(Sorghumhirsen)
186 Amarant (Amarant/Fuchs-

schwanz)
AL 1.1.1. Gattung: Amarant

Eiweißpflanzen

210 Erbsen zur Körnergewin-
nung 

AL 1.14.7 Gattung: Pisum (Erbse)

211 Gemüseerbse AL 1.14.7 Gattung: Pisum (Erbse)
220 Acker-/Puff-/Pferdebohne AL 1.14.8 Gattung: Vicia (Wicken)
221 Wicken (Pannoni./Zottel/

Saat)
AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen

222 Dicke Bohne AL 1.14.8 Gattung: Vicia (Wicken)
230 Lupinen AL 1.14.5 Gattung: Lupinen (Lupinus)
240 Gemenge Erbsen/Bohnen AL 4. Mischkultur
250 Gemenge Leguminosen/

Getreide
AL 4. Mischkultur

292 Linsen (Speise-Linse) AL 1.14.4 Gattung: Lens (Linsen)

Ölsaaten

311 Winterraps AL 2.1.2.1.1 Winterraps
312 Sommerraps AL 2.1.2.1.2 Sommerraps
315 Winterrübsen 

(auch Rübsamen)
AL 2.1.2.2.1 Winterrübsen

316 Sommerrübsen 
(auch Rübsamen)

AL 2.1.2.2.2 Sommerrübsen

320 Sonnenblumen AL 1.6.13 Gattung: Helianthus (Sonnenblu-
men)

330 Sojabohnen AL 1.14.3 Gattung: Glycine
341 Lein (Flachs, Leinsamen) AL 1.20.1 Gattung: Linum (Lein)
392 Krambe/Echter Meerkohl AL 2.1.4.1 Art: Eruca vesicaria (Senfrauke), 

früher auch Eruca sativa
393 Leindotter AL 2.1.3.1 Art: Leindotter (Camelina sativa)

Ackerfutter

411 Silomais (als Hauptfutter) AL 1.28.7 Gattung: Zea (Mais)
413 Futterrübe/Runkelrübe AL 1.1.3. Gattung: Beta (Rüben)

Code Fruchtart/Kulturart Kate-
gorie

Systematik für die  Anbaudiversifizierung

414 Kohl-/Steckrüben AL 2.1.2.1.2 Sommerraps
421 Klee 

(stickstoffbindend, ÖVF)
AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen

422 Kleegras AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen
423 Luzerne AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen
424 Ackergras AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen
425 Klee-Luzerne-Gemisch AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen
426 Klee (nicht stickstoffbin-

dend/ÖVF)
AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen

431 Esparsette AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen
432 Serradella AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen

 Dauergrünland

459 Grünland ( Dauergrünland) DGL G  Dauergrünland
461  Dauergrünland 

(aus Ackerfutter)
DGL G  Dauergrünland

480 Streuobst mit DGL-Nutzung DGL G  Dauergrünland
492 etablierte lokale Praktiken DGL G  Dauergrünland

 Stilllegung und Aufforstung im Sinne Ländlicher Raum

563 Langjährige oder 20 jähri-
ge  Stilllegung AL

AL 3. Brachliegendes Land

564 Aufforstung Ländl.Raum S  
567 Langjährige oder 20 jähri-

ge  Stilllegung DGL
DGL G  Dauergrünland

572 Uferrandstreifenprogramm 
(DGL)

DGL G  Dauergrünland

573 Uferrandstreifenprogramm 
(AL)

AL 3. Brachliegendes Land

574  Blühstreifen 
(MSL-Maßnahme)

AL 3. Brachliegendes Land

575 Blühfläche 
(MSL-Maßnahme)

AL 3. Brachliegendes Land

576 Schutzstreifen Erosion AL 3. Brachliegendes Land
583 Naturschutz 

(1307/2013-32-2bi)
S  

593 Brachefläche 
 Vertragsnaturschutz

AL 3. Brachliegendes Land

Aus der Produktion genommen

591 AL aus Erzeugung genom-
men

AL 3. Brachliegendes Land

592 DGL aus Erzeugung ge-
nommen

DGL G  Dauergrünland

Hackfrüchte

602 Kartoffeln AL 2.2.2.1 Art: Solanum tuberosum 
(Kartoffel)

603 Zuckerrüben AL 1.1.3. Gattung: Beta (Rüben)
604 Topinambur AL 1.6.13 Gattung: Helianthus 

(Sonnenblumen)

Gemüse

612 Gemüserübsen AL 2.1.2.2 Art: Rübsen (Brassica rapa)
613 Gemüsekohl 

(auch Zierkohl)
AL 2.1.2.3 Art: Gemüsekohl (Brassica 

oleracea)
614 Brauner Senf 

(Sareptasenf)
AL 2.1.2.4 Art: Brauner Senf (Brassica 

juncea)
615 Echte Brunnenkresse AL 2.1.11.1 Art: Echte Brunnenkresse 

(Nasturtium officinale)
616 Senfrauke 

(Garten-S., Rucola)
AL 2.1.5 Gattung: Eruca (Senfrauken)

617 Gartenkresse AL 2.1.8.1 Art: Gartenkresse (Lepidum 
sativum)

618 Gartenrettiche AL 2.1.12.1 Art: Gartenrettich (Raphanus 
sativus)

619 Weißer Senf AL 2.1.13.1 Art: Weißer Senf (sinapis alba)
620 Gemüserübe AL 2.1.2.1.2 Sommerraps
622 Tomaten AL 2.2.2.2 Art: Solanum lycopersicum 

(Tomate)
623 Auberginen AL 2.2.2.3 Art: Solanum melongena 

(Aubergine)
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 ▶ Verzeichnis der anzugebenden Kulturarten/Fruchtarten 2015 – Fortsetzung

Code Fruchtart/Kulturart Kate-
gorie

Systematik für die  Anbaudiversifizierung

624 Paprika, Chilli, Peperoni AL 2.2.3.1 Art: Spanischer Pfeffer 
(Capsicum annuum)

625 Schwarze Tollkirsche AL 2.2.1.1 Art: Atropa belladonna 
(Schwarze Tollkirsche)

627 Salatgurke 
(auch Einlegegurke)

AL 2.3.1.1 Art: Cucumis sativus 
(Salatgurke)

628 Zuckermelone (cucumis 
melo)

AL 2.3.1.2 Art: Cucumis melo 
(Zuckermelone)

629 Riesenkürbis 
(auch Hokkaido)

AL 2.3.2.1 Art: Cucubita maxima 
(Riesen-Kürbis)

630 Gartenkürbis (Zucchini, 
Zier.)

AL 2.3.2.2 Art: Cucurbita pepo 
(Garten-Kürbis)

631 Melone (Citrullus) 
(Wasserm.)

AL 2.3.2.3 Art: Citrullus (Melone)

633 Zwiebeln/Lauch AL 1.2.1 Gattung: Allium (Lauch)
634 Möhre (auch Futtermöhre) AL 1.3.11 Gattung: Daucus (Möhren)
635 Gartenbohne AL 1.14.6 Gattung: Phaseolus (Gartenbohne)
636 Feldsalate (auch Rapunzel) AL 1.10.3 Gattung: Valerianella (Feldsalate)
637 Salat (Garten, Lollo Rosso.) AL 1.6.15 Gattung: Lactuca (Lattiche)
638 Spinat AL 1.1.5 Gattung: Spinacia (Spinat)
639 Mangold, Rote Beete/Rote 

Rübe
AL 1.1.3. Gattung: Beta (Rüben)

640 Melde (Garten-Melde) AL 1.1.2. Gattung: Atriplex (Melden)
641 Sellerie (Knoll/Bleich/

Stang)
AL 1.3.5 Gattung: Apium (Sellerie)

642 Ampfer (Wiesen-Sauer-
ampfer)

AL 1.30.2 Gattung: Rumex (Ampfer)

643 Pastinaken AL 1.3.14 Gattung: Pastinaca (Pastinaken)
644 Zichorien/Wegwarten AL 1.6.9 Gattung: Cichorium (Zichorien/

Wegwarten)
645 Kichererbsen AL 1.14.1 Gattung: Cicer (Kichererbse)
646 Meerrettich AL 2.1.1.1 Art: Meerrettich (Amoracia 

 rusticana)
647 Schwarzwurzeln AL 1.6.21 Gattung: Scorzonera (Schwarz-

wurzeln)
648 Fenchel (Gemüse/Körner) AL 1.3.12 Gattung: Foeniculum

Küchenkräuter, Heil-und Gewürzpflanzen

651 Anethum (Dill, Gurken-
kraut)

AL 1.3.2 Gattung: Anethum

652 Kerbel (auch Wiesenkerbel) AL 1.3.4 Gattung: Anthriscus (Kerbel)
653 Bibernellen (Anis) AL 1.3.16 Gattung: Pimpinella (Bibernellen)
654 Kümmel (Echter Kümmel) AL 1.3.7 Gattung: Carum (Kümmel)
655 Kreuzkümmel AL 1.3.10 Gattung: Cuminum (Kreuzkümmel)
656 Schwarzkümmel AL 1.31.3 Gattung: Nigella (Schwarzkümmel)
657 Koriander AL 1.3.9 Gattung: Coriandrum (Korinander)
658 Liebstöckel/Maggikraut AL 1.3.13 Gattung: Levisticum
659 Petroselinum (Petersilie) AL 1.3.15 Gattung: Petroselinum
660 Basilikum AL 1.18.5 Gattung: Ocimum (Basilikum)
661 Rosmarin AL 1.18.7 Gattung: Rosmarinus
662 Salbei (auch Buntschopf) AL 1.18.8 Gattung: Salvia (Salbei)
663 Borretsch AL 1.7.1 Gattung: Borago (Borretsch)
664 Oregano (Majoran, Dost) AL 1.18.6 Gattung: Origanum (Oregano)
665 Bohnenkräuter AL 1.18.9 Gattung: Satureja (Bohnenkräuter)
666 Hyssopus (Ysop/Eisenkraut) AL 1.18.1 Gattung: Hyssopus
667 Verbenen (Echtes Eisenkr.) AL 1.38.1 Gattung: Verbena (Verbenen)
668 Lavendel AL 1.18.2 Gattung: Lavandula (Lavendel)
669 Thymian (auch Garten-

thymian)
AL 1.18.11 Gattung: Thymus (Thymiane)

670 Melissen (Zitronenmelisse) AL 1.18.3 Gattung: Melissa (Melissen)
671 Enziane AL 1.15.1 Gattung: Gentiana (Enziane)
672 Minzen (Pfefferm., 

Grüne M.)
AL 1.18.4 Gattung: Mentha (Minzen)

673 Artemisia (Wer., Estr., Beif.) AL 1.6.3 Gattung: Artemisia
674 Ringelblumen (Garten-R.) AL 1.6.4 Gattung: Calendula (Ringelblu-

men)
675 Sonnenhut (Schmalbl., 

Purpur)
AL 1.6.12 Gattung: Echinacea (Sonnenhüte)

676 Wegeriche (Spitzwegerich) AL 1.26.2 Gattung: Plantago (Wegeriche)
677 Kamillen (Echte Kamille) AL 1.6.19 Gattung: Matricaria (Kamillen)

Code Fruchtart/Kulturart Kate-
gorie

Systematik für die  Anbaudiversifizierung

678 Schafgarben (Gelbe Schaf-
garbe)

AL 1.6.1 Gattung Achillea (Schafgarben)

679 Baldriane (Echter Baldrian) AL 1.10.2 Gattung: Valeriana (Baldriane)
680 Johanniskräuter (Echtes J.) AL 1.16.1 Gattung: Hypericum (Johannis-

kräuter)
681 Frauenmantel AL 1.33.2 Gattung: Alchemilla 

 (Frauenmantel)
682 Mariendisteln AL 1.6.23 Gattung: Silybum (Mariendisteln)
683 Galega (Geißraute) AL 1.14.2 Gattung: Galega
684 Löwenzahn AL 1.6.26 Gattung: Taraxacum (Löwenzahn)
685 Engelwurzen AL 1.3.3 Gattung: Angelica (Engelwurzen)
686 Malven (Wilde Malve) AL 1.21.3 Gattung: Malva (Malven)

Andere Handelsgewächse

701 Hanf AL 1.9.1 Gattung: Cannabis (Hanf)
702 Rollrasen AL 4. Mischkultur
703 Färber-Waid AL 2.1.7.1 Art: Färber-Waid (Isatis tinctoris)
704 Glanzgräser AL 1.28.10 Gattung: Phalaris (Glanzgräser)
705 Virginischer Tabak AL 2.2.4.1 Art: Virginischer Tabak

(Nicotiana tabacum)
706 Mohn (Schlaf-, Backmohn) AL 1.25.1 Gattung: Papaver (Mohn)
707 Erdbeeren AL 1.33.1 Gattung: Fragaria (Erdbeeren)
708 Färberdisteln AL 1.6.6 Gattung: Carthamus (Färberdisteln)
709 Brennnesseln (Große 

Brennn.)
AL 1.37.1 Gattung: Urtica (Brennnesseln)

Zierpflanzen

721 Goldlack AL 2.1.6.1 Art: Erysimum cheiri (Goldlack)
722 Einjähriges Silberblatt AL 2.1.9.1 Art: Einjähriges Silberblatt 

 (Lunaria annua)
723 Garten-/Sommerlevkoje AL 2.1.10.1 Art: Garten-/Sommerlevkoje 

(Matthiola incana)
724 Kugelamarant (Echter K.) AL 1.1.4. Gattung: Gomphrena 

 (Kugelamarant)
725 Taglilien (Essbare Taglilie) AL 1.2.2 Gattung: Hemerocallis (Taglilien)
726 Lilien (Türkenbund) AL 1.2.3 Gattung: Lilium (Lilien)
727 Narzissen/Osterglocken AL 1.2.4 Gattung: Narcissus (Narzissen/ 

Osterglocken)
728 Knorpelmöhren (Bischofs-

kraut)
AL 1.3.1 Gattung: Ammi (Knorpelmöhren)

729 Hasenohren (rundblättri-
ges H.)

AL 1.3.6 Gattung: Bupleurum (Hasenohren)

730 Seidenpflanzen 
(Indianer-S.)

AL 1.4.1 Gattung: Asclepias 
(Seidenpflanzen)

731 Hyazinthe (Garten-Hyazin-
the)

AL 1.5.1 Gattung: Hyacinthus (Hyazinthen)

732 Milchstern (Kap-Milchstern) AL 1.5.2 Gattung: Ornithogalum (Milchsterne)
733 Astern (Sommeraster) AL 1.6.5 Gattung: Callistephus (Astern)
734 Chrysantheme, 

Winteraster
AL 1.6.8 Gattung: Chrysanthemum 

(Chrysanthemen)
735 Strohblumen (Garten) AL 1.6.14 Gattung: Helichrysum 

(Strohblumen)
736 Edelweiß (Alpen-Edel-

weiß)
AL 1.6.16 Gattung: Leontopodium 

(Edelweiß)
737 Margeriten AL 1.6.17 Gattung: Leucanthemum 

(Margeriten)
738 Rudbeckien (Sonnenhut) AL 1.6.20 Gattung: Rudbeckia (Rudbeckien)
739 Tagetes AL 1.6.24 Gattung: Tagetes (Tagetes)
740 Wucherblumen (Mutter-

kraut)
AL 1.6.25 Gattung: Tanacetum 

(Wucherblumen)
741 Strandflieder 

(Geflügelter S.)
AL 1.27.1 Gattung: Limonium 

(Strandflieder)
742 Spreublumen (Einj. Pa-

pierbl.)
AL 1.6.27 Gattung: Xeranthemum 

(Spreublumen)
743 Zinnien AL 1.6.28 Gattung: Zinnia (Zinnien)
744 Taubnesseln (Weiße Taub-

nessel)
AL 1.37.2 Gattung: Lamium (Taubnesseln)

745 Gladiolen (Gartengladiole) AL 1.17.3 Gattung Gladiolus (Gladiolien)
746 Tulpen (Garten-Tulpe) AL 1.19.1 Gattung: Tulipa (Tulpen)
747 Christophskräuter AL 1.31.1 Gattung: Actaea/Cimicifuga 

(Christophskräuter)
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Code Fruchtart/Kulturart Kate-
gorie

Systematik für die  Anbaudiversifizierung

748 Feldrittersporne AL 1.31.2 Gattung: Consolida/Delphinum 
(Feldrittersporne)

749 Scabiosen (Samt, Kugel) AL 1.10.1 Gattung: Scabiosa (Scabiosen)
750 Dahlien (Garten-Dahlie) AL 1.6.11 Gattung: Dahlia (Dahlien)
751 Rhodiola (Rosenwurz) AL 1.12.1 Gattung: Rhodiola (Rhodiola)
752 Krokusse (Safran, 

 Garten-K.)
AL 1.17.2 Gattung: Crocus (Krokusse)

753 Hibiskus AL 1.21.1 Gattung: Hibiscus (Hibiskus)
754 Strauch-/Bechermalven AL 1.21.2 Gattung: Lavatera 

(Strauch-/Bechermalven)
755 Wolfsmilch (Weißrand) AL 1.13.1 Gattung: Euphorbia (Wolfsmilch)
756 Löwenmäulchen AL 1.26.1 Gattung: Antirrhinum 

 (Löwenmäulchen)
757 Garten-Montbretie AL 1.17.1 Gattung: Crocosmia (Montbretien)
758 Halskräuter  

(Blaues Halskraut)
AL 1.8.1 Gattung: Trachelium (Halskräuter)

759 Gipskräuter (Schleierkraut) AL 1.11.2 Gattung: Gypsophila (Gipskräuter)
760 Amerikanisches 

Pampasgras
AL 1.28.1 Gattung: Cortaderia 

(Pampasgräser)
761 Kosmeen 

(Schmuckkörbchen)
AL 1.6.10 Gattung: Cosmos (Kosmeen)

762 Nachtkerzen (Diptam) AL 1.34.1 Gattung: Diptam (Nachtkerzen)
763 Nachtkerzen 

(Gewöhnliche N.)
AL 1.23.1 Gattung: Oenothera 

(Nachtkerzen)
764 Königskerzen 

(Großblütige K.)
AL 1.35.1 Gattung: Verbascum 

(Königskerzen)
765 Kapuzinerkressen AL 1.36.1 Gattung: Tropaeolum 

(Kapuzinerkressen)
766 Pfingstrosen 

(auch Strauch)
AL 1.24.1 Gattung: Paeonia (Pfingstrosen/

Päonien)
767 Schwertlilien (Deutsche S.) AL 1.17.4 Gattung: Iris (Schwertlilien)
768 Wiesenknopf 

(Kl. W., Pimpine.)
AL 1.33.3 Gattung: Sanguisorba 

(Wiesenknopf)
769 Zieste (Deutscher, Knollen) AL 1.18.10 Gattung: Stachys (Zieste)
770 Vergissmeinnicht 

(Wald-Verg.)
AL 1.7.2 Gattung: Mysotis 

(Vergissmeinnicht)
771 Portulak AL 1.29.1 Gattung: Portulaca (Portulak)
772 Nelken (Bartn., Land/Edel) AL 1.11.1 Gattung: Dianthus (Nelken)
773 Ageratum 

(Gew. Leberbalsam)
AL 1.6.2 Gattung: Ageratum

774 Lonas 
(Gelber Leberbalsam)

AL 1.6.18 Gattung: Lonas

775 Kornblumen AL 1.6.7 Gattung: Centaurea (Kornblumen)
776 Veilchen und 

Stiefmütterchen
AL 1.39.1 Gattung: Viola (Veilchen)

Energiepflanzen

802 Silphium 
(Durchwachs., Becher)

DK  

803 Sudangras, Zuckerhirse AL 1.28.8 Gattung: Sorghum 
(Sorghumhirsen)

804 Sida (Virginiamalve) AL 1.21.4 Gattung: Sida
805 Igniscum DK  

 Dauerkulturen

822 Streuobst (ohne Wiesen-
nutzung)

DK  

 ▶ Verzeichnis der anzugebenden Kulturarten/Fruchtarten 2015 – Fortsetzung

Code Fruchtart/Kulturart Kate-
gorie

Systematik für die  Anbaudiversifizierung

825 Kernobst z. B. Äpfel, 
Birnen

DK  

826 Steinobst DK  
827 Beerenobst DK  
829 Sonstige Obstanlagen DK  
833 Haselnüsse DK  
834 Walnüsse DK  
838 Baumschulen (ohne Bee-

renobst)
DK  

839 Beerenobst zur 
Vermehrung

DK  

840 Korbweiden DK  
841 Niederwald mit 

Kurzumtrieb
DK  

842 Rebland DK  
850 Sonstige  Dauerkulturen DK  
851 Rhabarber DK  
852 Chinaschilf/Miscanthus DK  
853 Riesenweizengras/ 

Szarvasi-Gras
DK  

854 Rohrglanzgras DK  
856 Hopfen DK  
857 Aromahopfen DK  
858 Bitterhopfen DK  
859 Hopfen vorüberg. 

 stillgelegt
AL  

860 Spargel DK  
861 Artischocke DK  

Sonstige Flächen

907 Höhere Gewalt 
 (Zuweisung)

S  

910 Wildacker auf lw. Fläche AL 4. Mischkultur
911 Rübensamenvermehrung AL 1.1.3. Gattung: Beta (Rüben)
912 Grassamenvermehrung AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen
913 Klee-/Luzernesamen-

vermehrung
AL 5. Gras oder andere Grünfutterpflanzen

914 Versuchsflächen  
(nur BP-fähig)

AL 4. Mischkultur

924 Vertragsnaturs. ohne 
landw. N.

S  

972 NFF: Dauergrünland-
nutzung

DGL G  Dauergrünland

973 NFF: Ackernutzung AL  
983 Weihnachtsbäume S  
994 Unbefestigte Mieten DGL DGL G  Dauergrünland
995 Forstflächen S  
996 Unbefestigte Mieten AL AL  

999 Gattung/Art (nicht in Liste) S  

Anmerkung zur Fruchtart 999: Diese Fruchtart darf nur verwendet werden, wenn für 
die angebaute Pflanzen keine passende Kulturart/Fruchtart in dem vorliegenden 
Verzeichnis gefunden wurde. Weiterhin ist bereits bei Antragstellung anzugeben, 
um welche Pflanzen es sich tatsächlich handelt.

Hinweis: die Fruchtarten mit einer grauen Markierung sind in der  Basisprämie nicht 
beihilfefähig.

gleichszulage für benachteiligte Ge-

biete und der  Ausgleichszahlung für 

Gebiete mit umweltspezifischen Ein-

schränkungen kann es erforderlich 

sein, in der Spalte 8 Schläge in  Teil-

schläge zu unterteilen, um bestimmte 

Gebietskulissen oder verschiedene 

Fördertatbestände, die sich auf eini-

gen Flächen überlappen können, dar-

zustellen. Soweit eine Unterteilung 

der Schläge in mehreren Teilschlägen 

bereits in den Vorjahren erfolgt ist, 

sollte die Schlageinteilung in die be-

treffenden  Teilschläge nach Möglich-

keit beibehalten werden.

Da dieses Jahr erstmals auch Angaben 

zu den ÖVF im  Flächenverzeichnis ge-

macht werden können, kann auch hier-

für eine Teilschlagbildung erforderlich 

sein. Dies ist zum Beispiel der Fall, 

wenn ein Getreideschlag nach der Ern-

te nur teilweise mit Zwischenfrüchten 

bestellt und als ÖVF beantragt werden 

soll. Weiterhin ist gegebenenfalls eine 

Teilschlagbildung erforderlich, wenn 

ein Teil des Schlages die Bedingungen 

der ganzjährigen Beihilfefähigkeit 

nicht erfüllt.

 ▶ Fruchtarten eintragen 

In den folgenden Spalten 13 und 14 

werden die Nutzungsangaben aus 

dem Jahr 2014 angezeigt. Die Nutzung 
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zur Ernte 2015 wird anhand einer Co-

dierungsangabe in den Spalten 16 und 

17 aufgeführt. Diese Angabe erfolgt 

teilschlagweise, wobei ein  Schlag nur 

eine Nutzung haben kann und bei den 

dazugehörigen Teilschlägen sich dann 

die Nutzungsangabe wiederholt. 

 Unter Nutzung zur Ernte 

2015 ist die Hauptkultur 

einzutragen, wobei darunter 

die Kultur verstanden wird, 

die sich vom 1. Juni bis 15. Juli am 

längsten auf dem  Schlag befindet. Von 

der Ernte oder dem Umbruch einer 

Kultur bis zur Aussaat der nachfolgen-

den Kultur ist grundsätzlich weiterhin 

die geerntete oder umgebrochene Kul-

tur maßgeblich. 

Für jeden  Schlag ist auf Ebene des 

Teilschlages die tatsächlich genutzte 

Fläche in ha, ar, ohne Berücksichti-

gung der Größe der beantragten  Land-

schaftselemente, in Spalte 18 anzuge-

ben. Diese Flächenangabe wird kauf-

männisch gerundet. 

Eine Ausnahme hiervon bilden ab die-

sem Jahr die Streifen an Waldrändern, 

die  Pufferstreifen an Gewässern und 

die Feldrandstreifen, die zwingend in 

ha, ar und m2 ohne Rundung anzuge-

ben sind. Es ist in jedem Fall zu beach-

ten, dass in der Summe nicht mehr 

Fläche beantragt werden kann, als die 

gesamte Feldblockgröße hergibt. 

 ▶ Ansaatjahr und  Greening 
neu hinzugekommen

 Dieses Jahr ist die Spalte 15 

neu in das  Flächenverzeich-

nis aufgenommen worden. 

In dieser Spalte ist ver-

pflichtend, das Ansaatjahr für das 

Grünland einzutragen. Befindet sich 

auf einer Fläche fünf Jahre lang Grün-

land, erhält die Fläche den  Dauergrün-

land-Status. Liegt das tatsächliche An-

saatjahr vor dem Jahr 2009, so ist die 

Jahreszahl 2009 anzugeben. Die Anga-

be des Ansaatjahres meint das erste 

Jahr, in dem Gras oder eine Grünfutter-

pflanze auf der Fläche ausgesät wurde, 

gemeint ist damit nicht die Nachsaat 

der Grünland- oder Ackerfutterfläche, 

siehe Seite 52.

 Die im  Flächenverzeichnis 

neu hinzugefügten Spalten 

19 bis 21 sind für die not-

wendigen Eintragungen in 

Zusammenhang mit dem  Greening not-

wendig. In Spalte 19 ist anzugeben, ob 

und in welcher Weise der Teilschlag 

als ÖVF beantragt wird. Es sind nur An-

gaben zu machen, wenn die Erbrin-

gung der 5 % Vorrangflächen zu erfül-

len sind und keine Befreiungstatbe-

stände vorliegen. Der ÖVF-Typ wird 

mit einer Codeziffer angegeben, siehe 

Seite 24. 

 ▶  Ökologische 
Vorrangflächen 

In die Spalten 20 und 21 ist für die 

 Pufferstreifen an Gewässern, den Feld-

randstreifen und den Streifen an Wald-

rändern, die als ÖVF beantragt sind, 

der jeweilige Bezugsschlag anzugeben. 

Dieser Bezugsschlag soll verdeutli-

chen, an welchen Ackerschlag der je-

weilige Streifen angrenzt. Die ÖVF in 

Streifenform sind als gesonderte  Teil-

schläge anzugeben. Für jeden Teil-

schlag ist eine Skizze in  ELAN in der 

Maske GIS einzuzeichnen.

 ▶ So geht’s auf Papier

Die grundsätzliche Beantragung der 

Flächen mittels eines herkömmlichen 

Antrages in Papierform hat sich mit 

Ausnahme der geschilderten Neuerun-

gen gegenüber den Vorjahren nicht ge-

ändert. Die Änderungen des Flächen-

verzeichnisses sind auch im Papieran-

trag vorhanden. Die notwendigen Ein-

tragungen erfolgen wie für das  ELAN-

Verfahren beschrieben. Einen Papier-

antrag erhalten Sie bei ihrer zuständi-

gen Kreisstelle, dort kann dieser form-

los angefordert werden. Die Erstellung 

von Papieranträgen soll im Laufe des 

Aprils erfolgen. Für die Eintragungen 

in die Papierformulare bitte keinen 

Bleistift, sondern einen Kugelschreiber 

oder Tinte benutzen. 

 ▶  Datenbegleitschein nicht 
vergessen 

Die Anträge und somit auch das  Flä-

chenverzeichnis müssen bis zum 

15. Mai bei der zuständigen Kreisstelle 

eingereicht werden. Später eingehen-

de Anträge sind zu kürzen oder ganz 

abzulehnen, dieses gilt auch für den 

elektronisch ausgefüllten Antrag. Er ist 

per Internet zu versenden, anschlie-

ßend der  Datenbegleitschein auszu-

drucken, zu unterschreiben und gege-

benenfalls ergänzt um weitere Anlagen 

oder Nachweise fristgerecht bei der 

zuständigen Kreisstelle einzureichen. 

Nur wenn nach dem Absenden des 

 ELAN-Antrages per Internet auch der 

 Datenbegleitschein rechtzeitig bei der 

zuständigen Kreisstelle eingereicht 

wird, sind die Fördermaßnahmen frist-

gerecht beantragt. 

Bei Gesellschaften müssen alle Gesell-

schafter den Antrag unterschreiben 

oder es ist eine entsprechende schriftli-

che Vollmacht vorzulegen. Zur Erteilung 

einer Vollmacht befindet sich im  ELAN-

Programm eine entsprechende Maske, 

mit deren Hilfe Vollmachten vergeben 

oder auch widerrufen werden können. 

Vollmachtserklärungen müssen zur An-

tragstellung immer in schriftlicher Form 

mit den dazugehörigen Unterschriften 

bei der Kreisstelle eingereicht werden. 

Unbedingt sind die Hinweise im An-

schreiben, zu den Flächen- und LE-Ver-

zeichnissen, in den Merkblättern und in 

den Formularen und Hinweisblättern 

der verschiedenen Fördermaßnahmen 

zu beachten. Informationen zu den 

Feldblöcken können auch im Internet 

unter www.landwirtschaftskammer.de 

in der Ru brik Förderung/Feldblöcke ab-

gerufen werden.

Auch bei einer elektronischen Antrag-

stellung sollte jeder Antragsteller vor 

Antragseinreichung die von ihm ge-

machten Angaben in Ruhe noch mal 

prüfen. Da einige neue Anlagen zum 

Sammelantrag oder auch der Antrag 

auf Zuweisung von Zahlungsansprü-

chen hinzugekommen sind, sollte 

auch darauf geachtet werden, dass al-

le benötigten Anlagen und eventuelle 

Nachweise vollständig und korrekt 

ausgefüllt sind. Nachweise oder ge-

sonderte Anlagen in Papierform soll-

ten zusammen mit dem  Datenbegleit-

schein bei der Kreisstelle eingereicht 

werden. 

Sollten sich nach der Antragstellung 

noch Änderungen gegenüber den im 

 Flächenverzeichnis ursprünglich ge-

machten Angaben ergeben, so sind 

diese unverzüglich in schriftlicher 

Form bei der Kreisstelle vorzulegen. ◀

Neu

Neu

Neu

Abbildung 4: Die 

aktuelle Nutzung 

der Fläche wird in 

die Spalten 16 bis 

18 des Flächen-

verzeichnisses 

eingetragen. Die 

Angaben zu den 

Ökologischen Vor-

rangflächen gehö-

ren in die Spalten 

19 bis 21.
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Im Antragsverfahren wird zwischen na-

türlichen Personen und Personengesell-

schaften sowie juristischen Personen 

unterschieden. Die Erfordernisse, so-

wohl einen Basisprämienantrag als 

auch einen Antrag auf Zahlung für 

 Junglandwirte zu stellen, gelten für Ein-

zelpersonen wie auch für juristische 

Personen und Vereinigungen natürlicher 

Personen gleichermaßen. Ebenso gilt 

für alle  Antrag stellervarianten, dass mit 

dem Antrag auf Zahlung der  Basisprä-

mie  Zahlungsansprüche aktiviert wer-

den müssen. Unterschiede gibt es aller-

dings bei den weiteren Voraussetzun-

gen Alter, Niederlassungszeitpunkt und 

Betriebskontrolle. Auf die Möglichkeit, 

weitere Förderkriterien für  Junglandwir-

te in Bezug auf die einschlägigen Quali-

fikationen und/oder Ausbildungsanfor-

derungen zu definieren, ist in Deutsch-

land verzichtet worden.

Im Rahmen des Papierantragsverfah-

rens ist den einzelnen Antragstellerva-

rianten dadurch Rechnung getragen 

worden, dass es zwei gesonderte An-

tragsformulare der Anlage D gibt: ei-

nes für natürliche Personen und ein 

anderes für Personengesellschaften 

und juristische Personen. Dabei sind 

das Datum der Erstniederlassung so-

wie gegebenenfalls die Unternehmer-

nummer und die ZID-Registrierungs-

nummer des landwirtschaftlichen Be-

triebes der erstmaligen Niederlassung 

des Jung landwirtes in allen Antragsfor-

mularen anzugeben. Bei juristischen 

Personen und Personengesellschaften 

kommen noch die Namen und Geburts-

daten aller  Junglandwirte sowie die 

Unternehmernummern der weiteren 

Betriebsstätten der  Junglandwirte hin-

zu. In  ELAN sind je nach Wahl der 

Rechtsform nur die entsprechenden 

Felder veränderbar. Schließlich sind 

Kopien der Gesellschaftsverträge und 

der Handelsregisterauszüge bei einge-

tragenen Gesellschaften vorzulegen.

 ▶ Natürliche Personen

Wird die Zahlung für  Junglandwirte 

von einer natürlichen Person bean-

tragt, so darf der Junglandwirt im ers-

ten Jahr der Antragstellung auf Zah-

lung der  Basisprämie nicht älter als 

40  Jahre alt werden. Die Altersgrenze 

von 40 Jahren ist nur im Jahr der erst-

maligen Beantragung der  Basisprämie 

maßgeblich und gilt auch für die An-

träge in den Folgejahren.

Beispiel 1: 
Landwirt A, geboren am 1. Januar 

1975, hat 2015 erstmals einen Antrag 

auf  Basisprämie gestellt. Er erfüllt im 

Antragsjahr 2015 die Alterseigenschaft 

für die Junglandwirteprämie. Er könnte 

auch im Jahr 2016 Junglandwirteprä-

mie erhalten, wenn er diese erstmalig 

in 2016 beantragt und alle weiteren 

Voraussetzungen vorliegen.

Einzelpersonen müssen sich entweder 

im Jahr der Beantragung der  Basisprä-

mie erstmals als Betriebsleiter in ei-

nem landwirtschaftlichen Betrieb nie-

derlassen oder sich während der fünf 

Jahre vor der erstmaligen Beantragung 

der  Basisprämie in einem solchen Be-

trieb niedergelassen haben. Bei der 

Berechnung des Fünf-Jahreszeitrau-

mes ist immer der Schlusstermin der 

Antragstellung für die Basisprämien-

zahlung entscheidend – für das An-

tragsjahr 2015 ist es der 15. Mai. Dem-

nach kann für das Jahr 2015 Jungland-

wirteprämie gewährt werden, wenn 

sich der Antragsteller vom 16. Mai 

2010 bis einschließlich 15. Mai 2015 

als Betriebsleiter niedergelassen hat. 

Niederlassungen vor dem 16. Mai 

2010 haben zur Folge, dass Anträge 

auf Zahlung der Junglandwirteprämie 

abgelehnt werden. Der Zeitpunkt der 

ersten Niederlassung ist im Antrag 

nachprüfbar anzugeben.

Beispiel 2: 
Landwirt B, der im Herbst 2015 34 Jah-

re alt wird, hat im März 2013 den land-

wirtschaftlichen Betrieb seines Vaters 

übernommen. Stellt er im Jahr 2015 

einen Antrag auf Auszahlung von  Ba-

sisprämie, so liegen zwischen der erst-

maligen Niederlassung als Betriebslei-

ter und der ersten Antragstellung auf 

 Basisprämie zwei Jahre, sodass Land-

wirt B die Zahlung für  Junglandwirte 

für drei Jahre erhalten könnte.

 ▶ Juristische Personen und 
Personengesellschaften

Erfolgt die Antragstellung auf Zahlung 

der Junglandwirteprämie dagegen 

durch eine juristische Person oder eine 

Vereinigung von natürlichen Per sonen, 

so erfüllt diese die genannten Voraus-

setzungen von Alter und Niederlas-

sung, wenn mindestens bei einem ihrer 

Betriebsleiter diese Eigenschaften 

 vorliegen. Anders als bei Einzelunter-

nehmern ist damit immer noch das zu-

sätzliche Merkmal der Betriebskontrol-

le durch den oder die  Junglandwirte 

anhand geeigneter Unterlagen, bei-

spielsweise des Gesellschaftsvertra-

ges, die mit dem Antrag einzureichen 

sind, nachzuweisen. Das Alterskriteri-

um wird bei Personengesellschaften 

und juristischen Personen im Gegen-

satz zu den natürlichen Personen da-

durch erfüllt, dass im ersten Jahr der 

Antragstellung auf Zahlung der 

Junglandwirteprämie diejenige Person, 

die für die Beurteilung der  Jungland-

Für die EU ist man bis 40 jung 
 Die EU fördert jetzt auch  Junglandwirte. Wer die Prämie erhalten 

möchte, muss jährlich im Rahmen des Sammelantragsverfahrens einen 
Antrag auf Zahlung der Junglandwirteprämie stellen. Eine Gewährung 

kann aber immer nur im Zusammenhang mit der Antragstellung auf Auszahlung 
der  Basisprämie erfolgen, weil die Höhe der einzelbetrieblichen Junglandwirte-
prämie anhand der aktivierten  Zahlungsansprüche festgelegt wird. Einzelheiten 
schildert André Gramsch.

Neu

Ist ein Jungland-

wirt zwar 

 Geschäftsführer, 

aber nicht an 

 einer Personen-

gesellschaft betei-

ligt, gibt es keine 

Förderung.

Foto: agrar-press
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wirte-Eigenschaft maßgeblich ist, nicht älter als 40 Jahre alt 

werden darf.

Kommen mehrere natürliche Personen in Frage, die dieses 

Alterskriterium erfüllen, so ist auf diejenige Person abzu-

stellen, die zum frühesten Zeitpunkt die Kontrolle der Perso-

nengesellschaft oder der juristischen Person übernommen 

hat. Alle weiteren Voraussetzungen müssen dann auch in 

dieser Person vorliegen.

Beispiel 3: 
Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) stellt im Jahr 

2015 nur einen Auszahlungsantrag auf  Basisprämie. In 2016 

tritt ein junger Mensch in die GbR ein. Wenn diese neu for-

mierte GbR im Jahre 2017 einen Antrag auf Junglandwirte-

prämie stellt, dann darf der junge Landwirt im Jahr 2017 

noch keine 41 Jahre alt werden.

 ▶ Wer ist der Chef?

Ein Junglandwirt ist Betriebsleiter, wenn er die Vereinigungen 

von natür lichen Personen oder juristische Person im ersten 

Jahr der Antragstellung auf Zahlung für  Junglandwirte wirk-

sam und langfristig in Bezug auf die Entscheidungen zur Be-

triebsführung, Gewinnen und finanziellen Risiken kon trolliert.

Die alleinige Kontrolle übt der Junglandwirt aus, wenn er die 

Entscheidungen zu Betriebsführung, Gewinnen und finanzi-

ellen Risiken allein treffen kann. Eine alleinige Entschei-

dungsbefugnis liegt vor, wenn der Junglandwirt auch ohne 

Zustimmung der anderen am Kapital oder der Betriebsfüh-

rung beteiligten Nicht- Junglandwirte Entscheidungen durch-

setzen kann. Dies ist regelmäßig dann der Fall, wenn der 

Junglandwirt über eine Mehrheit der Anteile und Stimm-

rechte verfügt und der Gesellschaftsvertrag für wesentliche 

Entscheidungen keine Einstimmigkeitserfordernis vorsieht 

oder wenn der Junglandwirt bestimmenden Einfluss ausübt. 

Dies ist zum Beispiel durch Sonderrechte und vertragliche 

Vereinbarungen der Fall oder wenn er durch alleiniges Veto-

recht wesentliche Entscheidungen verhindern kann.

Die gemeinschaftliche Kontrolle mit einem oder mehreren 

anderen Landwirten, die keine  Junglandwirte sind, übt der 

Junglandwirt aus, wenn keine Entscheidung zur Betriebsfüh-

rung, Gewinnen und finanziellen Risiken gegen den 

Junglandwirt getroffen werden kann. Dies ist dann gewähr-

leistet, wenn über die Entscheidungen zur  Betriebsführung 

und zum Kapital zwischen dem Junglandwirt und den ande-

ren Landwirten Übereinstimmung erzielt werden muss, ins-

besondere weil eine Patt-Situation besteht oder der 

Junglandwirt ein Vetorecht hat.

Soweit wechselnde Mehrheiten möglich sind, liegt keine ge-

meinschaftliche Kontrolle vor, da Entscheidungen im Einzel-

fall grundsätzlich auch ohne das Einvernehmen des Jungland-

wirtes getroffen werden können. Für den Fall, dass mehrere 

 Junglandwirte an der Kontrolle beteiligt sind, gelten die An-

forderungen an die Kontrolle des Betriebes auch für eine 

Gruppe von  mehreren Junglandwirten. Wird eine Personenge-

sellschaft oder juristische Person allein oder gemeinschaft-

lich von einer anderen Personengesellschaft oder juristischen 

Person kontrolliert, gelten die genannten Bedingungen für je-

de natürliche Person, die die Kon trolle über diese andere Per-

sonengesellschaft oder juristische Person ausübt.

Entscheidungen zur Betriebsführung liegen im Regelfall bei 

der Geschäftsführung, sodass der Junglandwirt entweder al-

leiniger Geschäftsführer oder Mitgeschäftsführer oder Mit-

glied des geschäftsführenden Organes sein muss. Die Be-

triebsführung umfasst dabei sowohl die Geschäftsführungs-

befugnis als auch die Außenvertretungsbefugnis. Ist ein 

Junglandwirt zwar Geschäftsführer einer Personengesell-

schaft oder juristischen Person, jedoch nicht an ihr betei-

ligt, so dürften die Voraussetzungen für die Gewährung der 

Zahlung für  Junglandwirte in der Regel nicht vorliegen.

Beispiel 4: 
Ist die Antragstellerin eine Aktiengesellschaft (AG) oder ei-

ne eingetragene Genossenschaft (eG), dürften die Voraus-

setzungen für eine gemeinschaftliche Kontrolle nicht vorlie-

gen, da der Junglandwirt sowohl Mitglied des Vorstandes als 

auch Aktionär beziehungsweise Mitglied der Genossen-

schaft sein müsste und in der Regel weder in der Hauptver-

sammlung der AG noch der Mitgliederversammlung der eG 

über mindestens 50 % der Stimmen verfügen wird.

Da je nach Rechtsform der Personengesellschaft oder 

 juristischen Person von den gesetzlichen Regelungen bezüg-

lich Betriebsführung, Gewinn und finanziellen Risiken teil-

weise vertraglich abgewichen werden kann, muss in jedem 

Einzelfall durch Vorlage geeigneter Unterlagen, insbesonde-

re des Gesellschaftsvertrages, nachgewiesen werden, ob der 

www.DLG.org

Veranstalter
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Junglandwirt die alleinige oder ge-

meinschaftliche Kontrolle hinsichtlich 

dieser Kriterien ausübt.

Beispiel 5: 
Ein 30-jähriger Landwirt bewirtschaf-

tet seit dem Frühjahr 2011 gemeinsam 

mit seinem Vater den elterlichen land-

wirtschaftlichen Betrieb in Form einer 

GbR. Der Gesellschaftsvertrag sieht 

vor, dass der Vater alle wesentlichen 

Entscheidungen trifft. Im Jahr 2015 be-

antragt die Gesellschaft die Zahlung 

für  Junglandwirte. Die GbR erhält kei-

ne Zahlung für  Junglandwirte, da der 

Sohn keine Kontrolle als Betriebsleiter 

ausübt.

 ▶ Betriebsaufnahme

Unter dem Zeitpunkt der Niederlas-

sung ist bei den Personengesellschaf-

ten und juristischen Personen die Be-

triebsaufnahme durch den oder die 

 Junglandwirte, die die Kontrolle über 

den antragstellenden  Betriebsinhaber 

ausüben, zu verstehen. Demnach be-

stimmt sich bei juristischen Personen 

und Vereinigungen natürlicher Perso-

nen der Zeitpunkt der Betriebsaufnah-

me durch den Junglandwirt danach, 

wann dieser die wirksame und lang-

fristige Kontrolle des Betriebes erst-

mals ausgeübt hat. Haben mehrere 

 Junglandwirte zu unterschiedlichen 

Zeitpunkten die Kontrolle über die Per-

sonengesellschaft oder die juristische 

Person übernommen, so gilt die erste 

Kontrollübernahme als Zeitpunkt der 

Niederlassung.

Voraussetzung für die Zahlung für 

 Junglandwirte ist demnach, dass der 

maßgebliche Junglandwirt wirksam 

und langfristig die Kontrolle als Be-

triebsleiter in einem landwirtschaftli-

chen Betrieb entweder erstmals im 

Jahr der Antragstellung auf Zahlung für 

 Junglandwirte oder während der fünf 

Jahre vor der erstmaligen Beantragung 

der Zahlung für  Junglandwirte über-

nommen hat und die weiteren Voraus-

setzungen vorliegen. Hinsichtlich der 

Berechnung des Fünf-Jahreszeitrau-

mes ist der Schlusstermin der Antrag-

stellung auf Zahlung für  Junglandwirte 

entscheidend – für das Antragsjahr 

2015 somit der 15. Mai. Auch hier ist 

im Antrag der Zeitpunkt der ersten Be-

triebsaufnahme mit geeigneten Nach-

weisen zu belegen.

 ▶ Zahlungszeitraum

Die Zahlung für  Junglandwirte wird je 

 Betriebsinhaber für maximal 90 akti-

 Kleinerzeuger werden?
Wer sich zum  Kleinerzeuger erklärt, kann einige wenige Vor-
teile in Anspruch nehmen. Allerdings gibt es dann maximal 
1 250 € Prämie. Wie das geht und für wen diese Regelung 
in Frage kommen könnte, beschreiben Rita Pritzkau und 
Gaby Behrens.

Die Teilnahme an der Kleinerzeugerre-

gelung kann jeder  Betriebsinhaber er-

klären, der im Jahr 2015 berechtigt ist, 

eine Zahlung im Rahmen der Basisprä-

mienregelung zu erhalten, der eigene 

oder gepachtete  Zahlungsansprüche 

besitzt und der die Mindestanforde-

rungen hinsichtlich der Beihilfefähig-

keit der landwirtschaftlichen Parzellen 

für den Bezug von Direktzahlungen er-

füllt.  Betriebsinhaber, die nach dem 

18. Oktober 2011 die Bedingungen, die 

es ermöglichen, an der Kleinerzeuger-

regelung teilzunehmen, geschaffen ha-

ben, wird kein Vorteil im Rahmen der 

Kleinerzeugerregelung gewährt. 

Der zu gewährende Betrag errechnet 

sich aus der Gesamtsumme aller Di-

rektzahlungen, die dem  Betriebsinha-

ber in jedem Wirtschaftsjahr zuzuwei-

sen sind, und ist auf jährlich 1 250 € 

begrenzt. Übersteigt die Summe aller 

berechneten Direktzahlungen den 

Höchstbetrag, so werden die Beträge 

aller Direktzahlungen anteilig gekürzt.

Den Teilnehmern an der Kleinerzeuger-

regelung werden folgende Vorteile ge-

währt:

 ● Keine Sanktionierung wegen nicht 

gemeldeter Flächen.

 Kleinerzeuger  unterliegen  weiterhin den fachrechtlichen Vorschriften. Foto: Imago

vierte  Zahlungsansprüche, längstens 

für einen Zeitraum von fünf Jahren ge-

währt. Der Betrag für die jährliche Zah-

lung für  Junglandwirte wird bundesein-

heitlich berechnet und im Bundesanzei-

ger bekanntgegeben. Der Zeitraum von 

fünf Jahren verkürzt sich um die Anzahl 

der Jahre, die zwischen der Niederlas-

sung des Junglandwirtes als Einzelbe-

triebsinhaber oder der Betriebsaufnah-

me durch den Junglandwirt bei Perso-

nengesellschaften sowie juristischen 

Personen und der ersten Antragstellung 

auf Zahlung für  Junglandwirte vergan-

gen sind. Die Zahlung an Personenge-

sellschaften oder an juristische Perso-

nen wird zudem nicht länger gewährt, 

wenn keiner der  Junglandwirte, die die 

Kriterien  Alter und Niederlassungszeit-

punkt erfüllen, mehr die Kontrolle über 

die juristische Person oder die Vereini-

gung natürlicher Personen ausübt. ◀

Wird die Jungland-

wirteprämie von 

einer natürlichen 

Person beantragt, 

darf der Jungland-

wirt im ersten Jahr 

der Antragstellung 

nicht älter als 40 

Jahre alt werden.

Foto: 

Alina  Wallenfang
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 ● Befreiung von den  Greening-Anfor-

derungen, wie  Anbaudiversifizie-

rung, und  Ökologische Vorrangflä-

chen (ÖVF).

 ● Befreiung von Cross-Compliance-

Auflagen.  Kleinerzeuger unterlie-

gen nicht den CC-Kontrollen.

Selbstverständlich gelten für diese 

Landwirte aber weiterhin die fach-

rechtlichen Vorschriften.

 ▶ Antrag nur 2015 möglich

Die Teilnahme an der Kleinerzeugerre-

gelung kann nur einmalig mit dem 

Sammelantrag zum Stichtag 15. Mai 

2015 mit der Anlage E beantragt wer-

den. Später eingehende Erklärungen 

können nicht mehr berücksichtigt wer-

den, da es sich hierbei um eine Aus-

schlussfrist handelt. Die Anlage E er-

setzt jedoch nicht den Antrag auf Di-

rektzahlungen. Der Antrag auf Zuwei-

sung von Zahlungsansprüchen sowie 

die erforderlichen Anträge für die Di-

rektzahlungen, also für die  Basisprä-

mie einschließlich Zahlung für das 

 Greening, für die  Umverteilungsprä-

mie und gegebenenfalls für die 

Junglandwirteprämie, müssen fristge-

recht, gültig und vollständig einge-

reicht werden.

Die Höchstförderungsdauer dieser Re-

gelung ist auf fünf Jahre begrenzt. An-

tragsteller, die ihre Teilnahme an der 

Kleinerzeugerregelung früher beenden 

möchten, können in nachfolgenden 

Antragsjahren im Rahmen der Antrag-

stellung die Teilnahme an der Kleiner-

zeugerregelung schriftlich widerrufen. 

Ein Wiedereinstieg in die Kleinerzeu-

gerregelung ist nicht möglich. Ein  Be-

triebsinhaber, der durch Vererbung 

oder vorweggenommene Erbfolge alle 

 Zahlungsansprüche von einem an der 

Kleinerzeugerregelung teilnehmenden 

 Betriebsinhaber erhält, kann die Teil-

nahme an der Kleinerzeugerregelung 

unter Vorlage geeigneter Nachweise 

zum Schlusstermin für die Einreichung 

des Sammelantrages in dem Jahr, in 

dem er erstmals die vererbten  Zah-

lungsansprüche aktiviert, schriftlich 

beantragen.

Da der Umfang der beihilfefähigen Flä-

chen im Jahr 2015 derzeit noch nicht 

feststeht, sondern sich erst aus den An-

trägen im Jahr 2015 ergibt, können die 

endgültigen Werte der  Zahlungsansprü-

che erst nach Auswertung der 2015 ge-

stellten Anträge ermittelt werden.

Zur Erleichterung der Entscheidung 

über die Teilnahme an der Kleinerzeu-

gerregelung bietet die GAP-Broschüre 

des Bundesministeriums für Ernäh-

rung und Landwirtschaft Schätzwerte 

der zu erwartenden Prämienbeträge 

für die einzelnen Direktzahlungen in 

den Jahren 2015 bis 2019, siehe auch 

Seite 8. Bei der Entscheidung ist auch 

zu bedenken, dass  Betriebsinhaber 

mit weniger als 10 ha Ackerland von 

der  Anbaudiversifizierung und  Be-

triebsinhaber, deren Ackerland nicht 

mehr als 15 ha beträgt, von der Aus-

weisung der ÖVF befreit sind. Insbe-

sondere für  Betriebsinhaber, die eine 

beihilfefähige Fläche zwischen 3,0 

und 3,6 ha haben, stellt sich die Frage, 

ob es sich lohnt, an der Kleinerzeuger-

regelung teilzunehmen. In der Tabelle 

und der Grafik sind Berechnungsbei-

spiele zusammengefasst. Für die Be-

rechnungen wurden die geschätzten 

Werte der  Zahlungsansprüche und der 

Prämiensätze aller Direktzahlungen 

für das Wirtschaftsjahr 2015 der GAP-

Broschüre angenommen.  ◀

 ▶ Berechnungsbeispiele

beihilfefähige Fläche, ha 3 3,1 3,2 3,3 3,4 3,5 4 5

Maßnahme/
geschätzter 
Prämien-
satz

 Basisprämie/188 €/ha 564 583 602 620 639 658 752 940
Greeningprämie/87 €/ha 261 270 278 287 296 305 348 435
 Umverteilungsprämie 50 €/ha 150 155 160 165 170 175 200 250
Junglandwirteprämie 44 €/ha 132 136 141 145 150 154 176 220

geschätzter 
Gesamtbe-
trag aller 
Direktzah-
lungen

Ohne gleichzeitiger Beantragung der Junglandwirteprämie

Auszahlungsbetrag mit 
 Kleinerzeugerregelung 975 1 008 1 040 1 073 1 105 1 138 1 250 1 250

Auszahlungsbetrag ohne 
Kleinerzeugerregelung 975 1 008 1 040 1 073 1 105 1 138 1 300 1 625

Bei gleichzeitiger Beantragung der Junglandwirteprämie

Auszahlungsbetrag mit 
 Kleinerzeugerregelung 1 107 1 144 1 181 1 218 1 250 1 250 1 250 1 250

Auszahlungsbetrag ohne 
Kleinerzeugerregelung 1 107 1 144 1 181 1 218 1 255 1 292 1 476 1 845
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 ▶ Was bringt die Kleinerzeugerregelung?
Broschüre „Umsetzung der EU-

Agrarreform in Deutschland“

Das Bundesministerium für Er-

nährung und Landwirtschaft 

hat eine Broschüre mit den 

wichtigsten Regelungen zur 

Umsetzung der Agrarreform 

in Deutschland für das Jahr 

2015 erstellt. Diese Broschü-

re gibt einen guten und ver-

ständlichen Überblick über 

die neuen Regelungen und 

kann beim Einstieg in das 

Thema helfen. Interessierte 

finden Sie unter www.land-

wirtschaftskammer.de in der Rubrik Förde-

rung, Broschüren. ◀

Ausgabe 2015

Umsetzung der EU-Agrarreform in Deutschland

www.bmel.de

Foto: Alina Wallenfang
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Seit dem 1. Januar 2015 müssen  Be-

triebsinhaber, die ein Anrecht auf Zah-

lung im Rahmen der Basisprämienre-

gelung haben, auf ihren beihilfefähi-

gen Flächen das  Greening einhalten. 

Dies gilt für alle bewirtschafteten Flä-

chen eines Betriebes, unabhängig da-

von, ob mit diesen Flächen  Zahlungs-

ansprüche aktiviert werden oder nicht. 

Hierunter fallen auch beispielsweise 

die Flächen, die die Mindestparzellen-

größe nicht erreichen. Bei den Flächen 

ist zu berücksichtigen, dass die be-

wirtschafteten Parzellen mit den an-

grenzenden oder auf der Fläche be-

findlichen Landschaftselementen zu 

einer sogenannten Bruttofläche ad-

diert werden und diese Bruttofläche 

für die Überprüfung der Erfüllung der 

Greeningverpflichtungen herangezo-

gen wird. 

 ▶ 87 € Prämie pro ha 2015

Die sogenannte Greeningprämie wird 

ab 2015 grundsätzlich für alle beihilfe-

fähigen Flächen des Betriebes ge-

währt, für die der  Betriebsinhaber im 

jeweiligen Antragsjahr einen Anspruch 

auf die  Basisprämie hat. Dies bedeu-

tet, dass auch Betriebe, die aus unter-

schiedlichen Gründen vom  Greening 

befreit sind, die Prämie erhalten. Sie 

wird ab dem Jahr 2015 im gesamten 

Bundesgebiet als einheitliche Prämie 

gewährt, im Antragsjahr 2015 wird sie 

nach vorläufigen Schätzungen 87 €/ha 

betragen. Die endgültige Prämienhöhe 

steht erst etwa vier Wochen vor der 

Auszahlung fest.

 ▶ Kopplung an  Basisprämie

Die Greeningprämie ist immer an die 

 Basisprämie gekoppelt. Durch die Be-

antragung der  Basisprämie wird auch 

die Greeningprämie beantragt.  Gree-

ning ist verpflichtend für alle Landwir-

te, die die  Basisprämie beantragen. 

Ein Verzicht auf die Greeningprämie, 

um von den Anforderungen entbunden 

zu sein, ist nicht möglich. Landwirte 

erhalten die Greeningprämie nur dann 

in voller Höhe, wenn die entsprechen-

den Auflagen eingehalten werden. 

Nicht erfüllte Auflagen können zum ei-

nen zu Kürzungen der Greeningprämie 

selbst und ab dem Jahr 2017 auch zu 

Kürzungen über die Greeningprämie 

hinaus, das heißt zu einer Kürzung der 

 Basisprämie, führen.

Unterschiedliche Anforderungen

 Das  Greening umfasst die folgenden 

Maßnahmen:

1.  Anbaudiversifizierung,

2. Erhalt des Dauergrünlandes und

3. Ausweisung einer Flächennutzung 

im Umweltinteresse, die sogenann-

ten Ökologischen Vorrangflächen 

(ÖVF).

  Die  Greening-Maßnahmen  Anbau-

diversifizierung und ÖVF müssen auf 

den Ackerflächen erbracht werden, 

das Gebot zum Erhalt des Dauergrün-

landes auf den Dauergrünlandflächen 

des Betriebes. Für Dauerkulturflächen 

gibt es keine  Greening-Verpflichtun-

gen. Bezugsgrundlage für alle Anforde-

rungen des Greenings sind die Flä-

chen, die dem  Betriebsinhaber zum 

Schlusstermin der Antragstellung, also 

spätestens am 15. Mai, zur Verfügung 

stehen. Die Anforderungen müssen je-

weils – sofern keine anderen Zeiträu-

me angegeben sind – während des ge-

samten Jahres eingehalten werden, 

auch dann, wenn die betreffende Flä-

che zwischenzeitlich an einen anderen 

 Betriebsinhaber übertragen wird.

Auf Flächen, die zur Erfüllung der 

 Greening-Verpflichtungen durch den 

 Betriebsinhaber bestimmt sind, kön-

nen gleichzeitig auch freiwillige Agrar-

umwelt- und Klimaschutzmaßnahmen 

(AUKM) durchgeführt werden. Zur Ver-

meidung einer Doppelförderung wer-

den unter bestimmten Voraussetzun-

gen Abzüge bei den Prämiensätzen für 

die AUKM-Maßnahmen vorgenommen. 

 ▶ Befreiung vom  Greening

Ausgenommen vom  Greening sind Be-

triebe, die unter die Kleinerzeuger-

regelung fallen, also die Betriebe, die 

aufgrund ihrer Teilnahmeerklärung 

maximal 1 250 € Prämie erhalten. 

Weiter sind anerkannte Betriebe des 

ökologischen Landbaues, die für das 

gesamte Antragsjahr über eine Be-

scheinigung gemäß Artikel 29 Absatz 1 

der Verordnung (EU) Nr. 834/2007 

verfügen, von den  Greening-Verpflich-

tungen befreit und haben automatisch 

ein Anrecht auf die Gewährung der 

Prämie. Die Befreiung vom  Greening 

gilt nur für diejenigen Teile des Betrie-

bes, die dem ökologischen Anbau die-

nen und für die eine Anerkennung der 

zuständigen Kontrollstelle vorliegt. So-

weit nach konventionellen Landbau-

methoden bewirtschaftete Betriebs-

teile vorhanden sind, müssen jedoch 

für diese die  Greening-Verpflichtungen 

eingehalten werden. Die  Greening- 

Befreiung muss in der Anlage A gege-

benenfalls in Verbindung mit der 

 Zusatzerklärung ökologische Produkti-

onseinheiten beantragt werden. Auf 

Antrag kann ein  Betriebsinhaber aber 

auch für die Betriebsteile, die dem 

ökologischen Landbau dienen, auf die 

Befreiung von den  Greening-Verpflich-

tungen verzichten; dies gilt auch, 

wenn der Gesamtbetrieb dem ökologi-

schen Landbau dient. Auch dies ist in 

|  GREENING24

 Greening – jetzt wird‘s 
kompliziert 
 Mit der Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik soll die Landwirtschaft 

in Europa ökologischer und nachhaltiger werden. Daher sind in den EU-
Verordnungen die Klima- und Umweltschutz förderlichen Landbewirt-

schaftungsmethoden, das ist die offizielle Bezeichnung, besser bekannt als 
 Greening, aufgenommen worden. Umweltmaßnahmen spielen damit bei den 
Direktzahlungen eine noch größere Rolle.  Einen Überblick geben Lisa Büscher-
Pfohl, Sylvana Dahler, Christian Klein, Roger Michalczyk und Aline Steinhoff.

Neu

Eine Maßnahme 

des Greenings ist 

die bundesweit 

einheit liche Erhal-

tung des Dauer-

grünlandes.

Foto: Peter Hensch
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der Anlage A in Verbindung mit der Zu-

satzerklärung ökologische Produkti-

onseinheiten zu beantragen.

 ▶ Die  Anbaudiversifizierung

Ziel der  Anbaudiversifizierung im Rah-

men der  Greening-Anforderungen ist 

die Umsetzung und Einhaltung einer 

Fruchtfolge. Sie gibt den Betriebsinha-

bern Mindestanforderungen bezüglich 

der Anzahl und der zulässigen Anteile 

einzelner landwirtschaftlicher Kultu-

ren am gesamten Ackerland ihres Be-

triebes vor.  Dauerkulturen und  Dauer-

grünland zählen nicht zu den landwirt-

schaftlichen Kulturen, die im Rahmen 

der Fruchtartendiversifizierung zu be-

rücksichtigen sind. Die Vorgaben hin-

sichtlich der Anteile der verschiede-

nen Kulturen für die  Anbaudiversifizie-

rung müssen in Deutschland im Zeit-

raum vom 1. Juni bis zum 15. Juli des 

jeweiligen Antragsjahres erfüllt sein.

 ▶ Anforderungen 

Betriebe mit bis zu 30 ha Ackerland 

müssen mindestens zwei verschiedene 

Kulturen anbauen, wobei die Haupt-

frucht maximal 75 % der Anbaufläche 

betragen darf. Betriebe mit über 30 ha 

Ackerland müssen mindestens drei 

verschiedene Kulturen anbauen, wobei 

die Hauptfrucht maximal 75 % und die 

beiden Kulturen mit der größten Flä-

che, zusammen maximal 95 % einneh-

men dürfen. 

Nimmt bei diesen Betrieben die 

Hauptkultur mehr als 75 % ein, ist dies 

unter bestimmten Voraussetzungen 

und nach bis zu drei weiteren Prüf-

schritten zulässig. Dazu wird zuerst 

geprüft, ob diese Hauptkultur entwe-

der Ackerbrache oder Gras oder eine 

andere Grünfutterpflanze ist. Wenn 

dies der Fall ist, wird in einem zweiten 

Schritt die Rest-Fläche, das Ackerland 

ohne die Fläche der Hauptkultur, be-

trachtet. Die Kultur, die auf dieser 

Rest-Fläche die Hauptkultur ist, darf 

maximal 75 % dieser Restfläche ein-

nehmen. Sind diese beiden Prüfschrit-

te erfüllt, ist auch die  Anbaudiversifi-

zierung erfüllt. Nimmt jedoch die 

Hauptkultur der Rest-Fläche mehr als 

75 % der Rest-Fläche ein, ist die  An-

baudiversifizierung in einem dritten 

Prüfschritt nur dann erfüllt, wenn die-

se Hauptkultur der Restfläche, entwe-

der Ackerbrache oder Gras oder ande-

re Grünfutterpflanzen, ist.

 ▶ Ausnahmen 

Von der Anforderung zur Erfüllung der 

 Anbaudiversifizierung sind, neben den 

Betrieben, die generell befreit sind, 

auch die Betriebe mit weniger als 

10 ha Ackerland befreit. 

Weiterhin befreit sind die Betriebe mit 

einem hohen Anteil von Gras oder an-

deren Grünfutterpflanzen und/oder 

Brache am Ackerland. Bei Betrieben, 

bei denen mehr als 75 % des Ackerlan-

des für die Erzeugung von Gras oder 

anderen Grünfutterpflanzen genutzt 

wird oder brachliegendes Land ist 

oder einer Kombination dieser Nut-

zungsmöglichkeiten dient und das ver-

bleibende, mit anderen Kulturen be-

baute Ackerland eine Fläche von 30 ha 

nicht überschreitet.

Ebenso sind Betriebe mit einem hohen 

Dauergrünlandanteil an der landwirt-

schaftlichen Fläche befreit. Für diese 

Betriebe gilt, dass mehr als 75 % der 
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beihilfefähigen Fläche als  Dauergrün-

land oder für die Erzeugung von Gras 

oder anderen Grünfutterpflanzen ge-

nutzt wird. Eine Kombination der bei-

den Nutzungsmöglichkeiten ist zuläs-

sig. Das verbleibende Ackerland darf 

auch hier 30 ha nicht überschreiten. 

Aber: Die Bruttofläche wird immer zu-

grunde gelegt, das heißt, die  Land-

schaftselemente werden berücksich-

tigt.

 ▶ Betriebe mit Flächentausch

Die Regelung zum Flächentausch kön-

nen nur Betriebe in Anspruch nehmen, 

bei denen mehr als 50 % der in die-

sem Jahr als Ackerland beantragten 

Flächen vom  Betriebsinhaber in sei-

nem Beihilfeantrag des Vorjahres nicht 

beantragt wurden und bei denen auf 

dem gesamten Ackerland des Betrie-

bes eine andere landwirtschaftliche 

Kulturpflanze als im Vorjahr angebaut 

wird.  Betriebsinhaber, die von dieser 

Regelung Gebrauch machen wollen, 

müssen im Sammelantrag für jeden 

 Betriebsinhaber eine eigenständige 

Anlage Flächentausch einreichen und 

sollten sich in Zweifelsfällen an die 

Kreisstelle wenden. 

 ▶ Definition  Kulturpflanzen

Die Anerkennung der landwirtschaft-

lichen  Kulturpflanzen für die Frucht-

artendiversifizierung beim Ackerland 

richtet sich grundsätzlich nach der 

Gattung.   Jede Gattung kann in ver-

schiedene Arten untergliedert werden. 

Innerhalb einer Art können wiederum 

einzelne Sorten unterschieden wer-

den. Für den Zweck der  Anbaudiversi-

fizierung zählt jede der folgenden Ka-

tegorien als eine landwirtschaftliche 

Kulturpflanze:

 ● Jede Gattung landwirtschaftlicher 

 Kulturpflanzen zählt somit als eine 

Kultur. Als unterschiedliche Kultu-

ren gelten Winterungen und Som-

merungen, auch  wenn sie zur sel-

ben Gattung gehören.

 ● Alle Arten der folgenden Pflanzen-

familien: Kreuzblütler (Brassica-

ceae), Nachtschattengewächse (So-

lanaceae), Kürbisgewächse (Cucur-

bitaceae), zum Beispiel: 

 – Nachtschattengewächse – Kar-

toffeln, Tomaten, Auberginen 

und Spanischer Pfeffer (Paprika, 

Chili, Peperoni) sind unter-

schiedliche Kulturen,

 – Kreuzblütler – Meerrettich, Raps, 

Rübsen, Gemüsekohl, Senf, Lein-

dotter, Gartenkresse und Garten-

rettich sind unterschiedliche 

Kulturen,

 – Kürbisgewächse – Salatgurken, 

Riesen-Kürbisse, Garten-Kürbis-

se, Melonen und Zuckermelonen 

sind unterschiedliche Kulturen.

 ● Brachliegendes Land gilt per Defini-

tion als eine landwirtschaftliche 

Kultur. Dazu gehören auch Still-

legungsflächen und die unterschied-

lichen Arten von Brachen auf Acker-

land, wie:

 – Streifen von beihilfefähigen Flä-

chen an Waldrändern,

 –  Feldränder,

 – die auf Ackerland gelegenen Tei-

le von  Pufferstreifen. 

Auf brachliegenden Flächen darf keine 

landwirtschaftliche Erzeugung statt-

finden. 

 ● Gras und andere Grünfutterpflan-

zen: Dazu zählen alle Ackerflächen, 

auf denen Gräser oder andere 

Grünfutterpflanzen, zum Beispiel 

kleinkörnige Leguminosen, oder 

Mischungen, wie Kleegras, ange-

baut werden.

 ● Mischkulturen

 ▶ Mischkultur und 
Saatgutmischung

Auf Flächen mit Mischkulturen, auf de-

nen zwei oder mehr  Kulturpflanzen 

gleichzeitig in getrennten Reihen an-

gebaut werden, wird jede Kulturpflan-

ze als gesonderte Kultur gerechnet, 

wenn sie mindestens 25 % der Fläche 

abdeckt. Sofern eine der angebauten 

Kulturen mehr als 25 % der Fläche 

ausmacht, ist diese im Sammelantrag 

in der Zusatzerklärung Mischkulturen 

in Reihen (Anlage Fruchtart 051) anzu-

geben. Zur Berechnung der mit den 

einzelnen Kulturen bebauten Fläche 

wird die Fläche, auf der die Mischkul-

tur angebaut wird, durch die Zahl der 

Kulturen geteilt, die mindestens 25 % 

dieser Fläche abdecken, ungeachtet 

des tatsächlichen Anteils einer Kultur 

an der Mischkultur.

Flächen, auf denen eine Saatgutmi-

schung ausgesät wird, gelten als Flä-

chen mit einer einzigen Kultur, wobei 

diese einzige Kultur als Mischkultur 

bezeichnet wird. Als Mischkulturen 

werden nur praxisübliche Saatgutmi-

schungen verschiedener  Kulturpflan-

zen anerkannt. Bei Untersaat einer 

zweiten Kultur in die angebaute Haupt-

kultur werden die Flächen als nur mit 

der Hauptkultur bebaut angesehen. Mi-

schungen aus Gras und anderen Grün-

futterpflanzen (zum Beispiel Kleegras), 

zählen nicht als Mischkultur, sondern 

werden der Kultur Gras oder andere 

Grünfutterpflanzen zugeordnet.

 ▶ Erhaltung von 
 Dauergrünland

Eine Maßnahme des Greenings stellt 

die bundesweit einheitliche Dauer-

grünlanderhaltung dar, die den regio-

nalen Anteil des Dauergrünlandes an 

der gesamten landwirtschaftlichen 

Fläche sicherstellen soll. Nach der 

 Greening-Definition sind unter dem 

Betriff  Dauergrünland Flächen zu ver-

stehen, die durch Einsaat oder auf na-

türliche Weise (Selbstaussaat) zum 

Anbau von Gras oder anderen Grünfut-

terpflanzen genutzt werden und seit 

mindestens fünf Jahren nicht Bestand-

teil der Fruchtfolge des Betriebes sind. 

Auf  Dauergrünland können auch ande-

re Pflanzenarten wachsen, wie Sträu-

cher und/oder Bäume, die abgeweidet 

werden können, sofern Gras und ande-
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 Feldränder mit ei-

ner Breite von 1 

bis 20 m können 

als ÖVF mit dem 

Gewichtungsfak-

tor 1,5 berück-

sichtigt werden.

Foto: 

Stiftung Rheinische 

Kulturlandschaft
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re Grünfutterpflanzen weiterhin vor-

herrschen. Als  Dauergrünland gelten 

auch Flächen, die abgeweidet werden 

können und einen Teil der etablierten 

lokalen Praktiken darstellen, wo Gras 

und andere Grünfutterpflanzen tradi-

tionell nicht in Weidegebieten vorherr-

schen, wie Heidegebiete.

 ▶  Umweltsensibles 
 Dauergrünland …

Unterschieden wird zwischen umwelt-

sensiblem und normalem  Dauergrün-

land. Im Rahmen des Greenings unter-

liegt umweltsensibles  Dauergrünland 

einem besonderen Schutz. Das um-

weltsensible  Dauergrünland umfasst 

das  Dauergrünland, das am 1. Januar 

2015 als  Dauergrünland in Flora-Fau-

na-Habitat-Gebieten (FFH-Gebieten) 

besteht. Für das umweltsensible  Dau-

ergrünland gilt ein vollständiges Um-

wandlungs- und Umbruchverbot, dies 

gilt auch für den sogenannten Pflege-

umbruch. Hierzu gehören alle Maßnah-

men, die zu einer mechanischen Zer-

störung der Grasnarbe führen. Kommt 

es bei einer solchen Fläche zu einem 

Umbruch, muss die Fläche wieder in 

 Dauergrünland umgewandelt werden. 

Hierzu teilt die Landwirtschaftskam-

mer dem Landwirt nach Bekanntwer-

den des Umbruches schriftlich mit, 

dass eine Rückumwandlung innerhalb 

von vier Wochen erfolgen muss. Für 

sensible Dauergrünlandflächen, die 

Bestandteil bestimmter  Agrarumwelt-

maßnahmen waren, gelten im Rahmen 

des Vertrauensschutzes gesonderte 

Regelungen. 

 ▶ … und normales 
 Dauergrünland

Um einer weiteren Abnahme von nor-

malem  Dauergrünland vorzubeugen, 

darf ab 2015 das  Dauergrünland nur 

noch mit Genehmigung umgebrochen 

und in eine andere Nutzung umgewan-

delt werden. Die Genehmigung ist bei 

der Landwirtschaftskammer zu bean-

tragen. Nähere Informationen zum 

 Dauergrünland siehe Seite 52. 

Normales  Dauergrünland, das nicht 

zum umweltsensiblen  Dauergrünland 

gehört, darf nicht mehr als 5 % vom 

ursprünglichen Referenzverhältnis ab-

nehmen. Hierbei wird als Referenz das 

 Dauergrünland im Verhältnis zur ins-

gesamt landwirtschaftlich genutzten 

Fläche definiert und muss jährlich 

überprüft werden. Wird die Marke von 

5 % überschritten, erfolgt ein Rückum-

wandlungsgebot für alle Landwirte, 

die einen Dauergrünlandumbruch 

durchgeführt haben. Dieses Rückum-

wandlungsgebot erstreckt sich dann 

auf alle Umbruchflächen. 

 ▶  Ökologische 
Vorrangflächen 

Beträgt das Ackerland eines Betriebes 

mehr als 15 ha, muss jeder  Betriebsin-

haber, der die  Basisprämie beantragt, 

ab dem 1. Januar 2015 mindestens 5 % 

des Ackerlandes als im Umweltinteres-

se genutzte Fläche, besser bekannt als 

ÖVF ausweisen. Das Ackerland des Be-

triebes, das bei der Prüfung der 15-ha-

Grenze berücksichtigt wird, ist das ge-

samte Ackerland des Betriebes. Auch 

hier wird wieder von der Bruttofläche 

ausgegangen und auch die Flächen, 

die die Mindestparzellengröße von 

0,1 ha unterschreiten, werden einge-

rechnet. Weiterhin zählen Flächen mit 

Niederwald mit Kurzumtrieb, Auffors-

tungsflächen und  Pufferstreifen auf 

Grünland, auf denen jeweils ÖVF aus-

gewiesen werden, zum Ackerland. 

Überschreitet das Ackerland eines Be-

triebes die 15-ha-Grenze, ist zu prüfen 

ob er nicht unter eine der beiden fol-

genden Ausnahmeregelungen fällt:

1. Ausnahme: Das Ackerland des Be-

triebes wird summiert, das für die Er-

zeugung von Gras und anderen Grün-

futterpflanzen genutzt wird, brachlie-

gendes Land ist oder dem Anbau von 

Leguminosen oder einer Kombination 

dieser Nutzungsmöglichkeiten dient. 

Wenn die Summe dieser Nutzungs-

möglichkeiten mehr als 75 % des 

Ackerlandes beträgt und das verblei-

bende, nicht diesen Nutzungsmöglich-

keiten dienende, Ackerland eine Flä-

che von 30 ha nicht überschreitet, ist 

der Betrieb von der ÖVF-Erfüllung be-

freit.

2. Ausnahme: Die landwirtschaftliche 

Fläche des Betriebes wird summiert, 

die  Dauergrünland ist, für die Erzeu-

gung von Gras und anderen Grünfut-

terpflanzen genutzt wird oder einer 

Kombination dieser Nutzungsmöglich-

keiten dient. Wenn die Summe dieser 

Nutzungsmöglichkeiten mehr als 75 % 

der beihilfefähigen Fläche beträgt und 

das verbleibende, nicht diesen Nut-

zungsmöglichkeiten dienende Acker-

land eine Fläche von 30 ha nicht über-

schreitet, ist der Betrieb von der ÖVF-

Erfüllung befreit.

Sofern der  Betriebsinhaber mehr als 

15 ha Ackerland bewirtschaftet, nicht 

generell vom  Greening befreit ist und 

keine der beiden dargestellten Aus-

nahmeregelungen greift, hat er die 

Vorgaben der ÖVF zu erfüllen. Diese 

Vorgaben können durch unterschiedli-

che Typen erfüllt werden, für die je-

weils besondere Bedingungen für die 

Anerkennung als ÖVF festgelegt sind. 

Für die einzelnen Typen der ÖVF gel-

ten unterschiedlich hohe Gewich-

tungsfaktoren. Die Fläche der ausge-

wiesenen ÖVF wird im Rahmen der 

Antragsbearbeitung mit dem Gewich-

tungsfaktor berücksichtigt. Für den 

Antragsteller ist der Gewichtungsfak-

tor bei der Antwort auf die Frage, ob 

die ausgewiesene Fläche der ÖVF für 

die Erfüllung der Verpflichtung aus-

reicht, wichtig. 

Für die Angabe der Größe einer Fläche 

oder eines Landschaftselementes bei 

der Antragstellung ist der Gewich-

tungsfaktor nicht von Bedeutung. Der 

Antragsteller trägt für Flächen weiter-

hin die tatsächliche Größe in das  Flä-

chenverzeichnis ein. Für  Landschafts-

elemente entsprechend ist weiterhin 

die tatsächliche Größe im LE-Verzeich-

nis anzugeben. Soll eine Fläche als 

ÖVF ausgewiesen werden, so ist dies 

im  Flächenverzeichnis mit dem jewei-

ligen Kennzeichen anzugeben. Auch 

für  Landschaftselemente, die als ÖVF 

ausgewiesen werden sollen, ist dies in 

das LE-Verzeichnis einzutragen. Eine 

Fläche oder ein Landschaftselement 

darf in einem Antragsjahr nur einmal 

als ÖVF angemeldet werden. Wird auf 

einer Fläche zum Beispiel eine stick-

stoffbindende Pflanze angebaut und 

diese als ÖVF ausgewiesen, kann auf 

dieser Fläche nach Ernte der Hauptkul-

tur nicht noch eine Zwischenfrucht als 

weitere ÖVF ausgewiesen werden.

 ▶ Brachliegende Flächen

Nur brachliegende Flächen auf Acker-

land können als ÖVF in Betracht kom-

men und werden mit einem Gewich-

tungsfaktor von 1,0 angerechnet. Im 

 Flächenverzeichnis sind diese Flächen 

mit einem Kennzeichen anzugeben. 

Die Flächen müssen entweder der 

Selbstbegrünung überlassen werden 

oder sie sind durch eine gezielte An-

saat bis zum 1. April des Förderjahres 

zu begrünen. Auf brachliegenden Flä-

chen darf keine landwirtschaftliche 

Erzeugung stattfinden, sodass kein 

Düngebedarf entsteht, auch eine Be-

weidung ist nicht zulässig. Eine Dün-

gung auf diesen Flächen ist ebenfalls 

nicht zulässig. Der Aufwuchs der 

brachliegenden Flächen muss einmal 

während des Jahres entweder zerklei-

nert und ganzflächig verteilt oder ge-

mäht und das Mähgut abgefahren wer-
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den. Das Mähgut darf dabei aber nicht 

für eine landwirtschaftliche Erzeugung 

verwendet werden, also weder verfüt-

tert noch in einer Biogasanlage ver-

wendet werden. Vom 1. April bis zum 

30.  Juni eines Jahres ist das Mähen 

oder Zerkleinern des Aufwuchses auf 

brachliegenden Flächen jedoch auf-

grund einer CC-Vorschrift verboten. 

Weiter dürfen auf diesen Flächen 

grundsätzlich keine Pflanzenschutz-

mittel eingesetzt werden. 

Soll auf brachliegenden Flächen je-

doch eine Aussaat oder eine Pflanzung 

vorbereitet oder durchgeführt werden, 

die erst im folgenden Jahr zu einer Ern-

te führt, zum Beispiel die Aussaat von 

Wintergetreide, so darf dies ab dem 

1.  August des Antragsjahres durchge-

führt werden. Nach dieser Aussaat 

oder Pflanzung ist der Einsatz von 

Pflanzenschutz- und Düngemitteln 

nach den fachrechtlichen Vorgaben 

wieder zulässig. Brachliegende Flä-

chen bleiben, solange sie als ÖVF aus-

gewiesen werden, Ackerland, auch 

wenn sie in diesem Zeitraum begrünt 

werden und dadurch mehr als fünf Jah-

re nacheinander Gras oder andere 

Grünfutterpflanzen auf diesen Flächen 

stehen. 

 ▶ Terrassen

Terrassen, die nach den Regelungen zu 

 Cross Compliance (CC) geschützt sind, 

können als ÖVF ausgewiesen werden. 

Terrassen sind als Landschaftselement 

im LE-Verzeichnis aufzuführen. Sofern 

sie als ÖVF ausgewiesen werden sol-

len, ist im LE-Verzeichnis ein „Ja“ ein-

zutragen. Für die Angabe der Flächen-

größe einer Terrasse im LE-Verzeichnis 

wird ein Umrechnungsfaktor von 2 m² 

je laufenden Meter Terrassenmauer 

verwendet. Eine 50 m lange Terrasse 

ist demnach mit einer Größe von 

100 m² im LE-Verzeichnis anzugeben. 

Für die Berechnung der ausgewiese-

nen ÖVF wird die Angabe im LE-Ver-

zeichnis mit dem Gewichtungsfaktor 

für Terrassen von 1,0 multipliziert.

 ▶  Landschaftselemente

 Landschaftselemente können nur dann 

als ÖVF anerkannt werden, wenn sie 

auf Ackerland liegen oder an Acker-

land angrenzen sowie dem Ackerland 

zugeordnet wurden und sich in der 

Verfügungsgewalt des Antragstellers 

befinden. Die  Landschaftselemente 

sind nach den CC-Regelungen ge-

schützt und es gilt ein Be-

seitigungsverbot. Diese  Landschafts-

elemente werden für die Berechnung 

der ÖVF mit ihrem jeweiligen Gewich-

tungsfaktor berücksichtigt. Soll ein 

Landschaftselement als ÖVF ausge-

wiesen werden, so ist das Landschafts-

element im LE-Verzeichnis wie in den 

vergangenen Jahren zu erfassen. Zu-

sätzlich ist in der Spalte „Im Um-

weltinteresse genutzte Fläche“ des LE-

Verzeichnisses bei dem jeweiligen 

Landschaftselement ein „Ja“ einzutra-

gen. Auf  Dauergrünland liegende oder 

an  Dauergrünland angrenzende sowie 

dem  Dauergrünland zugeordnete 

 Landschaftselemente können nicht als 

ÖVF ausgewiesen werden.

 ▶  Feldränder

 Feldränder mit einer Breite von 1 bis 

20 m können als ÖVF mit dem Gewich-

tungsfaktor 1,5 berücksichtigt werden. 

Es darf an keiner Stelle die Höchstbrei-

te von 20 m und die Mindestbreite von 

1 m über- oder unterschritten werden. 

Neben dem Kennzeichen der ÖVF muss 

für jeden Streifen ein Bezugsschlag an-

gegeben werden.  Feldränder können 

zum einen am Rande einer Parzelle an-

gelegt werden, sie können aber auch 

innerhalb einer Ackerparzelle eines 

Antragstellers angelegt werden und 

teilen diese dann in mehrere Schläge 

ein.  Feldränder können nur dann ne-

ben einer vom selben Antragsteller als 

ÖVF angemeldeten Brachfläche ange-

legt werden, wenn sie von dieser ein-

deutig unterscheidbar sind.  Feldrän-

der können dagegen nie an einem  Puf-

ferstreifen oder einem Streifen von 

beihilfefähigen ÖVF an Waldrändern 

liegen.

 Feldränder sind der Selbstbegrünung 

zu überlassen oder durch eine gezielte 

Ansaat zu begrünen. Auf Feldrändern 

darf keine landwirtschaftliche Produk-

tion stattfinden, sodass kein Dünge-

bedarf entsteht. Eine Düngung ist auf 

diesen Flächen nicht zulässig. Weiter 

dürfen keine Pflanzenschutzmittel an-

gewandt werden. 

Soll auf Feldrändern jedoch eine Aus-

saat oder eine Pflanzung vorbereitet 

oder durchgeführt werden, die erst im 

folgenden Jahr zu einer Ernte führt, 

wie die Aussaat von Wintergetreide, so 

darf dies ab dem 1. August des An-

tragsjahres erfolgen. Nach dieser Aus-

saat oder Pflanzung ist der Einsatz von 

Pflanzenschutzmitteln und Dünger 

nach den fachrechtlichen Vorgaben 

wieder zulässig. Zur Erfüllung der Kri-

terien der Mindestbewirtschaftung, 

sofern keine Ansaat oder Pflanzung 

vorgenommen wird, muss der Auf-

wuchs des Feldrandes einmal während 

des Jahres zerkleinert und ganzflächig 

verteilt oder gemäht und das Mähgut 

abgefahren werden. Dabei darf das 

Mähgut jedoch nicht für eine landwirt-

schaftliche Erzeugung verwendet wer-

den. Vom 1. April bis zum 30. Juni ei-

nes Jahres ist das Mähen oder Zerklei-

nern des Aufwuchses jedoch verboten.

 ▶  Pufferstreifen

Als  Pufferstreifen im Sinne der ÖVF 

kann ein Antragsteller sowohl unter 

 Cross Compliance geschützte  Puffer-

streifen entlang von Wasserläufen als 

auch andere  Pufferstreifen entlang 

von Wasserläufen oder anderen Ge-

wässern ausweisen. Diese werden 

dann für die Berechnung der ÖVF mit 

dem Gewichtungsfaktor 1,5 berück-

sichtigt. Neben dem Kennzeichen der 

ÖVF muss für jeden Streifen ein Be-

zugsschlag angegeben werden. Ge-

wässer, an deren Rand  Pufferstreifen 

verlaufen können, sind alle ständig 

oder zeitweise in Betten fließende 

oder stehende oder aus Quellen wild 

abfließende Oberflächengewässer 

einschließlich periodisch wasserfüh-

render Oberflächengewässer. Ausge-

nommen von dieser Definition sind je-

doch nur gelegentlich wasserführende 

Oberflächengewässer.

Ein  Pufferstreifen als ÖVF muss min-

destens 1 m und darf höchstens 20 m 

Bis zum Ende des 

Antragsjahres dür-

fen einige ÖVF-

Flächen von Scha-

fen und Ziegen 

 genutzt werden.

Foto: Peter Hensch
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breit sein. Die Breite wird ab der Bö-

schungsoberkante des Gewässers ge-

messen. Dabei muss der  Pufferstrei-

fen mit der Längsseite parallel zum 

Gewässer verlaufen, wobei er nicht an 

allen Stellen gleich breit sein muss, 

solange er die Mindest- und Höchst-

breite einhält. Die Teile des Puffer-

streifens, die die Mindest- und Höchst-

breiten nicht einhalten, können nicht 

als ÖVF ausgewiesen werden. Somit 

kann aber der Verlauf eines Gewäs-

sers durch den  Pufferstreifen zum 

Ackerschlag hin begradigt werden. 

Liegt zwischen einem  Pufferstreifen 

und dem Gewässer eine Hecke oder 

eine Baumreihe, kann diese Fläche 

nicht als  Pufferstreifen beantragt wer-

den.  Pufferstreifen müssen immer an 

eine Ackerfläche angrenzen. Diese 

Fläche darf jedoch nur dann eine als 

ÖVF angemeldete Brachfläche sein, 

wenn der  Pufferstreifen von der 

Brachfläche eindeutig unterscheidbar 

ist. Der  Pufferstreifen selbst kann sich 

auf einer Ackerfläche befinden, er 

kann aber auch ganz oder teilweise 

aus  Dauergrünland bestehen. Besteht 

der  Pufferstreifen selbst ganz oder 

teilweise aus  Dauergrünland, ist dies 

zulässig, wenn das  Dauergrünland auf 

der einen Seite unmittelbar an das Ge-

wässer oder einen Ufervegetations-

streifen und auf der anderen Seite an 

die Ackerfläche angrenzt. 

 Pufferstreifen entlang von Wasserläu-

fen können auch sogenannte Ufervege-

tationsstreifen mit einer Breite von bis 

zu 10 m umfassen. Sie zählen nicht zu 

der beihilfefähigen Fläche, sodass da-

mit keine  Zahlungsansprüche in der 

 Basisprämie aktiviert werden können 

und für diese Fläche auch keine Gree-

ningprämie gewährt werden kann. Mit 

Ufervegetationsstreifen kann aber ein 

Teil der ÖVF erbracht werden, wenn 

sich der Ufervegetationsstreifen in der 

Verfügungsgewalt des Antragstellers 

befindet. Überschreitet ein Ufervege-

tationsstreifen die Breite von 10 m, so 

ist die gesamte Ufervegetation nicht 

als ÖVF zu berücksichtigen.  Puffer-

streifen und Ufervegetationsstreifen 

zusammen dürfen jedoch die Höchst-

grenze von 20 m nicht überschreiten. 

Ein  Pufferstreifen kann nie nur aus ei-

ner Ufervegetation bestehen, sondern 

es muss immer ein tatsächlicher Strei-

fen vorhanden sein. Die Ufervegetati-

on ist im LE-Verzeichnis anzugeben 

und mit der Eintragung im Landschaft-

selement-Verzeichnis eine Verbindung 

zwischen Ufervegetation und  Puffer-

streifen herzustellen. Weiterhin ist 

einzutragen, wenn die Ufervegetation 

als ÖVF ausgewiesen werden soll.

 Pufferstreifen sind der Selbstbegrü-

nung zu überlassen oder durch eine 

gezielte Ansaat zu begrünen und es 

darf keine landwirtschaftliche Produk-

tion stattfinden. Wenn der  Pufferstrei-

fen vom angrenzenden Ackerland un-

terscheidbar bleibt, ist jedoch eine 

Beweidung oder eine Schnittnutzung 

des Aufwuchses zulässig. Da somit, 

auch bei Beweidung und Schnittnut-

zung, kein Düngebedarf entsteht, ist 

eine Düngung auf diesen Flächen 

nicht zulässig. Weiter dürfen grund-

sätzlich keine Pflanzenschutzmittel 

angewandt werden. Soll auf  Puffer-

streifen jedoch eine Aussaat oder eine 

Pflanzung vorbereitet oder durchge-

führt werden, die erst im folgenden 

Jahr zu einer Ernte führt, zum Beispiel 

die Aussaat von Wintergetreide, so 

darf dies ab dem 1.  August des An-

tragsjahres erfolgen. Nach dieser Aus-

saat oder Pflanzung ist der Einsatz 

von Pflanzenschutz- und Düngemit-

teln nach den fachrechtlichen Vorga-

ben wieder zulässig.

Zur Erfüllung der Kriterien der Min-

destbewirtschaftung, sofern keine 

Schnittnutzung, Beweidung oder An-

saat beziehungsweise Pflanzung vor-

genommen wird, muss der Aufwuchs 

des Pufferstreifens einmal während 

des Jahres zerkleinert und ganzflächig 

verteilt werden. Vom 1. April bis zum 

30. Juni eines Jahres ist das Mähen 

oder Zerkleinern des Aufwuchses je-

doch verboten.

 ▶ Streifen an Waldrändern

Streifen von beihilfefähiger Fläche oh-

ne eine landwirtschaftliche Produktion 

entlang von Waldrändern können als 

ÖVF ausgewiesen und mit einem Ge-

wichtungsfaktor von 1,5 berücksichtigt 

werden. Die Streifen müssen direkt an 

den Wald angrenzen, es darf kein Feld-

rain oder Waldsaum dazwischen lie-

gen. Dabei dürfen diese Streifen nur 

dann an einer als ÖVF angemeldeten 

Brachfläche angelegt werden, wenn 

der Streifen am Waldrand von der 

Brachfläche eindeutig unterscheidbar 

ist. Die Streifen müssen mindestens 

1 m, aber nicht mehr als 10 m breit 

sein. Neben einem Kennzeichen als 

ÖVF muss für jeden Streifen ein Be-

zugsschlag im  Flächenverzeichnis an-

gegeben werden. 

Grundsätzlich gilt ein ganzjähriges 

Verbot der landwirtschaftlichen Er-

zeugung. Die Streifen sind der Selbst-

begrünung zu überlassen oder durch 

eine gezielte Ansaat zu begrünen. 

Wenn der Streifen jedoch vom angren-

zenden Ackerland unterscheidbar 

bleibt, ist auch eine Beweidung oder 

eine Schnittnutzung des Aufwuchses 

zulässig. Generell, auch bei einer Be-

weidung oder Schnittnutzung, ist nach 

dem Fachrecht eine Düngung nicht zu-

lässig, da kein Düngebedarf einer an-

gebauten Kultur besteht. Ebenso ist 

der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln 

grundsätzlich nicht zulässig. Auch bei 

den Streifen von beihilfefähiger Flä-

che entlang von Waldrändern darf ab 

dem 1. August eine Aussaat oder eine 

Pflanzung vorbereitet und durchge-

führt werden, wenn diese erst im fol-

genden Jahr zu einer Ernte führt. Nach 

der Aussaat oder Pflanzung sind 

Pflanzenschutz und Düngung wieder 

zulässig.

Zur Erfüllung der Kriterien der Min-

destbewirtschaftung, sofern keine 

Schnittnutzung, Beweidung oder An-

saat beziehungsweise Pflanzung vor-

genommen wird, muss der Aufwuchs 

des Streifens einmal während des Jah-

res zerkleinert und ganzflächig ver-

teilt werden. Mähen oder Zerkleinern 

des Aufwuchses ist vom 1. April bis 

zum 30. Juni eines Jahres jedoch ver-

boten.

 ▶ Agroforstflächen

Agroforstflächen können als ÖVF aus-

gewiesen werden, wenn es eine ent-

sprechende Förderung für Agroforstflä-

chen in der zweiten Säule gibt und die-

se Ackerflächen in der  Basisprämie 

beihilfefähig sind. Da derzeit von kei-

nem Bundesland eine solche Maßnah-

me in der zweiten Säule angeboten 

wird, können mit Agroforstflächen in 

Deutschland keine ÖVF ausgewiesen 

werden.

 ▶ Tabelle 1: CC- Landschaftselemente und 
 Gewichtungsfaktoren

LE 
Code

Landschaftselement Gewichtungs-
faktoren

1 Hecken und Knicks 2,0
2 Baumreihen 2,0
3 Feldgehölze 1,5
4 Feuchtgebiete 1,0
5 Einzelbäume 1,5
10 Tümpel, Sölle, Moore, Dolinen und an-

dere vergleichbare Feuchtgebiete
1,0

11 Trocken- und Natursteinmauern 1,0
12 Fels- und Steinriegel sowie naturver-

steinte Flächen
1,0

13 Feldraine 1,5
16 Terrassen 1,0
17 Gräben in anderen Bundesländern 2,0
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 ▶  Ökologische Vorrangflächen, Stand: 15. Februar 2015

 Stilllegung (Acker)  Pufferstreifen Hektarstreifen an Waldrändern  Feldränder (Streifen)
Faktor 1,0 1,5 1,5 1,5
Lage alle Ackerflächen an Gewässern und auf Acker 

oder Grünland an Acker an-
grenzend, 

mit und ohne Ufervegetations-
streifen

am Wald und auf Acker am Feldrand oder zwischen zwei 
Schlägen und auf Acker

Maße keine mindestens 1 m maximal 20 m 
in Summe (gegebenenfalls ein-

schließlich Ufervegetations-
streifen)

mindestens 1 m
maximal 10 m

mindestens 1 m
maximal 20 m

 Mindestgröße mindestens 0,1 ha zusammen mit Bezugsschlag 
mindestens 0,1 ha 

zusammen mit Bezugsschlag 
 mindestens 0,1 ha

zusammen mit Bezugsschlag mindes-
tens 0,1 ha

zulässige Pflanzen-
arten bei Einsaat

keine  Kulturpflanzen zu 
 Erntezwecken, wie Getreide 
etc. Gräsermischungen Wild-
blumen, krautartige Futter-

pflanzen (kein Mais)

keine  Kulturpflanzen zu Ernte-
zwecken, wie Getreide etc. 
 Gräsermischungen Wildblu-

men, kraut artige Futterpflan-
zen (kein Mais)

keine  Kulturpflanzen zu Ernte-
zwecken, wie Getreide etc. 

 Gräsermischungen, Wildblumen, 
krautartige Futterpflanzen

(kein Mais)

keine  Kulturpflanzen zu  Erntezwecken 
wie Getreide etc.) Gräsermischungen, 

Wildblumen, krautartige 
 Futterpflanzen (kein Mais)

Einsaattermin bis 1. April bis 1. April bis 1. April bis 1. April

Selbstbegrünung ja ja ja ja
gezielte Begrünung ja ja ja ja
Stilllegungszeitraum 1.1. bis 31.12. 1.1. bis 31.12. 1.1. bis 31.12. 1.1. bis 31.12.
Sonstige Auflagen
(ohne Berücksichti-
gung des Fachrechts)

Bodenbearbeitung zur Ein-
saat und Einsaat der Folge-

kultur ab 1.8. möglich,
(in diesem Fall ist Pflanzen-

schutz und Düngung im 
Herbst erlaubt)

kein Pflanzenschutz, kein mi-
neralischer stickstoffhaltiger 
Dünger, kein Klärschlamm,

kein Wirtschaftsdünger

Bodenbearbeitung zur Einsaat 
und Einsaat der Folgekultur ab 
1.8. möglich, (in diesem Fall 
ist Pflanzenschutz und Dün-

gung im Herbst erlaubt)
kein Pflanzenschutz, kein mi-
neralischer stickstoffhaltiger 
Dünger, kein Klärschlamm,

kein Wirtschaftsdünger

Bodenbearbeitung zur Einsaat und 
Einsaat der Folgekultur ab 1.8. 

möglich, (in diesem Fall ist Pflan-
zenschutz und Düngung im Herbst 

erlaubt)
kein Pflanzenschutz, kein minera-
lischer stickstoffhaltiger Dünger, 

kein Klärschlamm,
kein Wirtschaftsdünger

Bodenbearbeitung zur Einsaat und 
Einsaat der Folgekultur ab 1.8. mög-

lich (in diesem Fall ist Pflanzenschutz 
und Düngung im Herbst erlaubt),

kein Pflanzenschutz, kein minerali-
scher stickstoffhaltiger Dünger, kein 

Klärschlamm,
kein Wirtschaftsdünger

Pflegeauflagen mindestens 1 x pro Jahr 
 mähen oder schlegeln oder 

häckseln; in der Regel jedoch 
nicht im Zeitraum vom

1.4. bis 30.6. 

mindestens 1 x pro Jahr mähen 
oder  schlegeln oder häckseln; 
in der Regel jedoch nicht im 
Zeitraum vom 1.4. bis 30.6.

mindestens 1 x pro Jahr mähen 
oder schlegeln oder häckseln; in 
der  Regel jedoch nicht im Zeit-

raum vom 1.4. bis 30.6.

mindestens 1 x pro Jahr mähen oder 
schlegeln oder häckseln; in der Regel 
jedoch nicht im Zeitraum vom 1.4. bis 

30.6.

Beweidung nicht zulässig ab 1.7. möglich, wenn eindeu-
tige Unterscheidung zur Acker-

fläche gegeben

ab 1.7. möglich, wenn eindeutige 
Unterscheidung zur Ackerfläche 

gegeben

nicht zulässig

Schnittnutzung 
Biogas Ernte

nicht zulässig ab 1.7. Nutzung des Aufwuch-
ses möglich (Mähen und Ab-

fahren), wenn Unterscheidung 
zur Ackerfläche  gegeben

ab 1.7. Nutzung des Aufwuchses 
möglich (Mähen und Abfahren), 

wenn Unterscheidung zur 
 Ackerfläche gegeben

nicht zulässig

Zusätzlich werden noch  Landschaftselemente als ökologische Vorrangflächen anerkannt!

 ▶ Aufforstungsflächen

Aufforstungsflächen können nur dann 

als ÖVF ausgewiesen werden, wenn sie 

im Rahmen der Basisprämienregelung 

als beihilfefähige Hektarfläche gelten. 

Dazu muss für die Flächen im Jahr 

2008 Anspruch auf Zahlungen im Rah-

men der Betriebsprämienregelung be-

standen haben. Weiter müssen diese 

Flächen den Verpflichtungen im Rah-

men einer Maßnahme der zweiten 

Säule unterliegen. 

Aufforstungsflächen, die als ÖVF aner-

kannt werden können, sind in der Re-

gel Flächen, die mit einer EU-Förde-

rung oder einer dieser vergleichbaren 

nationalen Förderung aufgeforstet 

werden oder worden sind. Da die Flä-

chen aber im Jahr 2008 noch Anspruch 

auf eine Zahlung im Rahmen der Be-

triebsprämienregelung gehabt haben 

müssen, darf diese Aufforstung erst 

nach 2008 durchgeführt worden sein. 

Diese Flächen sind im  Flächenver-

zeichnis mit der Fruchtart 564 „Auf-

forstung Ländlicher Raum“ aufzufüh-

ren.

Unter die Aufforstungsflächen fallen 

nicht die Flächen, die zwar im Jahr 

2008 beihilfefähig waren, aber auf-

grund der nachweislichen Teilnahme 

an Naturschutzprogrammen, die unter 

die Anwendung der FFH-, Vogelschutz- 

oder Wasserrahmenrichtlinie fallen, 

nicht mehr den Kriterien von Acker- 

oder  Dauergrünland entsprechen 

(Nutzartcode 583). Diese Flächen kön-

nen generell nicht als ÖVF anerkannt 

werden. 

 ▶ Flächen mit Zwischen-
früchten oder Gründecke

Unter den Oberbegriff Flächen mit 

Zwischenfrüchten oder Gründecke fal-

len sowohl Flächen, auf denen eine 

Kulturpflanzenmischung als Zwischen-
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Zwischenfrucht Grasuntersaat Leguminosen  Kurzumtriebsplantagen Aufforstungsflächen
0,3 0,3 0,7 0,3 1

alle Ackerflächen alle Ackerflächen alle Ackerflächen

keine keine keine keine keine

mindestens 0,1 ha mindestens 0,1 ha mindestens 0,1 ha mindestens 0,1 ha mindestens 0,1 ha

siehe Liste der zulässigen Pflanzen, 
mindestens zwei Arten, maximal 

60 % Anteil einer Art (Bezugsbasis 
Anzahl  Samenkörner), maximal 

60 % Grasanteil)

nur Grasarten
(keine Gemische wie Kleegras 

oder ahnliches)

siehe Liste der zulässigen 
 Leguminosen, Leguminosengemische 
sind zulässig, keine Gemische mit an-

deren  Pflanzenarten, wie Kleegras

siehe gesonderte Liste 
der  zulässigen Baumarten 
zur  Anerkennung als ÖVF

Baumarten nur gemäß 
der  EU-Verordnungen, 
die zur  Förderung der 
Aufforstung  zugrunde 

lagen
16. Juli bis 

30. September
kein Einsaattermin kein Einsaattermin kein Einsaattermin kein Einsaattermin

nein nein nein nein nein
ja ja ja gezielte Bepflanzung gezielte Bepflanzung

kein kein kein
Bodenbearbeitung und Einsaat der 
Folgekultur ab 16.2. im Folgejahr 

möglich
nach Ernte der Hauptkultur: kein 

Pflanzenschutz, kein mineralischer 
stickstoffhaltiger Dünger, kein Klär-
schlamm, nur organischer Dünger 

möglich

Bodenbearbeitung und Einsaat 
der Folgekultur ab 16.2. im 

Folgejahr möglich 
Hauptkultur kann ganz normal 
bewirtschaftet werden (Pflan-
zenschutz, Düngung etc.), kein 

Erntetermin
nach Ernte der Hauptkultur:

kein Pflanzenschutz, kein mi-
neralischer stickstoffhaltiger 

Dünger, kein Klärschlamm, nur 
organische Dünger möglich

bei grobkörnigen Leguminosen (wie 
Ackerbohnen) muss Aufwuchs bis 

15.8. stehen bleiben (Ausnahme bei 
früherer Ernte); bei kleinkörnigen Le-

guminosen (wie Klee) müssen die 
Pflanzen bis zum 31.8. verbleiben, 

aber Schnittnutzung zulässig
Folgekultur muss Winterung oder Win-

terzwischenfrucht sein (keine Aner-
kennung der Zwischenfrucht als ÖVF)
keine Auflagen hinsichtlich Dünger 

und Pflanzenschutz

nur bestimmte Baum-
arten  zulässig

kein Pflanzenschutz
keine mineralische Dün-

gung

nur nach bestimmten 
 EU-Verordnungen geför-

derte Aufforstungen

Schlegeln oder Häckseln zulässig Schlegeln oder Häckseln 
 zulässig

keine Auflagen

Beweidung im Antragsjahr bis 
31.12. nur mit Schafen und Ziegen

Beweidung im Antragsjahr bis 
31.12. nur mit Schafen und 

Ziegen

keine Auflagen

einmalige Biogas- oder Futternut-
zung ab 16.2. des Folgejahres zuläs-

sig, keine Überführung in Haupt-
frucht zulässig

Biogas- oder Futternutzung ab 
16.2. des Folgejahres zulässig

Schnittnutzung bei kleinkörnigen 
 Leguminosen (z. B. Klee) zulässig

Ernte zulässig, aber keine 
 Rodung (Wurzelstock 
oder Baumstumpf ver-

bleibt im  Boden, sodass 
sie im folgenden Jahr wie-

der austreiben können)

Holzernte und Abhol-
zungen nur gemäß der 
EU-Verordnungen, die 
zur Förderung der Auf-

forstung zugrunde lagen

frucht oder Gründecke eingesät wird, 

als auch Flächen, auf denen eine Un-

tersaat von Gras in eine Hauptkultur 

ausgesät wird. Diese Flächen werden 

bei der Berechnung der ÖVF mit dem 

Gewichtungsfaktor 0,3 berücksichtigt.

Soll eine Kulturpflanzenmischung als 

Zwischenfrucht oder Gründecke einge-

sät werden, so muss diese aus mindes-

tens zwei zulässigen Arten bestehen. 

Die Liste der zulässigen Arten ist den 

Antragsunterlagen beigefügt und auf 

der  ELAN-CD enthalten, findet sich un-

ter www.landwirtschaftskammer.de in 

der Rubrik Förderung oder kann bei 

den Kreisstellen erfragt werden.

 ▶ Flächen mit Niederwald im 
Kurzumtrieb

Eine Fläche, auf der Niederwald im 

Kurzumtrieb,  Kurzumtriebsplantagen 

(KUP), angebaut wird, ist ab diesem 

Jahr mit der Fruchtart 841 im  Flächen-

verzeichnis anzugeben. Zusätzlich ist 

die Zusatzerklärung zur  Basisprämie 

im Zusammenhang mit dem Anbau von 

Niederwald mit KUP und der Angabe 

der zulässigen Arten für im Umweltin-

teresse genutzte Flächen (Anlage KUP) 

einzureichen. In der  Basisprämie sind 

diese Flächen wie in den vergangenen 

Jahren bereits in der  Betriebsprämie 

nur förderfähig, wenn eine der zulässi-

gen Arten angebaut wird. Diese Liste 

der in der  Basisprämie zulässigen Ar-

ten ist für die mögliche Ausweisung 

einer KUP-Fläche als ÖVF nochmals 

eingeschränkt.

Wird eine für die ÖVF zulässige Art an-

gebaut und soll diese Fläche entspre-

chend ausgewiesen werden, so ist dies 

im  Flächenverzeichnis anzugeben. Für 

die Berechnung der ÖVF werden Flä-

chen mit Niederwald im Kurz umtrieb 

mit dem Gewichtungsfaktor 0,3 be-

rücksichtigt. Auf diesen Flächen dür-

fen ganzjährig keine mineralischen 

Düngemittel und keine Pflanzen-

schutzmittel verwendet werden.
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 ▶  Zwischenfrüchte

In der Kulturpflanzenmischung darf 

keine Art einen höheren Anteil als 

60 % der Samen in der Mischung ha-

ben. Der Anteil von Gräsern insgesamt 

an den Samen der Mischung darf nicht 

höher als 60 % sein. Die Aussaat der 

Kulturpflanzenmischung darf nicht vor 

dem 16. Juli und nicht nach dem 1. Ok-

tober des jeweiligen Antragsjahres er-

folgen. Es können sowohl die von 

Saatgutunternehmen angebotenen 

Saatgutmischungen, als auch eigene 

zulässige Mischungen von  Kultur-

pflanzen verwendet werden. In jedem 

Fall sind entsprechende Belege und 

Nachweise, wie zum Beispiel Saatgu-

tetiketten oder Rechnungen, aufzube-

wahren.

Im Antragsjahr dürfen nach der Ernte 

der Hauptkultur keine chemisch-syn-

thetischen Pflanzenschutzmittel, mi-

neralische Stickstoffdüngemittel und 

kein Klärschlamm eingesetzt werden. 

Die Ausbringung von organischem 

Wirtschaftsdünger ist dagegen zuläs-

sig. Bis zum Ende des Antragsjahres 

dürfen die Flächen als ÖVF nur durch 

eine Beweidung mit Schafen und Zie-

gen genutzt werden.

Der Bewuchs muss bis zum 15. Febru-

ar des folgenden Kalenderjahrs auf 

der Fläche verbleiben. Ein Häckseln 

oder Schlegeln des Aufwuchses ist 

auch vor dem 15. Februar zulässig. 

Nicht zulässig ist bis dahin eine 

 mechanische Bodenbearbeitung, wie 

grubbern oder pflügen. Nach dem 

15.  Februar kann die Zwischenfrucht 

einmalig, zum Beispiel für eine Bio-

gas- oder Futterverwertung, genutzt 

werden. Ein Überführen der Kultur-

pflanzenmischung in eine neue Haupt-

kultur und eine entsprechende Wei-

ternutzung ist verboten.

Im  Flächenverzeichnis sind Flächen 

mit Zwischenfrucht/Gründecke, die als 

ÖVF ausgewiesen werden sollen, ent-

sprechend anzugeben. Angaben über 

die verwendeten Kulturpflanzenmi-

schungen sind nicht erforderlich. 

 ▶ Grasuntersaaten

Ist eine Grasuntersaat in einer Haupt-

kultur geplant, dürfen nur Grassamen 

verwendet werden. Eine Untersaat ei-

ner Kleegrasmischung ist nicht als ÖVF 

zulässig. Vergleichbare Fristen für die 

Aussaat, wie bei Zwischenfrüchten, 

gibt es dagegen nicht.

Im Antragsjahr dürfen nach der Ernte 

der Hauptkultur, wie bei den Zwi-

schenfrüchten weder chemisch-syn-

thetische Pflanzenschutzmittel, noch 

mineralische Stickstoffdüngemittel, 

noch Klärschlamm eingesetzt werden. 

Die Ausbringung von organischem 

Wirtschaftsdünger ist dagegen zuläs-

sig. Bis zum Ende des Antragsjahres 

dürfen die Flächen als ÖVF nur durch 

eine Beweidung mit Schafen und Zie-

gen genutzt werden.

Der Bewuchs muss bis zum 15. Februar 

des folgenden Kalenderjahres auf der 

Fläche verbleiben. Ein Häckseln oder 

Schlegeln des Aufwuchses ist auch vor 

dem 15. Februar zulässig. Nicht zuläs-

sig ist bis dahin eine mechanische Bo-

denbearbeitung, wie grubbern oder 

pflügen. Im Gegensatz zu Kulturpflan-

zenmischungen können Untersaaten in 

eine neue Hauptkultur münden und 

entsprechend im Folgejahr genutzt 

werden. Diese Fläche darf dann im Fol-

gejahr jedoch nicht erneut als Zwi-

schenfrucht oder Grasuntersaat für die 

ÖVF ausgewiesen werden. Im  Flächen-

verzeichnis sind diese anhand eines 

Kennzeichens anzugeben. 

 ▶ Flächen mit stickstoff-
bindenden Pflanzen

Werden auf Flächen stickstoffbindende 

Pflanzen angebaut, können diese nur 

dann auch als ÖVF ausgewiesen wer-

den, wenn es sich um eine zulässige Art 

handelt. Die Liste der zulässigen Arten 

ist den Antragsunterlagen bei gefügt und 

auf der  ELAN-CD enthalten. Die Liste 

gibt es auch unter www.landwirtschafts-

kammer.de in der Rubrik Förderung und 

bei den Kreisstellen. Diese Flächen wer-

den bei der Berechnung der ÖVF mit 

dem Gewichtungsfaktor 0,7 berücksich-

tigt. Sollen diese stickstoffbindenden 

Pflanzen als ÖVF ausgewiesen werden, 

muss dies im  Flächenverzeichnis ver-

merkt werden. Des Weiteren ist die 

Fruchtart der jeweiligen stickstoffbin-

denden Pflanze einzutragen.

Die jeweilige als ÖVF zulässige Art 

muss entweder als Reinkultur einer 

der in der Liste angegebenen Art ange-

baut werden oder als Mischung mehre-

rer zulässiger Arten, die alle in der Lis-

te enthalten sind. Sofern eine zulässi-

ge mehrjährige stickstoffbindende 

Pflanze, wie Luzerne, angebaut wird, 

kann diese auch in mehreren Jahren 

als ÖVF ausgewiesen werden, sofern 

die Luzerne immer noch eindeutig auf 

der Fläche vorherrscht.

Werden auf einer Fläche folgende 

grobkörnige, stickstoffbindende Pflan-

 ▶ Tabelle 2: Zulässige Arten für 
  Kurzumtriebsplantagen als ÖVF

Botanische Bezeichnung Deutsche Bezeichnung
Salix triandra1 Mandelweide1

Salix viminalis1 Korbweide1

Populus alba1 Silberpappel1

Populus canescens1 Graupappel1

Populus nigra1 Schwarzpappel1

Populus tremula1 Zitterpappel1

Betula pendula Gemeine Birke, Hängebirke
Alnus glutinosa Schwarzerle
Alnus incana Grauerle
Fraxinus excelsior Gemeine Esche
Quercus robur Stieleiche
Quercus petraea Traubeneiche

1 einschließlich der Kreuzungen auch mit anderen Arten dieser 
Gattung

 Landschaftsele-

mente können nur 

dann als ÖVF an-

erkannt werden, 

wenn sie auf 

Ackerland liegen 

oder an Ackerland 

angrenzen.

Foto: agrar-press
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zen angebaut, so müssen sie im An-

tragsjahr mindestens vom 15. Mai bis 

zum 15. August auf der Fläche stehen: 

Sojabohnen, Linsen, Lupinen, Acker- 

und Gartenbohnen sowie Erbsen. Die-

se stickstoffbindenden Pflanzen müs-

sen am 15. Mai ausgesät sein und dür-

fen erst nach Ablauf des Zeitraumes 

geerntet, gemäht, geschlegelt, bewei-

det oder durch mechanische Bodenbe-

arbeitung oder mit einem Herbizid be-

seitigt werden. Tritt die Erntereife der 

Früchte oder Körner vor dem 15. Au-

gust ein, darf die Ernte auch früher 

durchgeführt werden, wenn dies spä-

testens drei Tage vorher bei der Kreis-

stelle angemeldet wurde.

Alle anderen als ÖVF zulässigen Arten 

stickstoffbindender Pflanzen müssen 

ebenfalls ab dem 15. Mai auf der Flä-

che ausgesät sein und bis zum 31. Au-

gust auf der Fläche verbleiben. Sie 

dürfen erst danach durch eine mecha-

nische Bodenbearbeitung oder ein 

Herbizid beseitigt werden. Somit ist 

bei diesen stickstoffbindenden Pflan-

zen auch während des Zeitraumes eine 

Schnittnutzung zulässig. Nach Beendi-

gung des Anbaues der stickstoffbin-

denden Pflanze muss auf dieser Fläche 

in dem jeweiligen Antragsjahr eine 

Winterkultur oder eine Winterzwi-

schenfrucht angebaut werden. Diese 

Winterkultur oder Winterzwischen-

frucht muss bis zum 15. Fe bruar des 

Folgejahres auf der Fläche verbleiben. 

Ein Häckseln oder Schlegeln des Auf-

wuchses ist vor dem 15. Februar zuläs-

sig. Nicht zulässig ist bis dahin eine 

mechanische Bodenbearbeitung, wie 

grubbern oder pflügen.

 ▶ Freiwillig mehr

Ein Landwirt kann auch freiwillig mehr 

als 5 % ÖVF erbringen. Landwirte, die 

aufgrund einer Ausnahmeregelung 

zum Beispiel nicht mehr als 15 ha 

Ackerland bewirtschaften, können 

ebenfalls freiwillig ÖVF beantragen, 

müssen aber darauf achten, dass dann 

mindestens die 5-%-Grenze eingehal-

ten wird. Ein Beispiel: Für 14 ha Acker 

müssen mindestens 0,7 ha ÖVF er-

bracht werden, eine Fläche von 0,3 ha 

ist nicht ausreichend. Die Erbringung 

einer niedrigeren Quote wird nicht an-

erkannt und führt zu einer Prämien-

kürzung. 

Bei den Teilnehmern an der freiwilli-

gen Kleinerzeugerregelung und den 

ökologisch wirtschaftenden Betrieben 

wird die Erbringung von ÖVF nicht an-

erkannt, da sie vom  Greening befreit 

sind.  ◀

Lassen Sie rechnen
Auf der  ELAN-CD befindet sich in diesem Jahr ein  Greening-Rech-
ner, der dabei hilft, die Auflagen der  Greening-Vorgaben richtig 
einzutragen. Alireza Khan  Iravan erklärt, wie er funktioniert.

Den  Greening-Rechner finden Sie in 

 ELAN in der Maske  Flächenverzeichnis 

im Ordner Sammelantrag. Sie starten 

ihn über den gleichnamigen Button. 

Um sicherzustellen, dass die notwendi-

gen Angaben nicht von den Angaben in 

Ihrem Antrag abweichen, werden sie 

automatisch übertragen. Der  Greening-

Rechner wertet die Angaben aus den 

Antragsformularen aus. Dabei können 

keine rechtsverbindlichen Aussagen 

darüber getroffen werden, ob Sie die 

Greeningauflagen erfüllen. Der  Gree-

ning-Rechner kann nicht prüfen, ob die 

gemachten Angaben richtig sind. Bitte 

beachten Sie die Fehlerhinweise zu Ih-

rem Antrag. Der Aufbau gliedert sich in 

vier Bereiche:  Ökologische Vorrangflä-

chen (ÖVF), Befreiungsmöglichkeiten 

 ÖVF,  Anbaudiversifizierung und Befrei-

ungsmöglichkeiten  Anbaudiversifizie-

rung.

Ihre Angaben zu der beantragten Größe 

der Flächen werden ausgewertet, nicht 

die tatsächliche Größe der einzelnen 

 Landschaftselemente und Feldblöcke. 

Bei den Berechnungen sind die Flächen 

mit  Greening-Befreiung wegen ökologi-

scher Produktion aus der Rechnung 

ausgenommen. Diese Flächen sind in 

der Anlage ZÖP aufgeführt und nicht 

mit dem Kennzeichen „Verzicht auf 

 Greening-Befreiung“ versehen. Ledig-

lich bei der Berechnung der greeningre-

levanten Fläche sind diese gesondert 

aufgeführt und werden für den Antrag-

steller erkenntlich herausgerechnet. 

Über den Button „Drucken“, ganz unten 

in der Maske, können Sie die Auswer-

tung des Rechners ausdrucken.

 ▶  Ökologische Vorrangflächen

Für die  Greening-Anforderungen an 

die ÖVF müssen Sie 5 % der gree-

ningrelevanten Fläche als ÖVF auswei-

sen. Unter dem Punkt „ Ökologische 

Vorrangflächen“ ist die greeningrele-

vante Fläche aufgeschlüsselt in die 

vier Flächensummen: Ackerland,  Land-

schaftselemente, die an Ackerland 

grenzen oder auf Ackerland liegen, 

ÖVF, die nicht Ackerland sind, und Flä-

chen mit  Greening-Befreiung ökologi-

scher Produktion. Das Feld „Ihre Ver-

pflichtung beträgt“ wird mit 5 % Ihrer 

greeningrelevanten Fläche gefüllt. 

Sollte eine der Befreiungsmöglichkei-

ten zutreffen, wird das Feld „Ihre Ver-

pflichtung beträgt“ mit 0 ha und 0 % 

gefüllt. Sollte eine der Befreiungsmög-

lichkeiten zutreffen, wird das Feld „Ih-

re Verpflichtung beträgt“ weiterhin mit 

5 % gefüllt bleiben. Der Grund dafür 

ist, dass Ihre Verpflichtung in einigen 

Fällen bestehen bleibt, sofern Sie trotz 

Befreiung ÖVF in Ihrem Antrag ange-

ben.

In der nächsten Zeile werden Ihre be-

antragten ÖVF in Hektar und prozentu-

al zu der relevanten Fläche angezeigt. 

Im  Flächenverzeichnis befindet sich 

das Kennzeichen für ÖVF in der Spalte 

19. Bei den Landschaftselementen fin-

den Sie dieses Kennzeichen in der 

Spalte 16. Nur wenn diese Kennzeichen 

ausgefüllt sind, werden die Flächen als 

ÖVF mit der entsprechenden Gewich-

tung berücksichtigt. Abschließend wird 

ausgewertet, ob Sie die  Greening-An-

forderungen ÖVF erfüllen. Dies ist der 

Fall, wenn Sie als  Kleinerzeuger oder 

wegen ökologischer Produktionsver-

fahren befreit sind, eine der anderen 

Befreiungsmöglichkeiten zutrifft und 

keine ÖVF angegeben sind, oder die 

beantragten ÖVF den Wert Ihrer Ver-

pflichtungen übersteigen.

 ▶ Befreiungsmöglichkeiten

Es gibt fünf Fälle, in denen eine Befrei-

ung von den  Greening-Anforderungen 

ÖVF in Betracht kommt. Die Befreiung 

ökologische Produktion wird aus der 

Erklärung in der Anlage A und die Be-

freiung  Kleinerzeuger aus der Erklä-

rung in der Anlage E übernommen. Die 

Befreiungsmöglichkeiten für Betriebe 

mit weniger als 15 ha Ackerfläche, we-

gen des Anteils von  Dauergrünland 

und Ackerfutterbau oder des Anteils 

von Ackergras,  Stilllegung und Legumi-

nosen, ergeben sich aus Ihren bean-

tragten Flächen und den angebauten 

Kulturen im  Flächenverzeichnis. 

 ▶  Anbaudiversifizierung

Die greeningrelevante Fläche für die 

 Anbaudiversifizierung unterscheidet 

sich von der greeningrelevanten Fläche 

für die ÖVF dadurch, dass die ÖVF, die 

Foto: Carolin 

 Hohmann



Ratgeber Förderung 2015

34 |  GREENING IN DER PRAXIS

nicht Ackerland sind, also  Pufferstrei-

fen Grünland, KUP oder Aufforstungs-

flächen, nicht hinzugerechnet werden. 

Sofern keine Befreiung von den  Gree-

ning-Anforderungen  Anbaudiversifizie-

rung vorliegt, müssen Sie zwei Bedin-

gungen erfüllen: Die erste Bedingung 

ist die Anzahl der notwendigen Kultu-

ren. Diese ergibt sich aus Ihrer gree-

ningrelevanten Fläche. Beträgt diese 

mindestens 10 ha und maximal 30 ha, 

sind zwei verschiedene Kulturen not-

wendig. Beträgt Ihre greeningrelevante 

Fläche mehr als 30 ha, sind drei ver-

schiedene Kulturen erforderlich. Wenn 

eine der Befreiungsmöglichkeiten  An-

baudiversifizierung zutrifft, beträgt die 

Anzahl der notwendigen Kulturen null.

Die zweite Bedingung bezieht sich auf 

das Anbauverhältnis und ist aufgeteilt 

in drei alternative Varianten. 

Die Variante A berechnet den Anteil 

Ihrer Hauptkultur (größte beantragte 

Flächensumme einer Kultur), gemes-

sen an der greeningrelevanten Fläche. 

Beträgt die Anzahl der notwendigen 

Kulturen zwei, darf der Anteil Ihrer 

Hauptkultur höchstens 75 % der gree-

ningrelevanten Fläche betragen. Liegt 

die Anzahl der notwendigen Kulturen 

bei drei, darf der Anteil Ihrer Haupt-

kultur 75 % nicht übersteigen und Ihre 

beiden größten Kulturen dürfen zu-

sammen maximal 95 % der gree-

ningrelevanten Fläche ausmachen. 

Die Variante B berechnet den Anteil 

der Gras- und Grünfutterpflanzen und 

die Variante C den Anteil der Brache 

an der greeningrelevanten Fläche. Zu-

sätzlich ist eine zweite Teilbedingung 

zu erfüllen, die sich auf die Restfläche 

bezieht. Die Felder der Variante B und 

C werden nur gefüllt, wenn die Anzahl 

der notwendigen Kulturen drei beträgt, 

da bei zwei notwendigen Kulturen und 

einem Anteil von mehr als 75 % Gras 

und Grünfutterpflanzen oder Brache, 

die Restfläche in jedem Fall weniger 

als 30 ha beträgt und somit eine Frei-

stellung von den Anforderungen gege-

ben ist. Zudem werden die Felder der 

Varianten B und C nicht gefüllt, wenn 

Sie bereits die Anbauverhältnisse in 

Variante A einhalten.

 ▶ Befreiung von der 
 Anbaudiversi fizierung

Es gibt sechs Möglichkeiten, von den 

 Greening-Anforderungen an die  An-

baudiversifizierung befreit zu werden. 

Drei dieser Möglichkeiten finden Sie in 

gleicher Form auch schon bei den ÖVF: 

Befreiung ökologische Produktion (An-

lage A), Befreiung  Kleinerzeuger (Anla-

ge E) und wegen des Anteils von  Dau-

ergrünland und Ackerfutterbau. In 

leicht veränderter Form finden Sie 

auch die beiden anderen bereits erläu-

terten Befreiungsmöglichkeiten wie-

der. Bei der  Anbaudiversifizierung gilt 

die Befreiung wegen der Größe der be-

antragten Ackerfläche nur, wenn diese 

weniger als 10 ha beträgt. Die Befrei-

ung wegen des Anteils angebauter Kul-

turen bezieht sich auf den Anteil von 

Ackergras und  Stilllegung an der gree-

ningrelevanten Fläche.

Hinzu kommt die Befreiung Flächen-

tausch, die aus der Erklärung in der 

Anlage A übernommen wird. Dabei 

kann der  Greening-Rechner nicht über-

prüfen, ob Sie in diesem Jahr eine an-

dere landwirtschaftliche Kulturpflanze 

als im Vorjahr anbauen. ◀

Die Beispiele zeigen die finanziellen 

Auswirkungen des Greenings auf ver-

schiedene Betriebstypen anhand von 

Deckungsbeitragsrechnungen. Sämtli-

che Kalkulationen können einzelbe-

trieblich stark unterschiedlich ausfal-

len. Ein betriebsindividueller Ansatz 

ist daher wichtig, pauschale Empfeh-

lungen gibt es nicht. 

Von grundlegender Bedeutung für die 

Höhe der ökonomischen Auswirkun-

gen sind die getroffenen Annahmen, 

siehe  llen 1 und 2. Hier wurden immer 

Durchschnittszahlen verwendet, das 

heißt mittlere Ertrags-, Preis- und Kos-

tenniveaus. Dies gilt insbesondere für 

den Preis als stärksten Hebel in Wirt-

schaftlichkeitsberechnungen. Bei den 

ertragsschwachen Varianten von Mais 

und Weizen wurden ein geringerer Er-

trag, aber auch etwas niedrigere Kos-

ten durch niedrigere Bewirtschaf-

tungsintensität unterstellt. Die Preise 

von Ackergras,  Dauergrünland und Lu-

zerne wurden anhand des relativen 

Energiegehaltes aus dem Silomais-

preis abgeleitet. Hinsichtlich der Um-

satzsteuer wurde immer von einem 

pauschalierenden Betrieb ausgegan-

gen. Bei der Prämie wurden insgesamt 

290 € je ha, 175 €  Basisprämie je ha 

LF, 85 € Greeningprämie je ha sowie 

30 € anteilige  Umverteilungsprämie je 

ha unterstellt. Bei den Ökologischen 

Vorrangflächen (ÖVF) wurden als zu-

sätzlicher Ertrag die Umweltleistung 

und im Fall von Leguminosen und Zwi-

schenfrüchten die Vorfruchtwirkung 

der Maßnahme monetär bewertet.

So greenen Sie richtig
Über das  Greening ist im Vorfeld der Agrarreform lange disku-
tiert worden. Herausgekommen sind sehr komplizierte Regeln, 
deren Wirksamkeit für die Umwelt umstritten ist. Für die 
Betriebe kommt es darauf an, ihren Anbau so zu planen, dass 
sie die  Greening-Prämie in ungekürzter Höhe bekommen und 
Abzüge bei der  Basisprämie durch Verstöße gegen die Aufla-
gen vermeiden. Christian Solle, Landwirtschaftskammer Nord-
rhein-Westfalen, erklärt, wie Sie dabei rechnen müssen. 

Auch  Feldränder können in Kombination mit Zwischenfrüchten und Stilllegungen das 

 Greening erfüllen. Foto: Nele Siebel
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 ▶ Im Milchviehbetrieb

In der Ausgangssituation des Milch-

viehbetriebes im Beispiel Tabelle 3, 

zeigt sich, dass auf 80 ha der Ackerflä-

che nur zwei Kulturen, Silomais und 

Ackergras, angebaut werden. Auf 2 ha 

wächst der Mais aufgrund von Baum-

schatten, Staunässe oder Hanglage nur 

schlecht. Der Betrieb muss mindestens 

eine zusätzliche Kultur auf der Acker-

fläche anbauen, damit die  Anbaudiver-

sifizierung erfüllt ist. Der Anbauanteil 

von Silomais darf nicht mehr als 

60 ha, entsprechend 75 % der Acker-

fläche, betragen. Mais und Ackergras 

dürfen zusammen nicht mehr als 76 ha 

ausmachen, das sind 95 % von 80 ha. 

Daher besteht hier Handlungsbedarf. 

Die Dauergrünlandflächen werden 

nicht miteinbezogen. Insgesamt ent-

steht eine Futterlücke, die durch Zu-

kauf von Silomais ausgeglichen wer-

den muss. 

In Variante 1 nutzt der Betriebsleiter 

Luzerne und  Feldränder. Im ersten 

Schritt werden so viel Silomais und 

Ackergras wie möglich angebaut (60 

und 14 ha), um die Futterversorgung 

der Kühe sicherzustellen. Achtung: Lu-

zerne und Ackergras werden für die  An-

baudiversifizierung mit 16 ha als eine 

Kultur Futterbau zusammengezählt. 

Der Betrieb muss insgesamt 4 ha ÖVF 

erbringen (5 % von 80 ha), wobei er 

nicht nur auf eine Kategorie der Vor-

rangflächen beschränkt ist, sondern 

beliebig kombinieren kann. Der Be-

triebsleiter legt insgesamt 2 ha  Feld-

ränder an den Rändern seiner Maisflä-

chen an, ersetzt somit den ertrags-

schwachen Silomais und hat durch den 

Anrechnungsfaktor 1,5 bereits 3 ha 

Vorrangflächen erbracht. Obwohl 

1,42 ha Luzerne (1 ha = 0,7 ha ÖVF) zur 

Erbringung des noch fehlenden Hektars 

ÖVF ausreichen würden, entschließt 

sich der Landwirt zum Anbau von 2 ha 

Luzerne, um etwas Sicherheitsreserve 

zu haben. Für alle Antragsteller ist 

grundsätzlich zu empfehlen, die ÖVF 

nicht zu knapp zu bemessen, sondern 

lieber etwas großzügiger zu erfüllen. 

Die entstandene Futterlücke wird 

durch den Zukauf von 2,5 ha Silomais 

gedeckt. Es ergibt sich ein finanzieller 

Nachteil von 5 832 € oder 58 € je ha 

im Vergleich zur Ausgangssituation. 

In Variante 2 lässt der Landwirt die 

2 ha  Feldränder entsprechend 3 ha 

ÖVF zusätzlich durch das Blühstreifen-

programm der zweiten Säule fördern. 

Da die  Feldränder als ÖVF angerechnet 

werden sollen, wird eine reduzierte 

 Blühstreifen-Prämie gezahlt (1 200 € 

minus 380 € = 820 €/ha). Aus der ers-

ten Säule werden die  Feldränder mit 

290 €/ha gefördert. Der noch fehlende 

Hektar Vorrangfläche wird in diesem 

Beispiel über Stilllegungen erbracht. 

Hier nutzt der Landwirt die Gelegen-

heit und legt auf den Ackerflächen 

mehrere Keile still (1 ha  Stilllegung = 

1 ha ÖVF), die durch ihren Zuschnitt 

nicht mehr als  Feldränder angerechnet 

werden können, schlecht zu beackern 

sind oder zu Staunässe neigen.  Feld-

ränder und  Stilllegung bilden zusam-

men die noch fehlende dritte Kultur für 

die  Anbaudiversifizierung. Der letzte 

noch nicht belegte Hektar wird mit 

Roggen-GPS bestellt. In diesem Szena-

rio entsteht ein Deckungsbeitragsver-

lust von 5 609 € oder 56 €. 

Im Vergleich ist also Variante 2 aus 

ökonomischer Sicht vorzuziehen. Wäre 

in der Ausgangssituation zum Beispiel 

100 % der Ackerfläche mit Silomais 

bestellt, so wäre der wirtschaftliche 

Nachteil in beiden Szenarien höher, da 

der Maisanbau noch stärker einge-

schränkt und eine größere Futterlücke 

ausgeglichen werden müsste. Dieser 

Fall kann auch zum Beispiel in Bullen-

mastbetrieben auftreten.

 ▶ Im Veredelungsbetrieb

Der Veredelungsbetrieb, Tabelle 4, 

baut in der Ausgangssituation CCM 

und Weizen auf insgesamt 70 ha 

 ▶ Tabelle 1: Erträge Futterpflanzen
t TM/ha  % TM  t FM/ha  MJ NEL/kg TM  MJ NEL/ha  

Silomais 18 33 % 54,5 6,45 116 100
Silomais ertragsschwach 9 33 % 27,3 6,45 58 050
Wiesen ( Dauergrünland) 9,5 35 % 27,1 5,5 52 250
Ackergras 11 35 % 31,4 6 66 000
Roggen-GPS Futter 15 35 % 42,9 6,1 91 500
Roggen-/Triticale-GPS (Biogas) 15 35 % 42,9    
Sommergerste-/Hafer-GPS 
(Zweitfrucht, Biogas)

7 25 % 28,0    

ÖVF-Luzerne (Silage) 11 34 % 32,4 5,1 56 100
ÖVF-Grasuntersaat 3,9 35 % 11,1 5,7 22 230

 ▶ Tabelle 2: Kosten und Erlöse Marktfrüchte und  Ökologische Vorrangflächen

  Ertrag Preis 
 netto

Preis brutto 
10,7 % USt

Erlös variable 
 Kosten

sonstiger
Ertrag

Deckungs-
beitrag

  t FM/ha  €/t FM  €/t FM  €/ha  €/ha  €/ha  €/ha  
Mais (CCM) 12,0 124 138 1 652 800 0 1 142
Mais (CCM) ertragsschwach 6,0 124 138 826 600 0 516
Ackerbohnen 3,4 205 227 772 750 0 312
Winterweizen 8,5 190 210 1 788 850 0 1 228
Winterweizen ertragsschwach 5,0 190 210 1 052 650 0 492
Winterraps 4,0 350 387 1 550 920 0 920
Zuckerrüben 75,0 45 50 3 737 1 550 0 2 477
 Zwischenfrüchte (Senf) 0,0 0 0 0 200 250 50
Sommergerste 5,5 175 194 1 066 750 0 606
Wintergerste 7,0 180 199 1 396 800 0 886
Silomais 54,5 30 33 1 811 1 250 0 851
Silomais ertragsschwach 27,3 30 33 906 750 0 446
Wiesen ( Dauergrünland) 27,1 10 11 304 800 0 –206
Ackergras 31,4 28 31 978 800 0 468
Roggen-GPS Futter 42,9 29 32 1 358 850 0 798
Roggen-/Triticale-GPS Biogas 42,9 27 30 1 281 850 0 721
Sommergetreide-GPS 
 (Zweitfrucht)

28,0 27 30 837 650 0 187

ÖVF- Feldränder 0,0 0 0 0 200 50 140
ÖVF- Feldränder +  Blühstreifen 0,0 0 0 0 200 50 960
ÖVF- Feldränder +  Uferrand-
streifen

0,0 0 0 0 200 50 860

ÖVF-Zwischenfrucht 0,0 0 0 0 250 100 –150
ÖVF- Stilllegung 0,0 0 0 0 200 50 140
ÖVF-Luzerne (Silage) 32,4 28 31 995 1 000 50 335
ÖVF-Grasuntersaat 11,1 28 31 347 400 0 –53
Zukauf Silomais 0,0 0 0 0 1 661 0 –1 661
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Ackerland an. Es zeigt sich, dass die 

75 %- oder 95 %-Grenze der  Anbaudi-

versifizierung nicht eingehalten wer-

den (52,5 oder 66,5 ha), zusätzlich 

fehlen die ÖVF (3,5 ha) und es muss 

mindestens eine zusätzliche Ackerkul-

tur angebaut werden.

In Variante 1 werden die Anbauanteile 

von CCM und Weizen entsprechend auf 

52,5 und 14 ha angepasst. Zusätzlich 

wird 3,5 ha Gerste angebaut, womit 

die  Anbaudiversifizierung erfüllt ist. 

Die ÖVF werden komplett über 11,7 ha 

 Zwischenfrüchte (1 ha = 0,3 ha ÖVF) 

erbracht. In der Fruchtfolge stehen 

diese nach Getreide und vor Mais. Der 

wirtschaftliche Nachteil im Vergleich 

zur Ausgangssituation beträgt 2 649 € 

oder 38 €/ha. 

Als Abwandlung nimmt der Landwirt 

in Variante 2 die ertragsschwachen 

Bereiche der CCM-Flächen aus der Pro-

duktion und lässt sie sich als ÖVF in 

Form von Feldrändern oder bei einer 

Breite von mehr als 20 m als Stillle-

gungen anrechnen (insgesamt 1,75 ha 

ÖVF). Die fehlenden 1,75 ha erbringt 

der Landwirt in Form von 5,9 ha Zwi-

schenfrüchten. In diesem Szenario er-

gibt sich ein Deckungsbeitragsverlust 

von 2 476 € oder 35 €/ha.

In Variante 3 wandelt der Landwirt 

sämtliche ertragsschwachen Bereiche 

der CCM-Flächen in  Feldränder 

(2,25 ha ÖVF) um und nimmt gleichzei-

tig an  Agrarumweltmaßnahmen teil. 

Da 0,5 ha der  Feldränder am Gewässer 

liegen, bietet sich hier das Uferrand-

streifenprogramm an. Bei der zugehö-

rigen Prämie erfolgt analog zur Blüh-

streifenprämie ein Abzug, wenn die 

Flächen als ÖVF angerechnet werden 

sollen (1 100 € minus 380 € = 720 €/

ha). Unabhängig davon werden die 

 Feldränder mit 290 €/ha aus der ers-

ten Säule gefördert. Die fehlenden 

0,75 ha Vorrangfläche werden über 

 Zwischenfrüchte geleistet. Es schlagen 

insgesamt 1 216 € oder 17 €/ha LF 

wirtschaftlicher Nachteil zu Buche. Für 

den Veredelungsbetrieb lassen sich 

die Greeningauflagen im Beispiel ohne 

größeren Aufwand über  Zwischen-

früchte und bei Bedarf über zusätzli-

che Getreidearten erfüllen.

 ▶ Im Ackerbaubetrieb

Der Ackerbaubetrieb, Tabelle 5, arbei-

tet mit der Fruchtfolge Zuckerrüben/

Winterweizen/Silomais/Winterweizen 

auf 100 ha Acker. Es sind somit schon 

drei Kulturen vorhanden und da die An-

bauanteile die zulässigen Grenzen nicht 

überschreiten, ist die  Anbaudiversifi-

zierung bereits erfüllt. Der Betrieb 

nutzt bereits in der Ausgangssituation 

Senf als Zwischenfrucht vor den Zucker-

rüben. Die Anrechnung als ÖVF erfor-

dert jedoch ein Zwischenfruchtgemisch, 

insofern kann der Senf in Reinsaat nicht 

angerechnet werden.

In Variante 1 entscheidet sich der Be-

triebsleiter aus phytosanitären Grün-

den, den Zwischenfruchtanbau mit 

Senf vor den Zuckerrüben fortzufüh-

ren. Zur Erbringung der ÖVF werden 

auch hier zunächst die ertragsschwa-

chen Ränder (1 ha) der Weizenflächen 

durch Begrünung in  Feldränder umge-

wandelt, was bereits 1,5 ha der erfor-

derlichen 5 ha ÖVF bringt. Nach Wei-

zen zu Mais werden zusätzlich 11,7 ha 

greeningkonforme  Zwischenfrüchte 

angebaut (entspricht 3,5 ha ÖVF). Der 

finanzielle Nachteil zur Ausgangssitua-

tion beträgt 2 307 € oder 23 € je ha.

Bei Variante 2 wird für 0,5 ha  Feldrän-

der zusätzlich die Förderung durch das 

Blühstreifenprogramm in Anspruch ge-

nommen. Des Weiteren werden 0,5 ha 

Weizenfläche stillgelegt. Somit hat der 

Betrieb bereits 1,25 ha ÖVF erbracht. 

Die restlichen 3,75 ha werden durch 

5,4 ha Ackerbohnen (1 ha = 0,7 ha 

ÖVF) bereitgestellt. Dabei können 

auch Leguminosen, die im Rahmen der 

Agrarumweltmaßnahme  Vielfältige 

 ▶ Tabelle 3:  Greening im Milchviehbetrieb
Ausgangssituation Variante 1 Variante 2

Umfang [ha] Umfang [ha] Umfang [ha]

ha LF 100,0 100,0 100,00 
davon ha Ackerfläche 80,0 80,0 80,00 
Fruchtart      
Wiesen ( Dauergrünland, 35 % TM) 20,0 20,0 20 
Silomais (33 % TM) 64,0 60,0 60,00 
Silomais (33 % TM) ertragsschwach 2,0  
Ackergras (35 % TM) 14,0 14,0 16,0 
Roggen-GPS (35 % TM)   2,0 1,0 
Zukauf Mais   2,5 3,07 
ÖVF- Feldränder ( Blühstreifen)    2,00 
ÖVF- Feldränder   2,0  
ÖVF-Leguminosen (Luzerne, 34 % TM)   2,0  
ÖVF-Stilllegungen    1,00 
Summe Energie [MJ NEL] 9 515 500 9 230.200 9 158 500

Futterlücke [MJ NEL] 0 285.300 357 000

Summe Deckungsbeitrag [€] 57 814 51 981 52 204

Deckungsbeitrag [€/ha] 578 520 522

Nachteil zur Ausgangssituation, €   –5 832 –5 609
Nachteil zur Ausgangssituation, €/ha   –58 –56

 ▶ Tabelle 4:  Greening im Veredelungsbetrieb
Ausgangssitua-

tion
Variante 1 Variante 2 Variante 3

Umfang 

[ha]

Umfang 

[ha]

Umfang 

[ha]

Umfang 

[ha]

ha LF 70,00 70,00 70,00 70,00 
davon ha Ackerfläche 70,00 70,00 70,00 70,00 
Fruchtart        
Mais (CCM) 54,5 51,0 52,5 52,5 
Mais (CCM) ertragsschwach 1,5 1,5 0,0 0,0 
Weizen 14,0 14,0 12,5 12,5 
Gerste   3,5 3,5 3,5 
ÖVF-Zwischenfrucht   11,7 5,9 2,5 
ÖVF- Stilllegung     1,0  
ÖVF- Feldränder     0,5  
ÖVF- Feldränder ( Blühstreifen)       1,0 
ÖVF- Feldränder ( Uferrandstreifen)       0,5 
Summe Deckungsbeitrag 80 233 € 77 584 € 77.756 € 79.016 € 

Nachteil zur Ausgangssituation   –2 649 € –2.476 € –1.216 € 
Deckungsbeitrag je ha 1 146 €/ha 1 108 €/ha 1 111 €/ha 1 129 €/ha 
Nachteil zur Ausgangssituation    –38 €/ha –35 €/ha –17 €/ha 
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Fruchtfolge angebaut werden, ange-

rechnet werden. Dadurch wird für die-

se Fläche die wirtschaftlich schwächs-

te Kultur, in diesem Fall Silomais, ver-

drängt und deren Anbau einge-

schränkt. Der wirtschaftliche Nachteil 

beträgt hier 3 807 € oder 38 € je ha.

Auch bei dem dargestellten Ackerbau-

betrieb lässt sich durch die  Zwischen-

früchte sowie  Feldränder oder Still-

legungen das  Greening erfüllen. Dage-

gen müssten bei Betrieben mit der 

klassischen Fruchtfolge Winterraps/

Winterweizen/Wintergerste eine Som-

merung oder Zuckerrüben, Kartoffeln 

oder Silomais in Verbindung mit Zwi-

schenfrüchten in die Fruchtfolge inte-

griert werden.

 ▶ Im Biogasbetrieb

Betrachtet man einen Biogasbetrieb, 

Tabelle 6, mit 100 % Silomais auf der 

Ackerfläche von 100 ha, so ist festzu-

stellen, dass mindestens zwei weitere 

Kulturen angebaut und ÖVF im Umfang 

von 5 ha geschaffen werden müssen. 

Auch für diesen Betrieb wurde unter-

stellt, dass auf den Ackerflächen, zum 

Beispiel an den Rändern, schlecht zu 

bewirtschaftende und ertragsschwa-

che Bereiche vorhanden sind. 

Bei Variante 1 wird zunächst der Mais-

anbau aufgrund der Vorgaben der  An-

baudiversifizierung auf 75 ha begrenzt. 

Die 2 ha ertragsschwache Maisfläche 

werden stillgelegt und schaffen so be-

reits 2 von 5 ha ÖVF. Als zweite und 

dritte Ackerkultur werden Wintergetrei-

de-GPS mit Roggen und Triticale ange-

baut. Obwohl die Ernte im Mai oder Juni 

stattfindet, ist dies hinsichtlich der  An-

baudiversifizierung unschädlich, da auf 

den Flächen in der Fruchtfolge an-

schließend Hafer- oder Sommergerste-

GPS im Zweitfrucht anbau eingesetzt 

werden und die Anbauanteile weiterhin 

passen. Die restlichen 3 ha Vorrangflä-

che werden durch 10 ha Grasuntersaat 

(1 ha = 0,3 ha ÖVF) im Mais erbracht, 

da eine Zwischenfruchtaussaat bis zum 

30. September nach der Zweitfrucht-

GPS-Ernte Mitte Oktober nicht möglich 

ist. Die Preise von Getreide-GPS wur-

den aus dem Silomaispreis abgeleitet. 

Der Wert der Gasausbeute je t TM von 

Getreide-GPS entspricht rund 90 % des 

Wertes von Silomais. Insgesamt ent-

steht nur ein marginaler Nachteil von 

127 € oder rund 1 €/ha.

In Variante 2 wurden die ÖVF aus-

schließlich über  Feldränder und Stillle-

gungen geschaffen, wodurch 0,75 ha 

Getreide-GPS verdrängt wurden. Der 

Deckungsbeitragsunterschied beträgt 

insgesamt 466 € oder rund 5 €/ha. 

Durch Teilnahme an Förderprogram-

men der zweiten Säule würde sich der 

wirtschaftliche Nachteil jedoch weiter 

reduzieren.

 ▶ Nicht nur Nachteile

Insgesamt zeigt sich, dass sich das 

Thema  Greening für die meisten 

Fruchtfolgen und Betriebsformen in 

der Regel zwar mit ökonomischen 

Nachteilen, aber ohne grundlegende 

Umstellung des Betriebes erfüllen 

lässt. Die Nachteile sind zwar ärger-

lich, jedoch mit 5 bis 60 €/ha nicht in 

existenzbedrohender Höhe. 

Abgesehen von den monetären Aus-

wirkungen und der Fülle an Regelun-

gen und Auflagen kann das  Greening 

für den Berufsstand aber auch Chan-

cen bieten, aus der Not eine Tugend zu 

machen. Insbesondere die Schaffung 

der ÖVF in Form von Feldrändern kann 

helfen, beispielsweise die Abstands-

auflagen bei Pflanzenschutzmitteln zu 

beachten. Andererseits können solche 

Flächen genutzt werden, um öffent-

lichkeitswirksam einen Beitrag für Bio-

diversität, Artenschutz, Gewässer-

schutz und Akzeptanz der Landwirt-

schaft in der Gesellschaft zu leisten. 

Mit den   Agrarumweltmaßnahmen, wie 

 Blühstreifen oder  Uferrandstreifen, 

und Vertragsnaturschutzprogrammen 

lassen sich zudem gesetzliche Ver-

pflichtungen und Umweltleistungen 

elegant verbinden. Gerade weil die 

Landwirtschaft stark im Fokus der Ge-

sellschaft steht, sollten die Chance des 

Greenings genutzt werden.  ◀

 ▶ Tabelle 6:  Greening im Biogasbetrieb
Ausgangssituation Variante 1 Variante 2

Umfang [ha] Umfang [ha] Umfang [ha]

ha LF 100,00 100,00 100,00 
davon ha Ackerfläche 100,00 100,00 100,00 
Fruchtart      
Silomais 98,00 75,00 75,00 
Silomais ertragsschwach 2,00    
Triticale-GPS   11,50 10,75 
Roggen-GPS   11,50 10,75 
Hafer-GPS (Zweitfrucht)   11,50 10,75 
Sommergerste-GPS (Zweitfrucht)   11,50 10,75 
Grasuntersaat ÖVF   10,00  
ÖVF- Stilllegung   2,00 0,50 
ÖVF- Feldränder     3,00 
Summe Deckungsbeitrag 84 334 € 84 207 € 83 867 €

Nachteil zur Ausgangssituation    –127 € –466 € 
Deckungsbeitrag je ha LF 843 €/ha 842 €/ha 839 €/ha 
Nachteil zur Ausgangssituation    –1 €/ha –5 €/ha 

 ▶ Tabelle 5:  Greening im Ackerbaubetrieb
Ausgangssituation Variante 1 Variante 2

Umfang [ha] Umfang [ha] Umfang [ha]

ha LF 100,00 100,00 100,00 
davon ha Ackerfläche 100,00 100,00 100,00 
Fruchtart      
Zuckerrüben 15,0 15,0 15,0 
Winterweizen 54,0 54,0 54,0 
Winterweizen ertragsschwach 1,0    
Silomais 30,0 30,0 24,6 
Zwischenfrucht (Senf) 15 15,0  
Ackerbohnen (ÖVF-Leguminose)     5,4 
ÖVF-Zwischenfrucht   11,7  
ÖVF- Stilllegung     0,5 
ÖVF- Feldränder   1,00  
ÖVF- Feldränder ( Blühstreifen)   0,00 0,5 
Summe Deckungsbeitrag 130 467 € 128 160 € 126 660 € 

Nachteil zur Ausgangssituation   –2 307 € –3 807 € 
Deckungsbeitrag je ha LF 1 305 €/ha 1 282 €/ha 1 267 €/ha 
Nachteil zur Ausgangssituation    –23 €/ha –38 €/ha 

Foto: agrar-press
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Eine Fläche steht dem Antragsteller 

am 15. Mai 2015 dann zur Verfügung, 

wenn er sie zu diesem Zeitpunkt be-

sitzt oder gepachtet hat und bewirt-

schaftet. Bei unklaren Bewirtschaf-

tungsverhältnissen ist derjenige Be-

wirtschafter im Sinne des Prämien-

rechts, der das mit der Flächennutzung 

verbundene wirtschaftliche Risiko 

trägt. Hierbei handelt es sich jedoch 

immer um Einzelfallentscheidungen, 

die von der EU-Zahlstelle der Land-

wirtschaftskammer NRW getroffen 

werden. Um unklare Bewirtschaftungs-

verhältnisse und damit Streitigkeiten 

um betriebswichtige Beihilfen, wie die 

 Basisprämie, zu vermeiden, sollten 

sich Antragsteller im Zweifelsfall früh 

genug vor der Antragstellung an ihre 

Kreisstelle wenden.

Eine Fläche ist dann ganzjährig beihil-

fefähig, wenn sie zwischen dem 1. Ja-

nuar und dem 31. Dezember 2015 dau-

erhaft landwirtschaftlich nutzbar ist. 

Eine Fläche wird der landwirtschaftli-

chen Nutzung zum Beispiel dann dau-

erhaft entzogen und verliert damit ihre 

ganzjährige Beihilfefähigkeit, wenn 

auf ihr ein Haus oder eine Straße ge-

baut wird; auch wenn diese Bauvorha-

ben erst nach der Ernte durchgeführt 

werden. 

Für den Fall, dass die betroffene Flä-

che zur Aktivierung von Zahlungsan-

sprüchen im  Flächenverzeichnis 2015 

angegeben wurde, weil zum Zeitpunkt 

der Antragstellung beispielsweise 

nicht sicher abzusehen war, ob eine 

Baugenehmigung vor Jahresende vor-

liegt, kann die Aktivierung durch den 

Antragsteller nachträglich zurückge-

zogen werden. Eine solche nichtland-

wirtschaftliche Nutzung ist auf jeden 

Fall der zuständigen Kreisstelle umge-

hend mitzuteilen. Sollten Antragsteller 

eine nichtlandwirtschaftliche Nutzung 

nicht melden und dieser Sachverhalt 

kommt erst durch Vor-Ort-Kontrollen 

oder  Luftbilder im Nachhinein zu Tage, 

werden Sanktionen und Rückforderun-

gen auch später noch verhängt. 

 ▶ Die Ausnahmen

Eine befristete nichtlandwirtschaftli-

che Tätigkeit hingegen verhindert 

nicht automatisch die ganzjährige Bei-

hilfefähigkeit. Die Beihilfefähigkeit ist 

an die Bedingung geknüpft, dass die 

landwirtschaftliche Tätigkeit auf der 

Fläche überwiegt und nicht stark ein-

geschränkt wird. Darunter ist zum ei-

nen zu verstehen, dass der Aufwuchs 

nicht wesentlich beschädigt wird und 

es weder zu einer wesentlichen Beein-

trächtigung des Bewuchses noch zu 

einer wesentlichen Minderung des Er-

trages kommen darf. Zum anderen sind 

innerhalb der Vegetationsperiode bei 

 Dauergrünland beziehungsweise im 

Zeitraum zwischen der Bestellung und 

der Ernte bei Ackerland nur kurzfristi-

ge nichtlandwirtschaftliche Tätigkei-

ten – zum Beispiel als Schützenfest-

wiese – zulässig. 

 Neu ab diesem Jahr ist, dass 

diese kurzfristigen nicht-

landwirtschaftlichen Tätig-

keiten nicht länger als 14 

aufeinanderfolgende Tage dauern und 

insgesamt nicht an mehr als 21 Tagen 

im Kalenderjahr durchgeführt werden 

dürfen. Außerhalb der Vegetationsperi-

ode oder nach der Ernte der Hauptkul-

tur bis zur nächsten Bestellung können 

nichtlandwirtschaftliche Tätigkeiten, 

zum Beispiel als Skipiste, auch länger 

andauern. Ebenso ist die Lagerung von 

Holz auf  Dauergrünland außerhalb der 

Vegetationsperiode zulässig.

 ▶ Vorher melden

Eine nichtlandwirtschaftliche Tätigkeit 

nach der Antragstellung ist der Kreis-

stelle spätestens drei Tage vor Beginn 

zu melden. Ein entsprechendes Formu-

lar ist in der Rubrik Förderung unter 

www.landwirtschaftskammer.de und 

bei den Kreisstellen erhältlich. Findet 

eine nichtlandwirtschaftliche Tätigkeit 

bereits im Zeitraum 1. Januar 2015 bis 

zur Antragstellung statt, so ist diese 

nichtlandwirtschaftliche Tätigkeit bei 

der Antragstellung in den „Angaben zu 

nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeiten 

auf Flächen“ (Anlage NLT) anzugeben. 

Die Nutzung einer Fläche für den Win-

tersport außerhalb der Vegetationspe-

riode als Skipiste oder Rodelbahn und 

die Lagerung von Holz auf  Dauergrün-

land außerhalb der Vegetationsperio-

de ist nicht meldepflichtig. Dauerhafte 

Holzlager dagegen sind nicht erlaubt. 

Grundsätzlich gilt weiterhin, dass alle 

nichtlandwirtschaftlichen Tätigkeiten, 

die sich negativ auf den guten land-

wirtschaftlichen und ökologischen Zu-

stand auswirken, auf jeden Fall förder-

schädlich sind.

Wie in den Vorjahren ist die Erstattung 

von Schäden, die bei der nichtland-

wirtschaftlichen Tätigkeit anfallen 

Neu

Nur ganzjährig genutzte 
Flächen sind förderfähig
Um in der  Basisprämie förderfähig zu sein, müssen die Flächen dem Antrag-
steller nicht nur am Stichtag 15. Mai 2015 zur Verfügung stehen, sondern auch 
ganzjährig beihilfefähig sein. Ähnliche Regelungen gelten auch für weitere 
Agrarbeihilfen. Die Details erläutert Christian Klein.

Kurzfristige, 

nichtlandwirt-

schaftliche Tätig-

keiten, insgesamt 

nicht mehr als 

21 Tage im Jahr, 

sind zulässig, 

 dazu gehört zum 

Beispiel eine 

Schützenfest-

wiese.
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oder von Kosten zur Wiederherstellung 

des vorherigen Zustandes der Fläche 

nicht förderschädlich. Erhält ein Land-

wirt darüber hinaus noch weitere Mit-

tel, darf dieses Entgelt die Einkünfte 

aus der landwirtschaftlichen Tätigkeit 

auf dieser Fläche nicht überschreiten. 

Weiterhin ist zu beachten, dass spezi-

elle Auflagen dazu führen können, 

dass eine in der  Basisprämie unschäd-

liche Veranstaltung die Auflagen, bei-

spielsweise der  Agrarumweltmaßnah-

men, verletzen können. 

Fälle höherer Gewalt oder außerge-

wöhnlicher Umstände, die dazu füh-

ren, dass die im Sammelantrag 2015 

eingegangenen Verpflichtungen nicht 

eingehalten werden können, sind wie 

bisher den Kreisstellen umgehend 

schriftlich mitzuteilen. Mit umgehend 

ist dabei innerhalb von 15 Arbeitsta-

gen ab dem Zeitpunkt, ab dem der Be-

günstigte hierzu in der Lage ist, ge-

meint. In diesen Fällen wird geprüft, 

ob zum Beispiel eine Ackerfläche trotz 

Lagerung von Straßenbaumaterialien 

in der  Basisprämie weiterhin förderfä-

hig bleibt.

Wird die  Ausgleichszulage für benach-

teiligte Gebiete oder die  Ausgleichs-

zahlung für Gebiete mit umweltspezifi-

schen Einschränkungen beantragt, 

müssen die entsprechenden Flächen 

auch hier ganzjährig beihilfefähig 

sein. Bei  Agrarumweltmaßnahmen 

müssen die Flächen bis zur Ernte oder 

bis zum Ablauf des jeweiligen Ver-

pflichtungsjahres der Agrarumwelt-

maßnahme beihilfefähig sein. 

Beantragen Landwirte die  Basisprämie 

für Flächen, die sich auf einem Flug-

platz, einem Militärgelände oder ei-

nem Golfplatz befinden, müssen sie 

die Bewirtschaftung dieser Flächen 

jährlich nachweisen. Landwirte, die 

auf solchen Flächen wirtschaften, soll-

ten sich daher vor Antragstellung bei 

ihrer Kreisstelle über die aktuellen An-

forderungen erkundigen.  ◀

Außerhalb der Vegetationsperiode ist 

auch die Lagerung von Holz auf  Dauer-

grünland zulässig. Fotos: Imago

Neues bei besonderen 
Flächen
Die  Basisprämie wird nur für Flächen gezahlt, die landwirt-
schaftlich genutzt werden können und bei deren Bewirtschaf-
tung diese Nutzung im Vordergrund steht. Wesentlich ist 
dabei, die Flächen in einem guten landwirtschaftlichen und 
ökologischen Zustand zu erhalten. Welche Flächen förderfähig 
sind und welche Ausnahmen es gibt, haben Christian Klein und 
Lisa Büscher-Pfohl zusammengefasst.

 ▶  Basisprämie für 
Naturschutzflächen

Infolge von vielen Landschaftspflege- 

und Umweltprogrammen, die auf Ex-

tensivierung und Renaturierung set-

zen, können die Flächen unter Um-

ständen nicht mehr den Kriterien von 

Acker- oder  Dauergrünland entspre-

chen. Derartige Flächen bleiben nur 

dann in der  Basisprämie förderfähig, 

wenn folgende Voraussetzungen erfüllt 

werden:

 ● Die Flächen müssen im Jahr 2008 

als Acker- oder  Dauergrünland ge-

nutzt und die  Betriebsprämie muss 

2008 für diese Flächen bewilligt 

worden sein.

 ● Die Flächen müssen sich nachweis-

lich durch die Teilnahme an Natur-

schutzprogrammen, die unter die 

Anwendung der FFH-, Vogelschutz- 

oder Wasserrahmenrichtlinie fal-

len, in den aktuellen Zustand ent-

wickelt haben. 

Acker- oder Dauergrünlandschläge müs-

sen sich durch Auflagen, Anordnungen, 

Festsetzungen oder Vereinbarungen der 

Unteren Landschaftsbehörde (ULB) 

oder der Unteren Wasserbehörde (UWB) 

in Anwendung der FFH-, Vogelschutz- 

oder Wasserrahmenrichtlinie infolge 

des jeweiligen Programms zu naturbe-

lassenen Flächen entwickelt haben. 

Sind diese zwei Bedingungen erfüllt und 

durch die ULB oder UWB bestätigt, kön-

nen die Flächen mit der Fruchtart 583 

„Naturschutz (1307/2013-32-2bi)“ in 

das  Flächenverzeichnis aufgenommen 

und die  Basisprämie für diese Flächen 

beantragt werden. Dazu muss der Land-

wirt die entsprechenden Bestätigungen 

bei der zuständigen Behörde einholen 

und bei der Kreisstelle einreichen.

Je nachdem, ob es sich um ein Pro-

gramm der Wasserrahmenrichtlinie 

oder ein Programm der FFH- oder Vo-

gelschutz-Richtlinie handelt, sind zwei 

verschiedene Formulare zu verwen-

den. Die Formulare werden den An-

tragstellern auf ihren  ELAN-CD’s für 

das Antragsverfahren 2015 zur Verfü-

gung gestellt und können auch im In-

ternet heruntergeladen werden. Aus 

den Formularen muss hervorgehen, 

dass jeweils konkrete Auflagen zur 

Pflege und/oder Entwicklung der Flä-

chen angeordnet, festgesetzt oder ver-

einbart wurden. Diese Angaben muss 

die ULB/UWB in der Bescheinigung 

aufführen. Wenn die Bestätigung be-

reits in den Vorjahren eingereicht wur-

de und sich die Größe der Fläche nicht 

verändert hat, muss keine neue Bestä-

tigung eingereicht werden. Für den 

Fall, dass sich nur die Bezeichnung 

( FLIK/ Schlag) ändert, ist die Kreisstel-

le zu informieren.

 ▶ Wenig Toleranz bei 
Verbuschung

Sofern einzelne Büsche oder sonstige 

Gehölze auf einer Fläche stehen und 

es sich nicht um  Landschaftselemente, 

wie Hecken oder Feldgehölze, handelt, 

so sind diese Verbuschungen oberhalb 

einer zulässigen Toleranzschwelle 

grundsätzlich beihilfeschädlich. Ver-

buschungen von insgesamt weniger 

als 100 m² sind auf einer Parzelle bei-

hilfefähig, wenn ihre Flächengröße in-

nerhalb einer zulässigen Toleranz der 

jeweiligen Parzelle liegt. 

 Diese Toleranzschwelle wird 

in jedem Fall erheblich nied-

riger als in den Vorjahren 

ausfallen, in welcher Höhe 

diese Toleranz jedoch liegen wird, 

stand bei Redaktionsschluss noch 

nicht fest. Im Zweifelsfall wird emp-

fohlen, sich von der zuständigen Kreis-

stelle der Landwirtschaftskammer be-

raten zu lassen. Eine Überschreitung 

des tolerierten Verbuschungsanteils 

Neu
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ist nur für die Fruchtartcodierungen 

556, 563, 564, 567, 568 und 583 zu-

lässig. Die Summe der  Landschaftsele-

mente und der Verbuschungen eines 

Schlages dürfen immer nur einen un-

tergeordneten Teil des Schlages aus-

machen, maximal 50 %.

 ▶  Heideflächen werden 
anerkannt

 Ab dem Jahr 2015 können 

auch  Heideflächen als  Dau-

ergrünland gelten und sind 

somit in der  Basisprämie 

förderfähig. Dies ergibt sich, da auch 

Flächen, die abgeweidet werden kön-

nen und einen Teil der etablierten lo-

kalen Praktiken darstellen, wo Gras 

und andere Grünfutterpflanzen traditi-

onell nicht in Weidegebieten vorherr-

schen, als  Dauergrünland gelten. Im 

 Flächenverzeichnis sind diese Flächen 

mit der Fruchtart 492 „ Dauergrünland 

unter etablierten lokalen Praktiken, 

zum Beispiel Heide“ zu codieren.

 ▶ Aus der Produktion 
genommene Flächen

Aus der Produktion genommene Acker- 

oder Grünlandflächen (Fruchtart 591 

oder 592) sind der Selbstbegrünung zu 

überlassen oder durch Ansaat bis zum 

1. April des Förderjahres zu begrünen. 

Ausnahmen zu diesem Termin wird es 

in engen Grenzen für die Bracheflä-

chen geben, bei denen im Rahmen ei-

ner Agrarumweltauflage ein späterer 

Aussaattermin angezeigt ist. Um die 

Flächen weiter in einem guten land-

wirtschaftlichen Zustand zu halten, 

muss der  Betriebsinhaber dort min-

destens einmal jährlich den Aufwuchs 

mähen und das Mähgut abfahren oder 

den Aufwuchs zerkleinern und ganzflä-

chig verteilen. Das Mähgut darf aber 

nicht für eine landwirtschaftliche Er-

zeugung verwendet werden, also we-

der verfüttert noch in einer Biogasan-

lage verwendet werden.

Zwischen dem 1. April und dem 30. Ju-

ni herrscht aus Naturschutzgründen 

ein Mäh- und Mulchverbot. Dies gilt 

auch für Wiesen und Weiden, die im 

Wald liegen und nicht regelmäßig be-

wirtschaftet werden. Soll von dem 

Mäh- und Mulchverbot für aus der Pro-

duktion genommene Flächen zwischen 

dem 1. April und dem 30. Juni eine 

Ausnahme gemacht oder soll die jähr-

liche Pflege ausgesetzt werden, muss 

der Flächenbewirtschafter grundsätz-

lich eine schriftliche Genehmigung der 

zuständigen Unteren Landschaftsbe-

hörde einholen. Das Aussetzen der 

jährlichen Pflege kann in Nordrhein-

Westfalen auch von den folgenden Ver-

einigungen ausgestellt werden:

 ● Kreisjägerschaften des Deutschen 

Jagdschutzverbandes e. V., vertreten 

durch den jeweiligen Jagdpächter

 ● Landesgemeinschaft Naturschutz 

und Umwelt e. V.

 ● Schutzgemeinschaft Deutscher 

Wald e. V.

 ● Naturschutzbund Deutschland e. V.

 ● Bund für Umwelt und Naturschutz 

Deutschland e. V.

Aus der Bestätigung muss hervorge-

hen, dass der Flächenbewirtschafter 

ein Abkommen aus Naturschutzgrün-

den, zum Beispiel Vogelschutz, getrof-

fen hat, dem das jährliche Mähen/Mul-

chen entgegensteht. Die Bestätigung 

sollte vom Flächenbewirtschafter zur 

Vorlage bei CC-Kontrollen aufbewahrt 

werden. Voraussetzung ist, dass min-

destens in jedem zweiten Jahr eine Tä-

tigkeit auf der betreffenden Fläche 

durchgeführt wird. Eine Genehmigung, 

während der Sperrfrist zwischen dem 

1. April und dem 30. Juni zu mähen/

mulchen, kann hingegen nur von der 

zuständigen Unteren Landschaftsbe-

hörde erteilt werden.

Auf aus der Produktion genommenen 

Ackerflächen dürfen keine Pflanzen-

schutzmittel angewendet werden. Wei-

ter ist auf diesen Flächen ein Umbruch 

generell nur außerhalb des Zeitraumes 

vom 1. April bis 30. Juni eines Jahres 

und nur zu Pflegezwecken oder zur Er-

füllung von Verpflichtungen im Rah-

men von Agrarumwelt- und Klima-

schutzmaßnahmen zulässig, soweit ei-

ne unverzügliche Neuansaat folgt. Soll 

der Umbruch jedoch innerhalb dieses 

Zeitraumes durchgeführt werden, ist 

dies nur zulässig, wenn der  Betriebsin-

haber auf Antrag einer Verpflichtung 

zur Anlage von Blühflächen im Rah-

men von Agrarumwelt- und Klimamaß-

nahmen unterliegt und dieser Ver-

pflichtung durch Neuansaat nachkom-

men muss.

Das Verbot des Pflanzenschutzmittel-

einsatzes und des Umbruches endet zu 

dem Zeitpunkt, ab dem eine Aussaat 

oder Pflanzung vorbereitet oder durch-

geführt wird, die nicht vor Ablauf die-

ses Antragsjahres zur Ernte führt, so-

fern dies nach dem 31. Juli durchge-

führt wird. Wird keine entsprechende 

Aussaat oder Pflanzung vorbereitet 

oder durchgeführt, bestehen die Ver-

bote weiterhin.

Sobald das Mähgut einer aus der Pro-

duktion genommenen Acker- oder 

Grünlandfläche genutzt wird, zum Bei-

spiel als Viehfutter, oder die Fläche 

beweidet wird, muss dies der Kreis-

stelle gemeldet werden. Sie verliert 

zwar nicht ihre Beihilfefähigkeit, aber 

es erfolgt eine notwendige Änderung 

der Nutzungsangabe im  Flächenver-

zeichnis.

 ▶ Was ist bei Jagdschneisen 
zu beachten?

Wird zur Wildschweinjagd in einen be-

stehenden Maisschlag eine Schuss-

schneise geschlegelt, ist dies Bestand-

teil des sie umgebenden oder angren-

zenden Maisschlages und muss nicht 

gesondert im  Flächenverzeichnis an-

gegeben werden. Werden die Schnei-

sen schon beim Maislegen gezielt der 

Neu
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Auch wenn Schafe auf eine landwirt-

schaftliche Nutzung hindeuten, Geld gibt 

es für diese Nutzung nicht.

Mit der neuen 

 Agrarreform sind 

 Heideflächen jetzt 

förderfähig.

Fotos: Imago
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Selbstbegrünung überlassen, können 

sie in verschiedenen Varianten im  Flä-

chenverzeichnis angegeben werden. 

Die Flächen können mit der Fruchtart 

591 (aus der Erzeugung genommenes 

Ackerland) angegeben werden. Solche 

Schläge können als Brache im Rahmen 

der ÖVF ausgewiesen werden und sind 

ab einer Größe von 0,10 ha förderfä-

hig. Die Flächen sind dann im Rahmen 

der  Agrarumweltmaßnahmen nicht för-

derfähig.

Die Flächen können zum Beispiel mit 

der Fruchtart 58 (Feldrand ÖVF) ange-

geben werden.  Feldränder zählen 

ebenfalls zu den ÖVF und sind förder-

fähig, wenn der Feldrand und der zu-

gehörige Bezugsschlag mindestens 

0,10 ha groß sind. Werden  Bejagungs-

schneisen als Agrarumweltmaßnahme 

„Anlage von  Blühstreifen/-flächen“ an-

gelegt, müssen sie mit den Codes 574 

oder 575  Blühstreifen/Blühflächen ge-

kennzeichnet werden. Dabei können 

 Blühstreifen sowohl als  Pufferstreifen, 

Feldrand oder Streifen am Waldrand 

als ÖVF ausgewiesen werden. Blühflä-

chen hingegen können nur als Brache 

für die ÖVF ausgewiesen werden.

Betriebe, die an der Maßnahme  Viel-

fältige Fruchtfolge teilnehmen, müs-

sen sie, sofern die  Bejagungsschneisen 

durch Einsaat einer anderen Kultur an-

gelegt wurden, zum Beispiel mit Acker-

gras oder Getreide, entsprechend ihrer 

tatsächlichen Nutzung im  Flächenver-

zeichnis angeben. Auch hier ist also 

eine eigene Schlagbildung notwendig. 

 ▶ Solar- und Deponieflächen

 Befinden sich Solarpanele 

auf landwirtschaftlichen 

Flächen, kann der Aufwuchs 

zwischen den einzelnen Mo-

dulen teilweise noch landwirtschaft-

lich genutzt werden, zum Beispiel 

durch die Beweidung mit Schafen. Die-

se Flächen sind dennoch ab diesem 

Jahr in der  Basisprämie nicht förderfä-

hig, da der Hauptzweck nicht die land-

wirtschaftliche Nutzung, sondern die 

Stromerzeugung ist. Auch Flächen auf 

aktiven sowie ehemaligen Deponien 

vor Ablauf der Stilllegungsphase sind 

ebenfalls in der  Basisprämie nicht 

 förderfähig, auch wenn diese tatsäch-

lich landwirtschaftlich genutzt wer-

den. Die Solar- und Deponieflächen 

sind, wie beispielsweise auch Start- 

und Landebahnen auf Flugplätzen, 

Parkanlagen, Straßenbegleitgrün, Ha-

fenanlagen oder Bahndämme aufgrund 

der gesetzlichen Regelungen aus der 

Beihilfefähigkeit ausgeschlossen. ◀

Neu

 Betriebsinhaber-Wechsel 
rechtzeitig melden
 Betriebsinhaber sind verpflichtet, alle Veränderungen, die 
dazu führen, dass die tatsächlichen oder rechtlichen Verhält-
nisse nicht mehr mit ihren Angaben oder Erklärungen im 
Antrag übereinstimmen, unverzüglich der zuständigen Stelle 
zu melden. Hierzu zählt nicht nur die klassische Hofübergabe 
auf die nachfolgende Generation, sondern auch die Gründung 
oder Auflösung einer Gesellschaft. Was dabei zu beachten ist, 
erläutern Yvonne Pawlak und Peter Röhrig. 

Um der zuständigen Kreisstelle den 

Wechsel des Betriebsinhabers mitzu-

teilen, gibt es ein verbindliches For-

mular. Das Formular „InVeKoS allge-

mein – Anmeldung einer Unterneh-

mernummer“ gibt es unter www.land-

wirtschaftskammer.de in der Rubrik 

Förderung oder bei Ihrer Kreisstelle. 

Mit diesem Formular melden Betriebs-

übergeber und -übernehmer den vor-

gesehenen Wechsel im aktuellen Wirt-

schaftsjahr gemeinsam. Findet ein Be-

triebsinhaberwechsel auf Betrieben 

mit Tierhaltung statt, ist diese Be-

triebsübergabe zeitgleich der Tierseu-

chenkasse und der Kreisstelle zu mel-

den. Die in der HIT-Datenbank genutz-

te Registriernummer ist überwiegend 

identisch mit der ZID-Registriernum-

mer. Eine unterlassene oder verspäte-

te Meldung des Betriebswechsels kann 

zum Verlust der Prämien führen.

Nachdem der Betriebswechsel gemel-

det ist, prüft die Kreisstelle, ob der 

übernehmende  Betriebsinhaber die 

erforderliche Betriebsinhabereigen-

schaft erfüllt.  Betriebsinhaber kann ei-

ne natürliche oder juristische Person 

oder eine Vereinigung natürlicher oder 

juristischer Personen sein, die eine 

landwirtschaftliche Tätigkeit ausübt. 

Die Kreisstelle veranlasst je nach Art 

des Betriebswechsels auch die Über-

tragung der entsprechenden  Zahlungs-

ansprüche. In der Praxis entstehen Be-

triebswechsel hauptsächlich bei Be-

triebsübernahme durch 

 ● Vererbung, Erbfolge oder vorweg-

genommene Erbfolge 

 ● Langfristige Verpachtung in Form 

einer vorweggenommenen Erbfolge 

 ● Einbringen des Betriebes oder von 

Betriebsteilen in eine Gesellschaft 

oder Gründung einer Gesellschaft

 ● Kaufvertrag

 ● Pachtvertrag, der sich auf den ge-

samten Betrieb erstreckt 

 ● sonstige Übertragung, wie zum Bei-

spiel Betriebsteilung.

Im Zusammenhang mit der Antragstel-

lung und den ab dem Jahr 2015 gelten-

den Regelungen der Agrarreform wird 

bei der Prüfung der Betriebsinhaberei-

genschaft verstärkt kontrolliert, ob ein 

 Betriebsinhaber nur über eine Unter-

nehmernummer verfügt. Die Unterneh-

mernummer ist eine personenbezoge-

ne Nummer, die den jeweiligen  Be-

triebsinhaber identifiziert, nicht aber 

den Betrieb oder eine Betriebsstätte. 

Ein Betriebswech-

sel sowie die 

Gründung oder 

Auflösung einer 

Gesellschaft muss 

rechtzeitig bei der 

Kreisstelle gemel-

det werden.

Foto: Landpixel
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Feldblöcke und  Landschaftselemente, 

die 2014 beantragt wurden, sind in 

der  ELAN-GIS-Anwendung sowie in 

den  Feldblock- Luftbildkarten auf Pa-

pier abgebildet. Alle  Landschaftsele-

mente (LE) werden jeweils mit dem 

dazugehörigen  Feldblock angezeigt, 

auch wenn diese zuvor nicht beantragt 

oder angegeben worden sind. Es sind 

allerdings nur diejenigen  Landschafts-

elemente zu kennzeichnen, die tat-

sächlich bewirtschaftet werden und 

nur diese sind im LE-Verzeichnis 2014 

aufzuführen, siehe Seite 46. 

 In diesem Jahr werden in der 

 ELAN-GIS-Anwendung nahe-

zu sämtliche im Vorjahr be-

antragten Flächen aus ande-

ren Bundesländern angezeigt, ausge-

nommen Brandenburg und Sachsen. 

Bisher galt dies nur für Niedersachsen 

und Schleswig-Holstein.

Die  Luftbildkarten der Papieranträge 

in DIN-A4-Format beinhalten jeweils 

einen beantragten  Feldblock. Diese 

Karten sind die Grundlage für das Ein-

zeichnen der  Schlagskizzen, sofern der 

Antrag nicht mit  ELAN erstellt und ein-

gereicht wird. Die  Feldblock- Luftbild-

karten in Papierform sind nur auf An-

forderung bei der zuständigen Kreis-

stelle der Landwirtschaftskammer 

NRW erhältlich.

 ▶ Darstellung in Luftbildkarte

In der  ELAN-GIS-Anwendung können 

Sie sich Feldblöcke,  Schlagskizzen und 

 Landschaftselemente mit den jeweili-

gen Bezeichnungen anzeigen lassen. 

Die Anwendung enthält eine Legende, 

die die einzelnen Signaturen und wei-

tere abgebildete Angaben erläutert. 

Die Feldblöcke und  Landschaftsele-

mente sind in den  Feldblock- Luftbild-

karten des Papierantrages mit einer 

gestrichelten Grenzsignatur einge-

druckt. Beschriftet sind die Feldblöcke 

mit einer verkürzten Feldblockbe-

zeichnung ( FLIK), die im vorgedruck-

ten  Flächenverzeichnis zu finden ist. 

Die LE’s sind in den  Feldblock- Luftbild-

karten mit einer von den Feldblöcken 

abweichenden gestrichelten Grenzsig-

natur vorgegeben und mit den letzten 

vier Ziffern des entsprechenden  FLEK 

beschriftet. Diesen  FLEK findet man 

entsprechend in der vorgedruckten 

Auflistung im LE-Verzeichnis wieder. 

 ▶  FLIK und  FLEK müssen sein

Bevor Sie Eintragungen in den  Feld-

block- Luftbildkarten des Papierantra-

ges vornehmen, prüfen Sie bitte, ob al-

le im  Flächenverzeichnis aufgeführten 

Feldblöcke und alle im LE-Verzeichnis 

aufgeführten  Landschaftselemente in 

den  Luftbildkarten dargestellt sind. Bei 

der Antragstellung mit  ELAN erfolgt 

diese Prüfung automatisch. Werden auf 

den Karten Flächen dargestellt, die 

nicht mehr in Bewirtschaftung sind, 

sind die Zeilen zu entfernen. Falls das 

Papierantragsverfahren genutzt wird, 

sind die entsprechenden Zeilen im  Flä-

chenverzeichnis oder im LE-Verzeich-

nis durchzustreichen. 

Für die 2015 neu bewirtschafteten Feld-

blöcke oder  Landschaftselemente wer-

den für die Erstellung der  Schlagskizzen 

die aktuellen Feldblockkarten benötigt. 

Die Karten und die notwendigen Feld-

blockbezeichnungen ( FLIK) oder Land-

schaftselement-Bezeichnungen ( FLEK) 

erhält man auf Anforderung über die 

Kreisstelle. Sie können auch direkt aus 

der Internet-Anwendung  Feldblock-Fin-

der erstellt und gedruckt werden. In 

 ELAN können Sie in NRW liegende Feld-

blöcke, die im Jahr 2015 erstmalig bean-

tragt werden sollen, über den Feldblock-

verwalter in der  ELAN-GIS-Anwendung 

nachladen und mit  ELAN beantragen. 

 ▶ Schläge einzeichnen

In die jeweilige  Feldblockkarte muss 

jeder Antragsteller seine Schläge und 

Neu

 Schlagskizzen richtig 
einzeichnen
Zum Flächenantrag gehören neben dem  Flächenverzeichnis und dem Verzeich-
nis der  Landschaftselemente auch die  Schlagskizzen. Sie sind zusammen mit 
den Antragsunterlagen einzureichen und dienen der genauen Lagebestimmung 
der bewirtschafteten Flächen. Wie es geht und worauf hierbei geachtet werden 
muss, erläutern Julian Müller-Terbille und Ulrike Grabarits.
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Das EU-Recht definiert einen Betrieb 

als die Gesamtheit der vom  Betriebsin-

haber verwalteten Produktionseinhei-

ten. Bewirtschaftet ein  Betriebsinha-

ber mehrere Betriebe oder Betriebs-

formen, die zum Beispiel steuerlich 

getrennt veranlagt sind, darf nur eine 

personenbezogene Unternehmernum-

mer zugeteilt werden. Allein diese Un-

ternehmernummer berechtigt den  Be-

triebsinhaber zur Antragstellung, denn 

Gegenstand der Förderung ist der  Be-

triebsinhaber als Unternehmer und 

nicht der landwirtschaftliche Betrieb 

als Produktionsstätte.

Die Bearbeitung des Betriebswechsels 

und die damit verbundene  Übertra-

gung von Zahlungsansprüchen ist ein 

zeitaufwendiges Verfahren. Daher 

sollten alle für das aktuelle Wirt-

schaftsjahr vorgesehenen Betriebs-

übergaben rechtzeitig innerhalb der 

Antragsfrist erfolgen. Eine zeitnahe 

Meldung der Betriebsübergabe ist 

auch bei  ELAN von Bedeutung. Denn 

sie ermöglicht es dem Betriebsüber-

nehmer, dass er als neuer  Betriebsin-

haber mit Hilfe der Vorjahresdaten 

des Betriebsabgebers seinen Antrag 

mit  ELAN stellen kann.

Bei Betriebswechseln für das laufende 

Antragsjahr, die nach Ablauf der An-

tragsfrist gemeldet werden, können 

sich die Bewilligung und die Auszah-

lung der beantragten Prämien für das 

aktuelle Antragsjahr verzögern. ◀
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 Teilschläge einzeichnen. Jeder  Schlag 

kann nur einem  Feldblock zugeordnet 

werden. Dies gilt auch für Flächen, die 

in Rheinland-Pfalz und Baden-Würt-

temberg bewirtschaftet werden. Die 

Skizze muss die genaue Lage der 

Schläge im  Feldblock und die Umrisse 

des Schlages klar ersichtlich wiederge-

ben, siehe Grafik. Diese Identifizie-

rung eines Schlages ist als Antragsbe-

standteil verpflichtend. 

Die  Teilschläge müssen so präzise wie 

möglich in die Luftbildkarte einge-

zeichnet werden. In Elan stehen Ihnen 

zur Skizzierung verschiedene Werk-

zeuge zur Verfügung. 

 Bei Antragstellung 2015 

werden Ihnen zur besseren 

Orientierung zum ersten Mal 

Nachbarschläge in anonymi-

sierter Form vorgeblendet. Vorhande-

ne Skizzen aus dem Vorjahr werden als 

Vorschlag eingeblendet und können, 

wenn sie gleich sind, übernommen 

werden. Wurden Schläge Ihres Betrie-

bes 2014 vor Ort kontrolliert, erhalten 

Sie als Skizzenvorschlag für den An-

trag die Geome trie des bei der Vor-Ort-

Kontrolle festgestellten Schlages. Die 

Größe der digitalisierten Skizze wird 

automatisch in das  Flächenverzeichnis 

übertragen. Haben sich an den von Ih-

nen bewirtschafteten Schlägen Ände-

rungen ergeben, passen Sie die Geo-

metrie entsprechend an. 

Werden Schläge im GIS-Editor in die 

 Feldblock- Luftbildkarten eingezeich-

net, sollten deren Grenzlinien die Feld-

blockgrenze nicht überschreiten. Die 

Skizze kann jedoch die Feldblockgren-

ze überschreiten, wenn Sie damit auf 

eine förderfähige Fläche außerhalb 

des Feldblockes hinweisen möchten. 

Muss die Feldblockgrenze verändert 

werden, siehe Seite 44, ist ein Hin-

weispunkt mit einem verständlichen 

Kommentar erforderlich. Die Schläge 

sind mit den Schlagnummern und Teil-

schlagbezeichnungen aus dem  Flä-

chenverzeichnis zu versehen. Wenn 

keine  Teilschläge gebildet werden, 

muss der  Schlag auf jeden Fall den 

Buchstaben „a“ führen. 

 ▶  Landschaftselemente 

 Ab diesem Jahr müssen auch 

alle beantragten  Land-

schaftselemente mit einer 

eigenen Skizze kenntlich ge-

macht werden, siehe Seite 46. Zu be-

achten ist, dass nur  Landschaftsele-

mente oder dessen Anteil, den Sie be-

wirtschaften, als ÖVF anrechenbar ist, 

sofern sich das Landschaftselement 

oder dessen Anteil auf oder längsseitig 

an Feldblöcken mit der Hauptboden-

nutzung Acker befindet. Die Bindung 

muss dementsprechend zu einem 

 Schlag bestehen, der der Hauptnut-

zung Acker zuzuordnen ist. 

 ▶ Darauf sollten Sie achten

Wird der Antrag auf Papier gestellt, 

sollten für die Eintragungen in die 

 Feldblock- Luftbildkarten farbige Stifte 

genutzt werden. Zu beachten ist die 

Verwendung einer Farbe für die 

Schlageintragungen und die LE-Skiz-

zen, die sich deutlich vom Kartenhin-

tergrund abhebt. Noch deutlicher wer-

den die Skizzen, wenn für die Schläge 

unterschiedliche Farben genutzt wer-

den. Die Skizzen müssen eindeutig 

den zugrunde liegenden Feldblöcken 

zugeordnet werden können. Alle Ein-

tragungen in der  Feldblockkarte müs-

sen mit den Eintragungen im  Flächen-

verzeichnis und im LE-Verzeichnis 

übereinstimmen. Deshalb sollten Sie 

zum Schluss parallel das  Flächenver-

zeichnis und das LE-Verzeichnis zei-

lenweise und die Eintragungen in den 

Feldblockkarten kontrollieren.  ELAN-

Antragsteller werden mit Hinweisen 

im Programm unterstützt. Da die Feld-

blockkarten mit den Eintragungen 

zwingender Bestandteil des Papieran-

trages sind und nach der Antragstel-

lung bei der Kreisstelle verbleiben, 

sollten Sie sich für die eigenen Unter-

lagen Kopien anfertigen. ◀

Neu

Neu

Beispiel eines 

vom Antragsteller 

in  ELAN einge-

zeichneten 

 Schlages.

❚  Hubert Feldhaus  
Rechtsanwalt, Fachanwalt für Steuerrecht

❚  Gerhard Kerres  
Rechtsanwalt

❚  Johannes Rütten  
Rechtsanwalt 

❚  Ralf Stephany  
Rechtsanwalt, Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht und Agrarrecht

Bauen, Pachten, Erben, Steuern, Verteidigen, Grundstückserwerb, Erneuerbare Energien, Gesellschaftsgestaltung

Rochusstraße 18 · 53123 Bonn · Telefon (0228) 5200 5230 · Telefax (0228) 5200 5231 · info@partarecht.de · www.partarecht.de
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Feldblöcke sind als eine landwirt-

schaftlich genutzte Fläche einheitlicher 

Hauptbodennutzung mit relativ stabi-

len Abgrenzungen definiert. Ihnen be-

kannte Änderungen, die die Feldblock-

abgrenzungen beeinflussen, sind in die 

Antragsunterlagen einzuzeichnen und 

durch einen Hinweispunkt im GIS-Edi-

tor zu markieren, auch wenn diese 

nicht im vorliegenden Luftbild erkenn-

bar sind. Auch Änderungen an den Ab-

grenzungen von LE’s müssen einge-

zeichnet werden, mehr zu den LE’s er-

fahren Sie auf Seite 46. Prüfen Sie zu-

nächst das Kartenmaterial auf Ände-

rungen im Bereich der von Ihnen be-

wirtschafteten Feldblöcke und  Land-

schaftselemente. Hat sich vielleicht die 

Bezeichnung des Feldblockes ( FLIK) 

oder des Landschaftselementes ( FLEK) 

geändert? Werden alle eingezeichneten 

Feldblöcke noch landwirtschaftlich ge-

nutzt oder wurde beispielsweise ein 

neues Gebäude errichtet? Sind einzelne 

Flächen kleiner geworden, weil zum Bei-

spiel eine Baumreihe gepflanzt wurde? 

Oder sind einzelne Flächen größer ge-

worden, da vielleicht rekultivierte Flä-

chen jetzt neu bewirtschaftet werden? 

 ▶ Was wird eingetragen?

Alle Änderungen, die die Größe und 

die Form eines Feldblockes oder Land-

schaftselementes beeinflussen, sind 

durch den Antragsteller zu vermerken. 

Beispielsweise sind folgende Anpas-

sungen der Grenzen zu berücksichti-

gen:

 ● Vergrößerung oder Reduzierung 

der landwirtschaftlichen Nutzflä-

che.

 ● Veränderungen der Vegetation 

durch natürlichen Aufwuchs, An-

pflanzung, Aufforstung, Beseiti-

gung oder Absterben.

 ● Abgeschlossene oder laufende 

Maßnahmen zur Erstellung von Ge-

bäuden, Straßen, befestigten Silos 

oder Windräder. Auch kurzfristige 

Änderungen, wie eine zeitlich be-

grenzte Zwischenlagerung von Bo-

denaushub, müssen nicht berück-

sichtigt werden. 

 ● Veränderung einer benachbarten 

 Feldblock- oder Landschaftsele-

mentgrenze.

 ● Eine zusätzliche Hauptbodennut-

zung innerhalb des Feldblockes, 

zum Beispiel durch teilweisen Um-

bruch eines Grünlandfeldblockes.

 ● Sonstige im Luftbild erkennbare 

Änderungen mit Einfluss auf die be-

wirtschaftete Fläche.

 ● Befestigte Straßen, Wirtschaftswe-

ge und Flussläufe werden als natür-

liche Grenzen betrachtet und gren-

zen Feldblöcke und  Landschaftsele-

mente in jedem Fall ab.

Im GIS-Editor in  ELAN besteht die 

Möglichkeit, Änderungen an Feldblö-

cken oder Landschaftselementen mit 

einem Hinweispunkt zu kennzeichnen. 

Zu jedem Hinweis gehört auch ein Be-

merkungsfeld, in das Sie den Grund 

der Anpassung kurz aber präzise be-

schreibend eintragen sollten. Wird der 

Antrag in Papierform eingereicht, sind 

die Änderungen in der Luftbildkarte 

einzuzeichnen. Bitte tragen Sie auf-

grund der Ihnen vorliegenden Informa-

tionen die veränderten Grenzen der 

Feldblöcke und LE’s in die Feldblock-

karten ein. Sie sind verpflichtet, die 

Änderungen beim Antrag anzugeben, 

egal ob dies eine Vergrößerung oder 

Verkleinerung der Gesamtfläche zur 

Folge hat. Nach der Kennzeichnung der 

Änderungen an Feldblöcken und LE’s 

sollten Sie Ihre Schläge und  Teilschlä-

ge skizzieren, siehe Seite 42.

 ▶ Anpassungen auf 
Grundlage neuer  Luftbilder

Neben der von Ihnen durchgeführten 

Kontrolle wurden während des An-

tragsverfahrens 2014 auch auf der In-

terpretation von Luftbildern basieren-

de Änderungen an Feldblöcken und 

Landschaftselementen vorgenommen. 

Diese Änderungen wurden inzwischen 

eingearbeitet. Daher können sich die 

Feldblöcke und  Landschaftselemente 

auf den Ihnen zugesandten  Luftbild-

karten gegenüber dem letzten Jahr in 

ihren Grenzen oder Flächengrößen 

verändert haben. Ebenso können die 

Feldblöcke und  Landschaftselemente 

vor allem durch ein zwischenzeitlich 

erfolgtes Vereinen oder Teilen eine an-

dere Identifikationsnummer 

( FLIK/ FLEK) erhalten haben. ◀
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Geänderte FLIKs und FLEKs 
Die Grenzen der Feldblöcke und  Landschaftselemente aus dem Vorjahr werden 
in der  ELAN-GIS-Anwendung sowie den  Feldblock- Luftbildkarten 2015 darge-
stellt. Veränderungen an Feldblöcken oder Landschaftselementen, die in der 
 Feldblock- oder Landschaftselement-Abgrenzung noch nicht berücksichtigt sind, 
sind der Kreisstelle zu melden, auch wenn dies eine Reduzierung der Gesamtflä-
che zur Folge haben könnte. Stefan Geistert und Frank Seifert erklären, welche 
Angaben Sie machen müssen und wie Änderungen zu kennzeichnen sind.

Werden alle ein-

gezeichneten 

Feldblöcke noch 

landwirtschaftlich 

genutzt oder wur-

de beispielsweise 

ein neues Gebäu-

de errichtet?

Foto: agrar-press

 Landschaftsele-

mente sind bei der 

Feldblockabgren-

zung zu berück-

sichtigen.

In diesem Beispiel wurde eine Straße 

durch den  Feldblock gebaut. Dies erfor-

dert eine Teilung des Feldblockes, auf die 

der Antragsteller die zuständige Kreis-

stelle durch das Setzen eines Hinweis-

punktes im  ELAN-GIS-Editor hingewiesen 

hat.



Ratgeber Förderung 2015

45FELDBLÖCKE |

Um den  Feldblock-Finder NRW nutzen 

zu können, ist es wichtig, dass Sie ne-

ben einem Internetzugang über einen 

aktuellen Internet-Browser, zum Bei-

spiel Internet Explorer 11 oder Mozilla 

Firefox 35, verfügen. Nur mit einem 

aktuellen Browser sind die Funktionen 

dieses Angebotes optimal nutzbar. 

Über www.landwirtschaftskammer.de/

FBF/ gelangen Sie auf die Startseite. 

Dort müssen Sie Ihre 15-stellige ZID-

Unternehmernummer eingeben, um 

Zugang zu erhalten. Die ZID-Nummer 

finden Sie auf Ihren Antragsunterlagen 

aus den Vorjahren.

Der  Feldblock-Finder ermöglicht Ihnen

 ● Feldblöcke und  Landschaftsele-

mente und neu bewirtschaftete Flä-

chen zu ermitteln, 

 ● Informationen zu einem  Feldblock 

( FLIK, Größe) oder einem Land-

schaftselement ( FLEK, Typ, Größe) 

abzufragen, 

 ● Details im Luftbild anzusehen,

 ● Strecken und Flächen auszumessen, 

 ● Informationen über Förderkulissen 

und CC-Kulissen zu erhalten, 

 ● das Alter des jeweils unterlegten 

Luftbildes zu erfahren 

 ● einen Luftbildausdruck mit Feldblö-

cken und Landschaftselementen zu 

erstellen.

Hintergrundinformationen zur Erosi-

onsgefährdung finden Sie in den Ebe-

nen „Wassererosion“ und „Winderosi-

on“. Durch das Setzen des entspre-

chenden Häkchens können Sie sich In-

formationen zu folgenden Inhalten an-

zeigen lassen:

Wassererosion

 ● S-Faktor: Hangneigungsfaktor

 ● K-Faktor: Bodenerodierbarkeitsfaktor

 ● KS-Wert: Produkt aus S-Faktor und 

K-Faktor

Winderosion

 ● ENAT_5: Erosionsgefährdung durch 

Wind unter Berücksichtigung von 

Windhindernissen

 ● DOM2L: Digitales Oberflächenmo-

dell

Im letzten Jahr wurden dem Feldblock-

finder weitere Kulissen hinzugefügt, 

die Sie sich durch Setzen des Häk-

chens anzeigen lassen können:

 ● geschützte  Biotope

 ●  Naturschutzgebiete

 ● Landschaftsschutzgebiete

 ● Vogelschutzgebiete

 ● FFH-Gebiete

Die FFH-Abgrenzung dient als Grund-

lage für die Ermittlung des umweltsen-

siblen Dauergrünlands (UDGL).  Eine 

Einzelwertanzeige und nähere Infor-

mationen zu diesen Datenebenen er-

halten Sie, wenn Sie mit dem Info-Tool 

in den Bildbereich des  Feldblock-Fin-

ders klicken.

Die Online-Hilfe beschreibt alle Funkti-

onen des Auskunftstools und die Sys-

temanforderungen zur Nutzung des 

 Feldblock-Finders. Eine E-Mail-Adresse 

– fbf_support@LWK.NRW.de – zur wei-

teren Hilfestellung rundet den Service 

des  Feldblock-Finders ab. 

 ▶ Suche und Anzeige

Feldblöcke können über einen  FLIK 

(Feldblockidentifikator),  Landschafts-

elemente über einen  FLEK (Land-

schaftselementidentifikator) gesucht 

werden. Weiterhin können Flurstücks-

bezeichnungen zum Auffinden von 

Feldblöcken oder Landschaftselemen-

ten genutzt werden. Nach erfolgrei-

cher Suche werden die gewünschten 

Flächen mit Luftbildern und der Deut-

schen Grundkarte (DGK5) unterlegt an-

gezeigt. 

Feldblöcke sind je nach Zoomstufe mit 

einer Kurz- FLIK (achtstellig) oder ih-

rer 16stelligen  FLIK und der Flächen-

größe (ha) beschriftet. Zur besseren 

Übersicht sind die  Landschaftsele-

mente andersfarbig dargestellt und 

mit der Kurz- FLEK (letzten acht Zif-

fern) oder der 16stelligen  FLEK ge-

kennzeichnet. Nach der Suche kann 

im linken Teil der Bildschirmanzeige 

ein Legendenfenster geöffnet werden, 

in dem die verfügbaren Kartenebenen 

aufgeführt sind. Die Kartenebenen 

können wahlweise ein- und ausge-

blendet werden. 

 ▶ Kartenausschnitt verändern

Ein Kartenausschnitt kann über die Lu-

penschaltflächen in der Schaltflächen-

leiste vergrößert und verkleinert sowie 

über das Vergrößerungsfenster in ei-

nem bestimmten Bereich gezielt ver-

größert werden. Ein Verschieben des 

Kartenfensters ist über die um das Kar-

tenfenster platzierten Pfeile, über die 

Funktion „auf Punkt zentrieren“ und 

über das Werkzeug „Kartenausschnitt 

verschieben“ möglich. Somit können 

Sie sich Details genau ansehen und die 

Grundlage schaffen, um punktgenau 

Informationen abzufragen.

 ▶ Abfrage von Informationen

Zu jeder Fläche im Kartenfenster kön-

nen Sie über das Symbol „Informatio-

nen anzeigen“ in der Schaltflächen-

leiste weitere Auskünfte zum  Feld-

block, zum Landschaftselement, zur 

Art der Förderkulisse oder zum Alter 

des Luftbildes abfragen. Diese werden 

im linken Teil der Bildschirmdarstel-

lung in tabellarischer Form angezeigt. 

Feldblöcke online suchen
Feldblöcke,  Landschaftselemente und Förderkulissen mit Luft-
bildern unterlegt gibt es im Internet. Wie Sie diesen Service 
nutzen können und welche Funktionen zur Verfügung stehen, 
beschreiben Frank Seifert und Stefan Geistert. 

Mit dem  Feld-

block-Finder kön-

nen Feldblöcke 

und  Landschafts-

elemente gesucht 

und angezeigt 

werden.
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 Die  Landschaftselemente 

sind ab 2015 auch im  Gree-

ning und bei der Zuweisung 

von Zahlungsansprüchen zu 

berücksichtigen. Sie können als Ökolo-

gische Vorrangfläche (ÖVF) beantragt 

werden, sofern diese Teil einer beihil-

fefähigen Ackerfläche sind. Gleichzei-

tig werden die  Landschaftselemente 

auch bei der  Anbaudiversifizierung 

berücksichtigt und erhöhen rechne-

risch die jeweils angebaute Kulturflä-

che zur sogenannten Bruttofläche, sie-

he Seite 24. Auch wenn diese Berück-

sichtigung im  Greening nur für Acker-

land gilt, können sie auch weiterhin 

beantragt werden, wenn sie an Grün-

land oder  Dauerkulturen grenzen. 

Alle beihilfefähigen  Landschaftsele-

mente sind als CC-relevant eingestuft 

und zwingend anzugeben. Eine Bean-

tragung von nicht CC-relevanten Land-

schaftselementen ist nicht möglich. 

 Landschaftselemente können Bestand-

teil einer Parzelle sein, somit innerhalb 

einer Parzelle liegen oder an diese di-

rekt angrenzen. Es muss jedoch, soweit 

möglich, eine eindeutige Zuordnung ei-

nes Landschaftselementes zu einer 

Parzelle erfolgen. Welche  Landschafts-

elemente förderfähig sind und welche 

Bedingungen diese zu erfüllen haben, 

ist genau geregelt, siehe Tabelle.

 ▶ Hände weg von der 
Kettensäge

Die  Landschaftselemente unterliegen 

gemäß der Agrarzahlungen-Verpflich-

tungenverordnung einem Beseiti-

gungsverbot. Hierbei gilt die völlige 

oder teilweise Beseitigung von CC-re-

levanten Landschaftselementen als 

Verstoß und führt daher zu Kürzungen 

der jeweils beantragten Flächenprämi-

en. In bestimmten begründeten Fällen 

kann eine Beseitigung durch die Unte-

re Landschaftsbehörde genehmigt 

werden. Um diese Genehmigung hat 

sich der Antragsteller zu kümmern. 

Weiterhin besteht keine Verpflichtung 

zur Pflege der  Landschaftselemente, 

wobei eine ordnungsgemäße Pflege 

nicht als Beseitigung des Landschafts-

elementes anzusehen ist. Es ist jedoch 

zu beachten, dass die durchgeführte 

Pflegemaßnahme nicht einer vollstän-

digen Beseitigung des Landschaftsele-

mentes entsprechen darf. 

 Ferner ist zum Schutz der 

Brut- und Nistzeiten von Vö-

geln ein Schnittverbot bei 

CC-relevanten Hecken, Bäu-

men in Baumreihen, Einzelbäumen 

und Feldgehölzen vom 1. März bis zum 

30. September einzuhalten.

Das Schnittverbot umfasst nicht nur 

den Schnitt der  Landschaftselemente, 

sondern sie dürfen auch nicht auf den 

Stock gesetzt werden. Das Landschaft-

selement muss auch weiterhin zur Be-

triebsfläche des Antragstellers gehö-

ren, er muss also die Verfügungsge-

walt haben. 

 Ein Verstoß gegen diese Be-

stimmung zieht nicht nur ei-

ne CC-Sanktionierung nach 

sich, sondern wirkt sich ge-

gebenenfalls auch auf die Greening-

prämie aus.

 ▶ Größe entscheidet

Bei den Landschaftselementen sind 

bestimmte Größenabmessungen zu 

beachten, damit diese im förderrecht-

lichen Sinne auch als Landschaftsele-

ment zulässig sind. Werden diese vor-

gegebenen Bedingungen hinsichtlich 

der Größe des Landschaftselementes 

nicht eingehalten, da zum Beispiel ein 

Feldgehölz größer oder kleiner als vor-

gegeben ist, so ist es kein Landschafts-

element mehr. Feldgehölze sind ab ei-

ner Größe von 50 m² förderfähig, un-

terhalb dieser Größe gelten sie nicht 

als Landschaftselement. Auch reine 

Brombeergebüsche oder Aufforstungs-

flächen gelten nicht als Feldgehölze. 

Weiterhin gilt die Obergrenze von 

2 000 m², oberhalb dieser Größe gilt 

die Fläche als Wald. 

Neu

Neu

Neu

Auf Vollständigkeit und Korrektheit 

der Informationen besteht trotz stän-

diger Aktualisierung keine Gewähr.

 ▶ Flächen und Strecken 

In der Schaltflächenleiste befinden 

sich Schaltflächen, über die es möglich 

ist, Flächen und Strecken zu messen. 

Das Messergebnis wird in der linken 

oberen Ecke im Kartenfenster ange-

zeigt. Es stellt einen Näherungswert 

dar und besitzt keine Rechtsverbind-

lichkeit.

 ▶ Luftbildausdruck

Für die im Kartenfenster dargestellten 

Feldblöcke und  Landschaftselemente 

wird nach Drücken des Drucksymbols 

im  Feldblock-Finder zunächst ein pdf-

Dokument erstellt, das Sie anschlie-

ßend auf Ihrem Drucker ausdrucken 

können. ◀

 Landschaftselemente: 
Geld für Büsche und Bäume 
 Landschaftselemente, sofern diese beihilfefähig sind, sind ab diesem Jahr noch 
wichtiger als in den Vorjahren. Roger Michalczyk und Simone Gehrt erklären, 
wie Sie Prämie für Büsche und Bäume erhalten können.

Die völlige oder 

teilweise Beseiti-

gung von CC-rele-

vanten Land-

schaftselementen 

ist ein Verstoß 

und führt zu Kür-

zungen der je-

weils beantragten 

Flächenprämien.

Foto: Imago
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Doch nicht nur die Gesamtgröße eines 

Landschaftselementes ist zu beachten, 

sondern auch die Bestimmung bezüg-

lich bestimmter Abmessungen. Zu be-

achten ist, dass eine Hecke nur eine 

Durchschnittsbreite von bis zu 15 m 

aufweisen darf und erst ab einer Länge 

von 10 m ein Landschaftselement dar-

stellt. Kleinere unbefestigte Unterbre-

chungen sind hierbei unschädlich. Ver-

buschte Waldränder zählen aus Förde-

rungssicht ebenfalls nicht zu den för-

derfähigen Landschaftselementen. 

 ▶ Die Sache mit Baumreihen

Die Baumreihen müssen mindestens 

fünf linear angeordnete, nicht landwirt-

schaftlich genutzte Bäume umfassen. 

Diese Baumreihen, hierzu zählen keine 

landwirtschaftlich genutzten Obst- oder 

Nussbäume, fallen unterhalb einer Län-

ge von 50 m aus der Förderung. Einzel-

bäume gelten dann als förderfähiges 

Landschaftselement, wenn sie freiste-

hend und als Naturdenkmal im Sinne 

von § 28 des Bundesnaturschutzgeset-

zes geschützt sind. 

 Je Baum ist, unabhängig von 

den tatsächlichen Ausma-

ßen, als Größe standardisiert 

20 m2 im LE-Verzeichnis an-

zugeben. Jeder Einzelbaum ist unter An-

gabe des  FLEK-Identifikators einzeln 

mit dieser Standardgröße aufzuführen.

Bei den Feldrainen gilt, dass diese 

nicht schmaler als 2 m und nicht brei-

ter als 10 m sein dürfen, damit die Bei-

hilfefähigkeit des Landschaftselemen-

tes gegeben ist. Feldraine definieren 

sich als überwiegend mit gras- und 

krautartigen Pflanzen bewachsene, 

schmale, lang gestreckte Streifen zwi-

schen landwirtschaftlichen Nutzflä-

chen. Ein Gehölzbewuchs ist zulässig, 

sofern es sich nicht um eine Hecke 

oder ein Feldgehölz handelt. Feldraine 

unterhalb einer Breite von 2 m gelten 

als Teil des genutzten Schlages. 

Bei den Feldgehölzen, Feuchtgebieten 

inklusive Tümpeln sowie den Fels- und 

Steinriegeln gilt die Obergrenze von 

2 000 m² für jedes einzelne Element. 

Somit können auf einem  Schlag mehrere 

Elemente vorkommen, die für sich je-

weils die Obergrenze einzuhalten haben.

 ▶ Zuviel Busch – Prämie weg

Auch auf den Grünlandflächen sind, 

sofern die Bedingungen eingehalten 

werden, die  Landschaftselemente im 

Antrag anzugeben. Diese müssen im 

LE-Verzeichnis aufgeführt und – sofern 

noch nicht vorgegeben – in  ELAN ein-

getragen werden, siehe Seite 51.

 Sofern einzelne Büsche oder 

sonstige Gehölze auf einer 

Fläche stehen, bei denen es 

sich nicht um  Landschafts-

elemente, wie zum Beispiel Hecken 

oder Feldgehölze, handelt, dürfen die-

se nur einen sehr geringen Teil des 

Schlages ausmachen, um die Beihilfe-

fähigkeit der Fläche nicht zu gefähr-

den. Verbuschungen von insgesamt 

weniger als 100 m² sind auf einer Par-

zelle beihilfefähig, wenn ihre Flächen-

größe innerhalb einer zulässigen Tole-

ranz der jeweiligen Parzelle liegt, siehe 

Seite 39. 

Weist eine Fläche eine höhere Verbu-

schung aus, so ist diese Fläche nicht 

beihilfefähig und gehört nicht in das 

 Flächenverzeichnis, da solche Flächen 

im förderrechtlichen Sinne als nicht 

landwirtschaftlich genutzte Fläche ge-

wertet werden. Besteht die Verbu-

schung nur auf einer Teilfläche im 

 Schlag, so haben Sie die Möglichkeit, 

diese Teilfläche aus dem  Schlag abzu-

Neu

Neu

Einzelbäume gel-

ten dann als för-

derfähiges Land-

schaftselement, 

wenn sie freiste-

hend und als Na-

turdenkmal im 

Sinne des Bundes-

naturschutzgeset-

zes geschützt 

sind.

Foto: agrar-press

Naturschutz mit Landwirten –
ein lohnendes Konzept!
Wenn schon landwirtschaftliche Flächen für Bauvorhaben
verloren gehen müssen, dann nicht auch noch für den  öko -
logischen Ausgleich. 

Von uns geplante Ausgleichsmaßnahmen können sinnvoll
in Ihren Betrieb integriert werden. Gemeinsam mit Ihnen
 stimmen wir geeignete Maßnahmen und deren Vergütung
ab. Wir übernehmen die Vermittlung zwischen Landwirt,
 Eingriffsverursacher und zuständiger Behörde. 

Sprechen Sie uns an, wenn Sie solche  Naturschutzmaß -
nahmen auf Ihren Flächen durchführen möchten. 

Gerne nehmen wir unverbindliche Flächenangebote
 entgegen. 

Stiftung Rheinische Kulturlandschaft
Rochusstraße 18 • 53123 Bonn
Fon 0228 – 9090721-0
Fax 0228 – 9090721-9

www.rheinische-kulturlandschaft.de

Naturschutz mit Landwirten – 
ein lohnendes Konzept!

Wenn schon landwirtschaftliche Flächen für Bauvorhaben 
verloren gehen müssen, dann nicht auch noch für den 
ökologischen Ausgleich.

Von uns geplante Ausgleichsmaßnahmen können sinnvoll 
in Ihren Betrieb integriert werden. Gemeinsam mit Ihnen 
stimmen wir geeignete Maßnahmen und deren Vergütung 
ab. Wir übernehmen die Vermittlung zwischen Landwirt, 
Eingriffsverursacher und zuständiger Behörde.

Gerne nehmen wir auch unverbindliche Flächenangebote 
entgegen.

Sprechen Sie uns an!

Stiftung Rheinische Kulturlandschaft 
Rochusstraße 18 • 53123 Bonn
Fon 02 28 – 90 90 721-0 
Fax 02 28 – 90 90 721-9
E-Mail stiftung@rheinische-kulturlandschaft.de
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grenzen und bei der Beantragung als 

nicht landwirtschaftlich genutzt her-

auszurechnen. Prüfen Sie, ob es sich 

bei diesen Teilflächen gegebenenfalls 

um  Landschaftselemente, zum Beispiel 

Feldgehölze, handelt, die, wenn die de-

finierten Anforderungen eingehalten 

werden, auch als solche beantragt wer-

den können. Verbuschungen, die direkt 

an einen Waldrand grenzen, gehören 

nicht zu den förderfähigen Landschaft-

selementen. Die Summe der  Land-

schaftselemente und der Verbuschung 

eines Schlages darf nur einen unterge-

ordneten Teil des Schlages ausmachen. 

 Baumbestandene Wiesen 

und Weiden, bei denen es 

sich nicht um Obstgärten 

oder Streuobstwiesen han-

delt, dürfen eine Baumdichte von 

höchstens 100 Bäumen pro ha aufwei-

sen. Die Baumdichte wird auf der Teil-

fläche betrachtet, auf der die Bäume 

tatsächlich stehen und nicht auf 

 Schlag- oder Feldblockebene. Gegebe-

nenfalls ist der dichter mit Bäumen 

bestandene Teil des Schlages aus der 

beantragten Fläche herauszurechnen.

 ▶ Grenzen kennen

Um die Größen von Landschaftsele-

menten zu berechnen, ist es wichtig, 

die Grenzlinien zu bestimmen. Ein 

Landschaftselement muss ganz oder 

teilweise an eine landwirtschaftliche 

Nutzfläche angrenzen. Wenn zwi-

schen dem Landschaftselement und 

der landwirtschaftlichen Nutzfläche 

eine Trennung existiert, zum Beispiel 

ein Weg oder ein Graben, gehört das 

Landschaftselement nicht zur bewirt-

schafteten Fläche und ist nicht an-

tragsfähig. Böschungen an Gewässern 

oder Gräben gehören ebenfalls nicht 

zu den Landschaftselementen. He-

cken und Feldgehölze, die flächig an 

einem Wald liegen und sich nicht ein-

deutig, zum Beispiel durch einen 

Weg, vom Wald abgrenzen, können 

nicht zur förderfähigen Fläche ge-

rechnet werden. 

Als Trennlinie zwischen einer Ackerflä-

che und einem Landschaftselement 

wird die äußerste Pflug- oder Drillrei-

he angesehen. Beim Grünland gilt das 

Ende der nutzbaren Grasnarbe als 

Neu

 ▶  Landschaftselemente 2015– Typ und  Codierung für die Angabe im LE-Verzeichnis
Code 1 bis 17: CC-relevant, daher Beseitigungsverbot beachten! 

Code Typ Erläuterung Gewichtungs-
faktor ( Greening)

1 Hecken oder Knicks 
ab einer Länge von 10 m und im Durchschnitt 
höchstens 15 m breit

lineare Strukturelemente, überwiegend mit Gehölzen bewachsen; (Wald-
säume/verbuschte Waldränder sind keine Hecken), kleine Unterbrechungen 
durch anderen Bewuchs sind unschädlich

2

2 Baumreihen 
bestehend aus mindestens fünf Bäumen und ei-
ne Länge von mindestens 50 m aufweisend

Anpflanzungen von nicht landwirtschaftlich genutzten Bäumen in linearer 
Anordnung; in der Regel einreihig

2

3 Feldgehölze mit einer Größe von mindestens 50 
m² bis höchstens 2 000 m² 

überwiegend mit gehölzartigen Pflanzen bewachsene Flächen, die nicht der 
landwirtschaftlichen Erzeugung dienen. Flächen, für die eine Beihilfe zur 
Aufforstung oder eine Aufforstungsprämie gewährt worden ist, gelten nicht 
als Feldgehölze. Feldgehölze mit mehr als 2 000 m² gelten als Wald und 
sind nicht antragsberechtigt. Brombeergebüsche sind keine Feldgehölze.

1,5

4 Feuchtgebiete mit einer Größe von höchstens 
2 000 m² 

 Biotope, die nach landesrechtlichen Vorschriften im Sinne des § 30 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes geschützt und über die Biotop-
kartierung erfasst sind

1

5 Einzelbäume freistehende Bäume, geschützt als Naturdenkmal im Sinne des § 28 des 
Bundesnaturschutzgesetzes; je Baum sind unabhängig von der tatsächli-
chen Größe 20 m² beantragbar

1,5

10 Tümpel, Sölle, Moore, Dolinen und andere ver-
gleichbare Feuchtgebiete bis zu einer Größe von 
höchstens 2 000 m²

Kleinstgewässer und vernässte Stellen einschließlich naturnaher Vegetati-
on sowie trichterförmige Einstürze und Mulden; dürfen regelmäßig oder ge-
legentlich austrocknen; Seen, Teiche, Bäche, Flussläufe etc. sind nicht an-
tragsberechtigt.

1

11 Trocken- und Natursteinmauern,  Lesesteinwälle 
mit einer Länge von mindestens 5 m

Trockenmauern, wie sie als freistehende Weidemauern oder Stützmauern in 
einigen Regionen typisch sind und nicht Bestandteil einer Terrasse (Code 
16) sind.

1

12 Fels- und Steinriegel sowie naturversteinte Flä-
chen bis zu einer Größe von höchstens 2 000 m² 

natürlich entstandene überwiegend aus Fels und Steinen bestehende Flä-
chen, die auf landwirtschaftlichen Flächen enthalten sind oder unmittelbar 
an diese angrenzen

1

13 Feldraine mit einer Gesamtbreite von 
mindestens 2 m und höchstens 10 m

überwiegend mit gras- und krautartigen Pflanzen bewachsene, schmale, 
lang gestreckte Flächen, die innerhalb von oder zwischen landwirtschaftli-
chen Nutzflächen liegen oder an diese angrenzen und auf denen keine land-
wirtschaftliche Erzeugung stattfindet

1,5

16 Terrassen Von Menschen unter Verwendung von Hilfsmaterialien angelegte, linear-
vertikale Struktur, die die Hangneigung von Nutzflächen verringern soll; 
unabhängig von der tatsächlichen Fläche ist die Terrassenlänge in m² bean-
tragbar (Länge in m x 2 m)

1

17 Gräben in 
anderen Bundesländern

Gräben, die in anderen Bundesländern liegen und dort als Landschaftsele-
ment anerkannt sind (derzeit nur Schleswig-Holstein und Baden-Württem-
berg).

2

55 Ufervegetation
Nicht beihilfefähig, aber als im Umweltinteresse 
genutzte Fläche anrechenbar, sofern Ver-
fügungsgewalt
Maximal 10 m Breite ab Böschungsoberkante

Achtung: Ufervegetation ist kein Landschaftselement. Sie wird aber aus 
technischen Gründen im LE-Verzeichnis aufgeführt. Sie kann nur zusammen 
mit einem  Pufferstreifen als im Umweltinteresse genutzte Fläche anerkannt 
werden.

1,5
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Trennlinie. Gleichartige  Landschafts-

elemente dürfen nicht aneinander-

grenzen. Wenn zum Beispiel ein Feld-

gehölz an ein weiteres Feldgehölz oh-

ne sichtbare Trennung anschließt, so 

sind diese Feldgehölze als ein zusam-

menhängendes Feldgehölz anzusehen. 

Eine künstliche Trennung eines Land-

schaftselementes in mehrere  Land-

schaftselemente zur Verhinderung der 

Überschreitung der Obergrenzen und 

somit zur Schaffung der Beihilfevorau-

setzungen darf nicht erfolgen und 

kann bei Nichtbeachtung sanktioniert 

werden.

 ▶ CC für alle 
 Landschaftselemente

Die Verpflichtungen zum Erhalt von 

CC-relevanten Landschaftselementen 

müssen alle Landwirte einhalten, un-

abhängig davon, ob die  Landschafts-

elemente auch als ÖVF beantragt wer-

den. Dabei gilt für die Zurechnung der 

 Landschaftselemente das Besitzprin-

zip, das heißt, jeder Antragsteller hat 

für alle relevanten  Landschaftsele-

mente, die sich auf oder an seinen 

Schlägen befinden und für die er das 

Nutzungsrecht besitzt, auch die CC-

Verpflichtungen einzuhalten. Hierbei 

geht es nicht um Eigentumsrechte. 

Entscheidend ist, wer die Fläche be-

wirtschaftet und somit die Verantwor-

tung für die entsprechenden  Land-

schaftselemente trägt.

 Ab dem Jahr 2015 zählen 

auch Terrassen zu den CC-

relevanten Landschaftsele-

menten und können eben-

falls als ÖVF anerkannt werden. Ter-

rassen werden definiert als lineare-

vertikale Strukturen, die die Hangnei-

gung von landwirtschaftlichen Nutzflä-

chen verringern sollen und von Men-

schen unter Verwendung von Hilfsma-

terialen angelegt wurden. Terrassen 

werden unabhängig von ihrer tatsäch-

lichen Größe anhand ihrer Länge in m2 

beantragt. Hierbei wird generell eine 

standardisierte Breite von 2 m ange-

rechnet. Somit ist die Länge in m zu 

ermitteln und mit 2 zu multiplizieren. 

Die so errechnete Größe ist dann als 

beantragte Größe in das LE-Verzeich-

nis einzutragen. 

 In das LE-Verzeichnis wird 

auch die Ufervegetation, die 

nur im Zusammenhang mit 

einem  Pufferstreifen als 

ÖVF gewertet werden kann, vermerkt. 

Diese Ufervegetationsstreifen sind kei-

ne  Landschaftselemente, werden aber 

aus technischen Gründen in dieser 

Aufstellung erfasst. Hierbei darf ein 

Ufervegetationsstreifen, um diesen im 

Rahmen der  Pufferstreifen zu beantra-

gen, ab der Böschungskante nicht brei-

ter als 10 m sein und muss in der Ver-

fügungsgewalt des Antragstellers sein, 

das heißt er muss ihm gehören oder 

gepachtet worden sein.

Da für diese Ufervegetationen im Zu-

sammenhang mit den  Pufferstreifen 

noch keine Referenzflächen vorliegen, 

ist es notwendig, diese Flächen in 

 ELAN als LE-Vorschlag zu digitalisieren 

und den Vorschlag als Skizze zu über-

nehmen oder gegebenenfalls noch 

weiter zu bearbeiten. Einzelheiten sie-

he Seite 51.

 ▶ Wie  Landschaftselemente 
beantragen?

In Nordrhein-Westfalen werden die för-

derfähigen  Landschaftselemente ne-

ben den Feldblöcken separat als zu-

sätzliche Referenz in Form von Flächen 

verwaltet. Sie sind über einen „Flä-

chenhaften-Landschafts-Element-Ken-

ner“ ( FLEK) gekennzeichnet und identi-

fizieren die  Landschaftselemente ein-

deutig. Dieser  FLEK beginnt in NRW 

mit DENWLE06 und wird um weitere 

acht Ziffern ergänzt. Die mit einem 

 FLEK gekennzeichneten  Landschafts-

elemente weisen eine Flächengröße 

sowie einen Typ auf. Sie werden in den 

Luftbildern, die in  ELAN in der Maske 

GIS aufgerufen werden können, mit ei-

ner blauen Umrandung angezeigt. Wird 

das Landschaftselement im Programm 

per Maus angesteuert, so werden der 

 FLEK, die Referenzgröße und der Typ 

angezeigt, siehe Abbildung 1. 

Im Programm  ELAN werden die  Land-

schaftselemente neben der Anzeige in 

den Luftbildern auch in der Maske 

 Landschaftselemente in einem Formu-

lar aufgelistet. Mit Hilfe dieses Ver-

zeichnisses können  Landschaftsele-

mente auch 2015 beantragt werden. 

 ▶  Flächenverzeichnis zuerst 
ausfüllen

Bevor die  Landschaftselemente im LE-

Verzeichnis aufgeführt werden, sollte 

zuerst das  Flächenverzeichnis ausge-

füllt werden. Nur so können die  Land-

schaftselemente im LE-Verzeichnis 

den Feldblöcken und Teilschlägen kor-

rekt zugeordnet werden. In  ELAN be-

steht außerdem die Möglichkeit, die 

Angaben zum  Flächenverzeichnis und 

zum LE-Verzeichnis in der Maske GIS 

zeitgleich vorzunehmen, indem der je-

weilige  Feldblock aufgerufen wird und 

im Detailbereich zunächst die Anga-

ben zum Teilschlag und anschließend 

gegebenenfalls die Angaben zu den 

Landschaftselementen des Teilschla-

ges eingegeben werden. 

 Die beantragten  Landschafts-

elemente sind gesondert als 

eigenständige Fläche in die 

Luftbildkarte einzutragen. 

Dieses gilt auch, wenn nur ein Teil des 

Landschaftselementes beantragt wird, 

siehe Seite 51.

Die Angaben zu den Landschaftsele-

menten sind vorgeblendet, die im letz-

ten Jahr im LE-Verzeichnis des Antrag-

stellers mit Stand Mitte Februar 2015 

angegeben wurden und die den dies-

jährigen Bedingungen der Anerken-

nung als Landschaftselement entspre-

chen. Die vorgeblendeten Daten sind 

genau zu prüfen und notwendige Än-

derungen sind vorzunehmen. Die vor-

geblendeten Angaben sind zu löschen, 

falls die aufgeführten  Landschafts-

elemente nicht mehr zum Betrieb ge-

hören oder nicht mehr die Bedingun-

gen erfüllen, zum Beispiel übersteigt 

die Gesamtgröße eines Feldgehölzes 

mittlerweile die Maximalgröße von 

2 000  m² oder eine Hecke auf eine 

durchschnittliche Breite von über 15 m 

angewachsen.

Welche  Landschaftselemente bean-

tragt werden können, welche Bedin-

gungen erfüllt sein müssen und mit 

welchem Code ein Landschaftselement 

anzugeben ist, erfahren Sie auf Sei-

te  46. Detaillierte Angaben zum Aus-

füllen der einzelnen Spalten im LE-

Verzeichnis und ein ausgefülltes Mus-

terblatt als Beispiel befinden sich auf 

Neu

Neu

Neu

Abbildung 1: In 

 ELAN werden die 

 Landschaftsele-

mente mit ihren 

Eigenschaften an-

gezeigt.
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der  ELAN-CD im Dokument Merkblatt, 

Hinweise und Erläuterungen. 

Da die  Landschaftselemente teil-

schlagsbezogen angegeben werden 

müssen, ist das LE-Verzeichnis primär 

nach Feldblöcken geordnet. Für jeden 

Antragsteller werden die Feldblöcke 

aus dem letztjährigen Antragsverfah-

ren vorgeblendet, zu denen im Vorjahr 

 Landschaftselemente beantragt wur-

den. Die im LE-Verzeichnis aufgeführ-

ten Feldblöcke müssen bezüglich der 

laufenden Nummer und der  FLIK mit 

denjenigen im  Flächenverzeichnis 

übereinstimmen (jeweils Spalten 1 

und 2). Die in der Spalte 5 angezeigte 

Kurzbezeichnung (L-166 im Beispiel 

der Abbildung 2 ) wird in den Luftbild-

ausdrucken, die in  ELAN möglich sind, 

wiedergegeben. Diese Kurzbezeich-

nung wird aus den letzten Ziffern der 

Bezeichnung des Landschaftselemen-

tes, dem  FLEK in Spalte 4, gebildet. Im 

LE-Verzeichnis können  Landschafts-

elemente auch mehrfach genannt wor-

den sein, wenn diese im letzten Jahr 

durch unterschiedliche Feldblöcke nur 

in Teilen beantragt wurden.

 ▶ Eindeutige Angaben sind 
wichtig

Eine eindeutige Identifizierung der 

 Landschaftselemente im Referenzsys-

tem ist nur über die  FLEK-Bezeichnung 

des Landschaftselementes möglich. 

Dieser  FLEK steht in Spalte 4 des LE-

Verzeichnisses. Sofern der erforderli-

che  FLEK nicht bekannt ist, kann er in 

 ELAN in der Maske GIS aufgerufen und 

übernommen werden. 

Soweit das Landschaftselement be-

reits im Jahr 2014 gemeldet oder be-

antragt wurde, wurde dem  FLEK eine 

laufende Nummer zugeordnet. Die je-

weilige Nummer kommt je Antragstel-

ler nur einmal vor, analog der laufen-

den Nummer bei den Feldblöcken. Die-

se laufende Nummer wird in der Spalte 

3 des LE-Verzeichnisses angegeben. 

Die vorgeblendeten laufenden Num-

mern  FLEK sollten nur bei einer Ände-

rung des  FLEK oder bei der Neuauf-

nahme von Landschaftselementen ge-

ändert werden. Die in den Spalten 6 

bis 8 gemachten Angaben zu Größe, 

Typ und CC-Relevanz des Landschafts-

elementes stammen aus dem Refe-

renzsystem. Für  Landschaftselemente, 

die neu in das Verzeichnis aufgenom-

men werden, sind die vorgenannten 

Angaben zu ergänzen. Diese neuen An-

gaben werden in der  ELAN-Maske GIS 

im Luftbild des jeweiligen Feldblockes 

angezeigt und können bei Bedarf auch 

übernommen und dem entsprechen-

den Teilschlag zugewiesen werden. 

 ▶ Teilschlag angeben 

 Landschaftselemente, die beantragt 

werden sollen, sind feldblockweise ge-

mäß ihrer Lage den Schlägen und Teil-

schlägen zuzuordnen. Dazu ist zu ei-

nem Landschaftselement in den Spal-

ten 9 und 10 der Teilschlag einzutra-

gen, der für den  Feldblock auch im 

 Flächenverzeichnis (dort in den Spal-

ten 6 und 8) aufgeführt ist. Soll ein 

Landschaftselement für mehrere  Teil-

schläge eines Feldblockes beantragt 

werden, sind die Angaben zu den wei-

teren Teilschlägen einzufügen. 

In Spalte 11 (laufende Nummer LE im 

Teilschlag) sind die beantragten  Land-

schaftselemente pro Teilschlag fortlau-

fend zu nummerieren. Diese Nummer 

muss für jeden Teilschlag einmalig 

sein und mit 1 beginnen. Sofern diese 

Nummer bereits vorgeblendet wird, ist 

diese Angabe zu übernehmen. Werden 

für einen Teilschlag weitere  Land-

schaftselemente beantragt, sind diese 

je Teilschlag fortlaufend zu nummerie-

ren. Diese laufende Nummer wird in 

 ELAN automatisch vergeben. 

 ▶ Größen mitteilen

In den Spalten 12 und 13 sind die Da-

ten der letztjährigen Beantragung vor-

geblendet. Sollte sich hieran nichts 

geändert haben, so können diese An-

gaben in die Spalten 14 (Typ) und 15 

(beantragte Größe) für das Antragsver-

fahren 2015 übernommen werden. Die 

beantragte Fläche darf weder in der 

Feldblockgröße noch in der Teilschlag-

größe enthalten sein. Abweichend von 

den Flächenangaben im  Flächenver-

zeichnis müssen die Größenangaben 

der  Landschaftselemente in Quadrat-

metern erfolgen.

 Es sind zwingend alle  Land-

schaftselemente mit dem 

zutreffenden Typen und der 

Größe anzugeben. Eine Be-

antragung mit 0 m2 ist aufgrund der 

 Greening-Vorschriften nicht mehr zu-

lässig. Achten Sie darauf, dass ein 

Landschaftselement nur beantragt 

werden kann, wenn es Teil der Ge-

samtparzelle ist, in unmittelbar räum-

lichem Zusammenhang mit dem  Schlag 

steht und nur einen untergeordneten 

Teil des Schlages ausmacht. 

Wird ein Landschaftselement in mehre-

ren Teilschlägen beantragt oder gehört 

teilweise auch zu anderen Betrieben, 

so ist die beantragte Größe entspre-

chend aufzuteilen. Es ist darauf zu ach-

ten, dass die beantragte Summe nicht 

die Gesamtgröße des Landschaftsele-

mentes überschreitet. Ebenso ist zu 

beachten, dass sich im Rahmen der Ak-

tualisierung der  Landschaftselemente 

anhand neuer  Luftbilder die Angaben 

zur Referenzgröße geändert haben 

können. In diesen Fällen muss gegebe-

nenfalls die neue Größenangabe des 

Landschaftselementes bei der Beantra-

gung berücksichtigt werden. 

Sollte sich nach der Eingabe eines 

Landschaftselementes die  Feldblock- 

oder Teilschlagangabe geändert haben, 

so werden diese Angaben in  ELAN au-

tomatisch gelöscht und müssen neu 

eingegeben werden. Hilfreich sind hier 

auch die verschiedenen Fehlermeldun-

gen und Hinweise, die das Programm 

anzeigt. Für  Landschaftselemente in 

anderen Bundesländern ist die dortige 

Landschaftselement-Bezeichnung bei 

den in den jeweiligen Bundesländern 

zuständigen Ämtern zu erfragen, sofern 

die entsprechenden  Luftbilder nicht 

auf der CD zur Verfügung stehen, und 

in das LE-Verzeichnis einzutragen. Es 

Neu

Abbildung 3: Not-

wendige Eingaben 

zur Beantragung 

eines Landschafts-

elementes in  ELAN

Abbildung 2: Refe-

renzdaten zum 

Landschaftsele-

ment im  ELAN-

Programm 
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Im GIS-Editor der  ELAN-Anwendung 

wird zwischen zwei unterschiedlichen 

Funktionen zur Angabe von Land-

schaftselementen differenziert. Unter-

schieden wird zwischen der Funktion 

LE-Skizzen einzeichnen und LE-Vor-

schlag erfassen. Die LE-Skizzenerstel-

lung dient dazu, den von Ihnen bean-

tragten Teil eines Landschaftselemen-

tes (LE) einzuzeichnen. Dies ist ver-

gleichbar mit den Funktionen zur Er-

fassung der Teilschlagskizzen. Mit der 

Funktion „LE-Vorschlag erfassen“ kön-

nen Sie ein neues, noch nicht im NRW-

Referenzdatenbestand aufgeführtes 

Landschaftselement angeben. Diese 

Funktion ist nicht zur Erstellung von 

LE-Skizzen zu nutzen und sollte damit 

nicht verwechselt werden. 

 ▶ LE-Skizzen erfassen

 In diesem Jahr müssen Sie 

die  Landschaftselemente, 

die Sie beantragen wollen, 

nicht nur im LE-Verzeichnis 

angeben. Auch im GIS-Editor müssen 

Sie den beantragten Teil des Land-

schaftselementes einzeichnen, das 

heißt, eine LE-Skizze erstellen. Hierfür 

gibt es verschiedene Wege. 

 ▶ Ganzes Element skizzieren

Im GIS-Menü „Bearbeiten“ finden Sie 

das Werkzeug „Fläche als Flächenskiz-

ze übernehmen“. Dieses Werkzeug bie-

tet sich vor allem dann an, wenn Sie 

das ganze Landschaftselement bean-

tragen. Klicken Sie hierzu zunächst die 

LE-Referenz mit dem Auswahlwerk-

zeug an und wählen anschließend die 

genannte Funktion. Die Referenzgeo-

metrie wird automatisch als Skizzen-

geometrie übernommen. Sie müssen 

lediglich noch Zuordnungen zum Teil-

schlag vornehmen. 

 ▶ Nur teilweise beantragen 
und skizzieren

Mit dem Werkzeug „LE-Skizze ein-

zeichnen“ können Sie einzelne Eck-

punkte setzen und so den Teil des 

Landschaftselementes umrahmen, den 

Sie beantragen möchten. Die LE-Skizze 

muss über einer bestehenden LE-Refe-

renz gezeichnet werden. Nachdem Sie 

den Zeichenvorgang beendet haben, 

ordnen Sie die LE-Skizze noch einem 

Teilschlag zu. In beiden Fällen können 

Sie die Skizze nachträglich mit der 

Funktion „Eckpunkt bearbeiten“ ver-

ändern.

 ▶ Bundesländer ohne 
LE-Referenzen

Die Bundesländer Rheinland-Pfalz, Ba-

den-Württemberg, Hessen, Bayern, 

Saarland und gegebenenfalls Sachsen 

bieten keine LE-Referenzen an. Hier 

sind die  Landschaftselemente der Feld-

blockreferenz zugeordnet. In diesen 

Fällen zeichnen Sie die LE-Skizze an 

der Stelle in die Feldblockreferenz ein, 

an der sich das Landschaftselement 

befindet. Sie müssen in diesem Fall 

auch keinen LE-Vorschlag erfassen.

 ▶ „LE-Vorschlag erfassen“ 
nur für neue

Um die Angabe neuer  Landschaftsele-

mente in NRW zu erleichtern, gibt es 

im GIS-Editor eine Funktion, mit der 

LE-Vorschläge schon bei der Antrag-

stellung mitgeteilt werden können. 

Das Werkzeug „LE-Vorschlag erfassen“ 

dient nur der Erfassung von neuen, 

noch nicht in den Referenzdaten vor-

handenen CC-relevanten Landschafts-

elementen sowie der Ufervegetation. 

Sie dient nicht der Erstellung von LE-

Skizzen! 

Neu
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gibt Bundesländer, die den Landschaft-

selementen keine eigene Bezeichnung 

zugeordnet haben; in solchen Fällen 

kann auf die Angabe der  FLEK verzich-

tet werden. Sollten Sie neue  Land-

schaftselemente beantragen, so ist 

dies in  ELAN möglich.

 In diesem Jahr ist die Spalte 

16 –  Greening hinzugekom-

men. In dieser Spalte ist 

einzutragen, ob das Land-

schaftselement als im Umweltinteres-

se genutzte Fläche, also als ÖVF, bean-

tragt wird. Soll ein Landschaftsele-

ment bei der Berechnung der 5-%-Quo-

te der ÖVF berücksichtigt werden, so 

muss diese Angabe, abweichend von 

der Angabe der anderen Arten von ÖVF 

im  Flächenverzeichnis, wie zum Bei-

spiel Feldstreifen, Bracheflächen oder 

Zwischenfruchtanbau, im LE-Verzeich-

nis erfolgen. 

Die Beantragung von Landschaftsele-

menten als ÖVF ist nur zulässig, wenn 

das jeweilige Landschaftselement ei-

nem Ackerschlag zugeordnet ist.  Land-

schaftselemente, die an  Dauergrünland- 

oder Dauerkulturschläge angrenzen, 

können nicht als im Umweltinteresse 

genutzte Fläche angegeben werden. 

 ▶ Ufervegetation

 Auch wenn die Ufervegetati-

on kein Landschaftselement 

darstellt, wird sie aus tech-

nischen Gründen im LE-Ver-

zeichnis aufgeführt. Die Ufervegetati-

on ist Teil des Pufferstreifens, sofern 

dieser als ÖVF angegeben wurde. Sie 

muss mit der Längsseite an diesen 

 Pufferstreifen angrenzen. Hinsichtlich 

der Eintragung in das LE-Verzeichnis 

gelten die gleichen Regelungen wie für 

 Landschaftselemente, es ist der Typ 55 

anzugeben und in der Spalte 16 ist die 

Beantragung als im Umweltinteresse 

genutzte Fläche zu bejahen. Die Ufer-

vegetation wird nur bei der Erfüllung 

der 5-%-Quote berücksichtigt, sie ist 

nicht beihilfefähig und wird auch nicht 

bei der Zuweisung der  Zahlungsan-

sprüche berücksichtigt.

Die Neuerungen hinsichtlich der Anga-

be der  Landschaftselemente, deren 

Skizzierung und der Beantragung als 

ÖVF gelten auch für die Antragstellung 

auf Papier und sind entsprechend 

auch in den Formularen zu beachten. 

Alle Erläuterungen und Hinweise zur 

Antragstellung, also auch zum LE-Ver-

zeichnis, sind in einer Broschüre zu-

sammengefasst, die dem Papierantrag 

beigefügt ist.  ◀

Neu

Neu

 Landschaftselemente in  ELAN 
Bei der Beantragung von Landschaftselementen hat sich einiges geändert. 
 Birgit Alexa erläutert die unterschiedlichen Funktionen. 
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 Das Cross-Compliance-Um-

bruchverbot, das in NRW 

durch die Dauergrünland-

verordnung 2011 umgesetzt 

wurde, gilt noch bis Ende 2015 und 

wird letztmalig im Jahr 2016 kontrol-

liert. Gleichzeitig gelten seit 1. Januar 

2015 Umbruchverbote im Rahmen des 

Greenings. Besonderem Schutz unter-

liegt hier das  Dauergrünland in um-

weltsensiblen Gebieten (FFH). Für die-

se Flächen besteht ein absolutes 

Pflug- und Umbruchverbot.

 ▶ Ausnahme  Kleinerzeuger

Das Umbruchverbot gilt grundsätzlich 

für jeden  Betriebsinhaber, der Bezie-

her von Direktzahlungen oder flächen-

bezogenen ELER-Beihilfen ist, unab-

hängig davon, ob der  Betriebsinhaber 

für die konkrete Dauergrünlandfläche 

eine Beihilfe beantragt oder nicht. 

Ausnahmen gelten für Antragsteller, 

die von der Kleinerzeugerregelung Ge-

brauch machen.  Kleinerzeuger sind 

sowohl von Cross-Compliance- als 

auch von  Greening-Auflagen befreit. 

Auch für Betriebe oder Betriebsteile 

des Ökolandbaues, die die Anforde-

rungen für die ökologische/biologi-

sche Landwirtschaft erfüllen, besteht 

eine Besonderheit. Betriebe des Öko-

landbaues sind von den  Greening-Auf-

lagen befreit, sofern sie nicht auf die 

Befreiung verzichtet haben oder den 

Betrieb nur teilweise ökologisch be-

wirtschaften und die betroffene Flä-

che zum ökologisch bewirtschafteten 

Betriebsteil gehört. Das CC-Umbruch-

verbot müssen diese Betriebe aller-

dings beachten.

 ▶ Was unterliegt dem 
Umbruchverbot?

Laut der Definition ist  Dauergrünland 

eine landwirtschaftliche Fläche, die 

durch Einsaat oder auf natürliche Weise 

durch Selbstaussaat zum Anbau von 

Gras oder anderen Grünfutterpflanzen 

genutzt wird und seit mindestens fünf 

Jahren nicht Bestandteil der Fruchtfolge 

des landwirtschaftlichen Betriebes war. 

 Dazu zählen nun auch Flä-

chen, auf denen auch ande-

re Pflanzenarten wachsen, 

wie Sträucher und/oder 

Bäume, die abgeweidet werden kön-

nen, sofern Gras und andere Grünfut-

terpflanzen weiterhin vorherrschen, 

sowie  Dauergrünland-Flächen, die ab-

geweidet werden können und einen 

Teil der etablierten lokalen Praktiken 

darstellen, wo Gras und andere Grün-

futterpflanzen traditionell nicht in 

Weidegebieten vorherrschen.

Den  Dauergrünland-Status erhalten 

zudem Ackerflächen mit Gras- oder 

Grünfutterpflanzen, sofern diese eben-

falls fünf Jahre lang, entsprechend 

dem Zeitraum von sechs aufeinander 

folgenden Flächenverzeichnissen un-

unterbrochen nicht Bestandteil der 

Fruchtfolge des landwirtschaftlichen 

Betriebes sind und ihre räumliche La-

ge unverändert bleibt. 

 ▶ Geänderte Auslegung 

 Durch Entscheidung des Eu-

ropäischen Gerichtshofes 

vom 2. Oktober 2014, Az.: 

C-47/13, wurde eine Ausle-

gungsfrage zum Begriff  Dauergrünland 

entschieden. 

 Dauergrünland ist danach eine land-

wirtschaftliche Fläche, die gegenwärtig 

und seit mindestens fünf Jahren zum 

Anbau von Gras oder anderen Grünfut-

terpflanzen genutzt wird, auch wenn 

die Fläche in diesem Zeitraum umge-

pflügt und eine andere als die zuvor 

dort angebaute Grünfutterpflanzenart 

eingesät wird. Damit wird das Errei-

chen des  Dauergrünland-Status von 

Ackerfutterflächen nicht mehr durch 

einen Wechsel des Nutzcodes unter-

brochen. Selbst wenn über die Jahre 

verschiedene Ackerfutterkulturen oder 

-mischungen angebaut werden, wird 

dies im Sinne der  Dauergrünland-Defi-

nition einheitlich als Gras oder Grün-

futterpflanzen gewertet.

Bundeseinheitlich wurde daraufhin ge-

regelt, dass die neue Auslegung des 

Neu

Neu

Neu

 ▶ Beim Vorschlag auch Skizze 
zeichnen?

Erfassen Sie einen LE-Vorschlag und 

wird das gesamte Landschaftsele-

ment von Ihnen beantragt, wird mit 

Erstellung des LE-Vorschlages auch 

direkt die Skizze erzeugt. Nur wenn 

Sie lediglich einen Teil des Vorschla-

ges beantragen, müssen Sie zu die-

sem Teil eine Skizze anfertigen. Wich-

tig: Bei den von Ihnen erstellten LE-

Vorschlag-Geometrien handelt es sich 

nur um Landschaftselement-Vorschlä-

ge. Diese werden nach Antragsein-

gang von der Kreisstelle fachlich ge-

prüft. Änderungen von bereits beste-

henden Landschaftselementen sind 

über dieses Werkzeug nicht möglich. 

Sollten sich an bestehenden Land-

schaftselementen Änderungen erge-

ben, müssen Sie diese durch Setzen 

eines Hinweispunktes der Kreisstelle 

mitteilen. ◀

 Dauergrünland muss bleiben 
 Dauergrünland ist wegen seiner Bedeutung für den Klima-, Boden-, Erosions- 
und Wasserschutz ein bedeutendes Ziel der Agrarpolitik. Mit der Agrarreform 
wird die Erhaltung des Dauergrünlandes seit dem 1. Januar grundsätzlich über 
die Vorschriften zum  Greening geregelt. Gleichzeitig gelten allerdings noch die 
bisherigen Cross-Compliance-Vorschriften. Was es zu beachten gibt, haben 
Britta Stümper, Ulrike Grabarits und Reinhard Wahmke zusammengefasst.

Antragsteller, die 

 Dauergrünland 

umbrechen wol-

len, müssen vor 

dem Umbruch ei-

nen schriftlichen 

Antrag bei der 

Kreisstelle stel-

len. Die Neuanla-

ge einer Ersatzflä-

che ist auf jeden 

Fall erforderlich.

Foto: Landpixel
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Begriffes  Dauergrünland ab dem Ba-

sisjahr 2010 gilt. Damit entscheidet 

die Nutzung im Antragsjahr 2015, also 

der Nutzungscode im  Flächenverzeich-

nis 2015, darüber, ob eine Fläche, die 

bisher noch kein  Dauergrünland ist, zu 

 Dauergrünland wird.

 ▶ Verpflichtende  Codierung

Im Zuge der Agrarreform ist zudem ei-

ne eindeutige Unterscheidung der Re-

ferenzparzellen anhand ihrer Boden-

nutzung zwingend erforderlich. 

Acker(futter)flächen, die den  Dauer-

grünland-Status besitzen oder mit der 

Antragstellung 2015 erreichen, müs-

sen deshalb mit einem zulässigen 

Grünlandcode angegeben werden. 

 ▶ Vorläufig: echte und 
potenzielle 

 Folgende Nutzartcodierun-

gen sind in 2015 voraus-

sichtlich (zum Zeitpunkt des 

Redaktionsschlusses) für 

die Feststellung des  Dauergrünland-

Status im CC- und  Greening-rechtli-

chen Sinne relevant. Bitte beachten 

Sie, dass sich noch Änderungen erge-

ben können. 

Aufgrund ihrer Hauptnutzung Grünland 

(GL) werden sie als echte  Dauergrün-

land-(DGL)-Codierungen bezeichnet:

57  Pufferstreifen ÖVF DGL

459 Grünland ( Dauergrünland)

461  Dauergrünland (aus Ackerfutter)

480 Streuobstfläche mit DGL-Nutzung

492 Etablierte lokale Praktiken 

567 Langjährige oder 20-jährige  Still-

legung  Dauergrünland

572 Uferrandstreifenprogramm (DGL)

592  Dauergrünland aus der Erzeugung 

genommen 

972 NFF: Grünlandnutzung

994 Unbefestigte Mieten DGL

In den  Dauergrünland-Status hinein-

wachsen können darüber hinaus Flä-

chen mit den nachfolgend aufgeführ-

ten Ackernutzcodes (potenzielle DGL-

Codierungen); sie werden folglich bei 

der Überprüfung der Fünfjährigkeit 

berücksichtigt.

221 Wicken (Pannoni/Zottel/Saat)

421 Klee (stickstoffbindend/ÖVF)

422 Kleegras

423 Luzerne

424 Ackergras

425 Klee-Luzerne-Gemisch

426 Klee (nicht stickstoffbindend/ÖVF)

431 Esparsette 

432 Serradella 

591 Ackerland aus der Erzeugung ge-

nommen 

912 Grassamenvermehrung

913 Klee-/Luzernesamenvermehrung

Besonderheiten bestehen bei aus der 

Erzeugung genommenen Ackerflächen 

(Nutzcode 591). Werden diese zeitgleich 

als ÖVF beantragt, bleibt der Ackersta-

tus erhalten. Allerdings ist hierbei zu 

beachten, dass durch die Anrechnung 

als ÖVF die Fünfjährigkeit lediglich pau-

siert, nicht aber unterbrochen wird.

 ▶ Angabe des Ansaatjahres 

 Eine weitere Änderung im 

 Flächenverzeichnis 2015 

stellt die Angabe des An-

saatjahres dar. Diese Anga-

be soll künftig die Bestimmung der 

Fünfjährigkeit im Sinne der  Dauer-

grünland-Definitionen erleichtern. Aus 

diesem Grunde ist sie bei allen echten 

und potenziellen DGL-Codierungen 

vom Antragsteller zwingend anzuge-

ben. In  ELAN erfolgt eine Vorbelegung 

bei eindeutigen Flächen aus der DGL-

Kulisse 2014 sowie bei Ersatzflächen 

aus dem Genehmigungsverfahren DGL-

Umbruch.

 ▶ Genehmigung vor Umbruch

Sowohl nach den  Greening-Verpflich-

tungen als auch im Rahmen von  Cross 

Compliance ist der Umbruch von  Dau-

ergrünland genehmigungspflichtig. An-

tragsteller, die den Umbruch von  Dau-

ergrünland beabsichtigen, müssen vor 

dem Umbruch einen schriftlichen An-

trag auf Umbruch von  Dauergrünland 

bei gleichzeitiger Neuanlage einer Er-

satzfläche bei der Kreisstelle stellen. 

Eine Genehmigung zum Umbruch von 

 Dauergrünland kann nur erteilt wer-

den, wenn die Voraussetzungen beider 

Genehmigungsvorbehalte erfüllt sind. 

In NRW wird dies voraussichtlich in ei-

nem gemeinsamen Genehmigungsver-

fahren geprüft. Ein Antrag auf Um-

bruch von  Dauergrünland in Nord-

rhein-Westfalen kann demnach geneh-

migt werden, wenn

 ▶ die umzubrechende Fläche nicht im 

umweltsensiblen Gebiet (FFH) liegt.

 ▶ die umzubrechende Fläche voll-

ständig durch neu angelegtes  Dau-

ergrünland im Verhältnis von min-

destens 1:1 ersetzt wird, das heißt, 

die Ersatzfläche darf nicht bereits 

den  Dauergrünland-Status besit-

zen, unabhängig davon, ob sie zu-

letzt in einem  Flächenverzeichnis 

angegeben wurde oder im  Dauer-

grünland-Kataster erfasst ist.

 ▶ sowohl die umzubrechende als 

auch die zur Neuanlage von  Dauer-

grünland vorgesehene Fläche in-

nerhalb desselben Naturraumes 

liegen. Befindet sich die umzubre-

chende Fläche in einer Gemeinde, 

die an einen weiteren Naturraum 

grenzt, kann das neu anzulegende 

 Dauergrünland auch in der angren-

zenden Gemeinde des benachbar-

ten Naturraumes liegen. Für das 

Antragsverfahren sind folgende 

fünf Naturräume maßgebend (ge-

mäß Anlage zu § 2 Absatz 1 der 

DGL-VO NRW):

Münsterländisches Tiefland und 

Westfälisches Tiefland, 

Niederrheinisches Tiefland und 

Köln-Aachener Bucht einschließlich 

Siebengebirge, 

Weserbergland,

Bergisches Land und Sauerland, 

Eifel

Neu

Neu

 ▶ Beispiele für Fünfjährigkeit im  Flächenverzeichnis

2010 2011 2012 2013 2014 2015 Status Hinweis

424 424 421 424 424 425  459 DGL
Für diese Fläche ist eine echte DGL- Codierung 

anzugeben.
424 424 421 424 424 132 Acker

421 422 423 424 591 425  459 DGL
Für diese Fläche ist eine echte DGL- Codierung 

anzugeben.
421 422 423 424 421 591 (gleichzeitig ÖVF) Acker

421 422 423 424 421 591 (nicht gleichzeitig ÖVF)  459 DGL
Für diese Fläche ist eine echte DGL- Codierung 

anzugeben.
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 ▶ bei einer gepachteten oder be-

triebsfremden Ersatzfläche der Ei-

gentümer und gegebenenfalls auch 

der Fremdbewirtschafter der Um-

nutzung in eine  Dauergrünland-Flä-

che zuvor schriftlich zugestimmt 

hat. Zudem müssen Eigentümer 

und Fremdbewirtschafter erklären, 

dass sie die Information über den 

 Dauergrünland-Status an jeden 

weiteren Eigentümer/Bewirtschaf-

ter weitergeben. Der Fremdbewirt-

schafter muss am Schlusstermin 

der auf die Genehmigung folgenden 

Antragstellung auf Direktzahlungen 

den  Greening-Verpflichtungen un-

terliegen. Die Erklärung des Eigen-

tümers ist auch vom Antragsteller 

auszufüllen, wenn dieser selbst Ei-

gentümer ist.

 ▶ die zuständige Kreisordnungsbe-

hörde vorher schriftlich Auskunft 

erteilt hat, dass die  Dauergrünland-

Fläche nicht einem Umbruchverbot 

aufgrund fachrechtlicher Regelun-

gen des Landschafts- oder Wasser-

rechtes unterliegt.

 ▶ die Anlage der Ersatzfläche als 

 Dauergrünland bis zum Schlusster-

min der Antragstellung auf Direkt-

zahlungen, der auf die Genehmi-

gung folgt, umgesetzt wurde. 

 ▶ das neu angelegte  Dauergrünland 

für die Dauer von fünf Jahren nicht 

mehr umgebrochen wird.

 ▶ Ausnahmen möglich

Beide Genehmigungsvorbehalte bein-

halten grundsätzlich Ausnahmen vom 

Umbruchverbot und Ausnahmen von 

der Verpflichtung der Anlage einer Er-

satzfläche. Eine Ausnahme kann aller-

dings nur dann greifen, wenn sie auch 

eine Entsprechung im jeweils anderen 

Genehmigungsvorbehalt findet. Nach 

derzeitigem Stand trifft dies nur auf 

 Dauergrünland-Flächen, die im Rah-

men von  Agrarumweltmaßnahmen an-

gelegt wurden oder auf Ausnahmen im 

Rahmen der Flurneuordnung i. V. m. 

Erlass Az. II-7.851.12.12/II-3.05.02.10 

vom 17.06.2011, zu.  Dauergrünland, 

das im Rahmen von  Agrarumweltmaß-

nahmen angelegt wurde oder das 

durch eine unmittelbare fünfjährige 

Anschlussbewilligung im Rahmen der 

 Dauergrünland-Extensivierung oder 

der ökologischen Produktionsverfah-

ren gefördert wird, darf nach Ablauf 

des fünfjährigen Verpflichtungszeit-

raumes nur nach vorheriger Genehmi-

gung umgebrochen werden. Dabei ist 

nachzuweisen, dass die entsprechen-

de  Dauergrünland-Fläche aufgrund ei-

ner Verpflichtung der entsprechenden 

Agrarumweltmaßnahme angelegt wur-

de. Bei einem geplanten Umbruch soll-

te daher vorher Rücksprache mit der 

zuständigen Kreisstelle gehalten wer-

den. Eine zeitliche Begrenzung, bis 

wann der Dauergrünlandumbruch an-

gezeigt werden oder erfolgen muss, 

existiert grundsätzlich nicht.

Darüber hinaus gelten weiterhin Aus-

nahmen nach der DGL-VO NW (Um-

bruch aufgrund Erstaufforstungsge-

nehmigung gemäß § 41 Landesforstge-

setz), die im Jahr 2015 aber nur dann 

greifen, wenn der Antragsteller einen 

Ökobetrieb bewirtschaftet. Nur dieser 

unterliegt ausschließlich den Cross-

Compliance-Vorschriften.

Bestehende Ausnahmen zur Genehmi-

gung eines Umbruches ohne Anlage 

einer Ersatzfläche gemäß § 16 Direkt-

zahlungen-Durchführungsverordnung 

( Greening) greifen im Jahr 2015 noch 

nicht, da es hierfür keine Entspre-

chung im Rahmen des CC-Genehmi-

gungsvorbehaltes gibt.

 ▶ Besondere Regeln

Für  Dauergrünland, das im Rahmen 

von  Agrarumweltmaßnahmen angelegt 

wurde, sind die für die jeweilige Maß-

nahme geltenden Bestimmungen vor-

rangig zu beachten.

Ein nicht genehmigter Umbruch von 

 Dauergrünland stellt einen Verstoß ge-

gen die Cross-Compliance- und/oder 

 Greening-Auflagen dar und führt zu 

Sanktionen oder Kürzungen. Eine Flä-

che, die davon betroffen ist, muss 

durch Wiedereinsaat und unter Anga-

be eines entsprechenden Nutzcodes 

im  Flächenverzeichnis wieder als  Dau-

ergrünland angegeben werden. Alter-

nativ muss der Umbruch nachträglich 

unter Bereitstellung einer Ersatzfläche 

genehmigt werden. In jedem Fall blei-

ben der festgestellte Verstoß und die 

verhängte Kürzung/Sanktion für das 

betreffende Jahr bestehen. Ist auf der 

ungenehmigt umgebrochenen Fläche 

zu Beginn des folgenden Kalenderjah-

res ( Cross Compliance) beziehungs-

weise des folgenden Antragsjahres 

( Greening) kein  Dauergrünland neu 

angelegt oder der Umbruch nicht nach-

träglich genehmigt, so gilt dies als 

wiederholter Verstoß und führt zu wei-

teren Sanktionen.

 ▶ Das  Dauergrünland-
Kataster 

In dem durch die Landwirtschaftskam-

mer NRW geführten  Dauergrünland-

Kataster werden alle beantragten  Dau-

ergrünland-Flächen, die dem Um-

bruchverbot unterliegen, registriert. 

Das  Dauergrünland-Kataster stellt die 

technische Grundlage für die Erfas-

sung und die Überwachung von  Dauer-

grünland-Flächen dar. Wie im Vorjahr 

werden alle Antragsteller, deren Flä-

chen zum jetzigen Zeitpunkt dem 

  Dauergrünland-Umbruchverbot unter-

liegen, unverbindlich über einen  Dau-

ergrünland-Flächenstatus informiert 

(Spalte 9 im  Flächenverzeichnis). In 

dieser Spalte ist vorgedruckt, ob der 

jeweilige Teilschlag vollständig (V) 

oder teilweise (T) als  Dauergrünland 

gewertet wird und ob er vollständig 

(VU) oder teilweise (TU) im umwelt-

sensiblen Gebiet liegt (Erfassungs-

stand: Januar 2015). Eine teilweise 

Wertung kann durch einen über die 

Jahre hinweg erfolgten Lageversatz ei-

nes Ackerfutterschlages zustande 

kommen. In einem solchen Fall wird 

nur eine sich daraus ergebende 

Schnittfläche als  Dauergrünland ge-

wertet.

Informationen zu  Dauergrünland-Flä-

chen, deren Status in der Spalte 9 

noch nicht berücksichtigt werden 

konnten, also ohne Eintrag sind, kön-

nen im  Feldblock-Finder NRW unter 

www.landwirtschaftskammer.de/FBF 

eingesehen oder bei der zuständigen 

Kreisstelle erfragt werden. Generell ist 

zu beachten, dass auch die Nutzungs-

angaben im  Flächenverzeichnis 2014 

zur Prüfung hinsichtlich einer Entste-

hung von neuem  Dauergrünland aus 

Ackerfutterflächen herangezogen wur-

den. Bei Fragen wenden Sie sich bitte 

an Ihre Kreisstelle. ◀

Zum  Dauergrün-

land zählen nun 

auch Flächen, auf 

denen kein Gras, 

sondern andere 

Pflanzenarten 

wachsen, wie 

Sträucher und 

Bäume, die abge-

weidet werden 

können.  

Foto: Imago
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Die  Ausgleichszulage wird Landwirten 

zum Ausgleich von Einkommensverlus-

ten und zusätzlichen Kosten gewährt, 

die bei der Bewirtschaftung von Flä-

chen in benachteiligten Gebieten bis 

zu einer landwirtschaftlichen Ver-

gleichszahl von 30 anfallen. Hinzu 

kommt die Prüfung des aktiven Be-

triebsinhabers. Diese erfolgt bereits 

im Sammelantrag. Für die Bewilligung 

der  Ausgleichszulage ist weiterhin Vor-

aussetzung, dass mindestens 3 ha der 

als förderfähig festgestellten landwirt-

schaftlich genutzten Flächen im be-

nachteiligten Gebiet liegen. Waren im 

vergangenen Jahr ausschließlich Flä-

chen benachteiligter Gebiete aus 

Nordrhein-Westfalen und Hessen för-

derfähig, können 2015 auch wieder 

entsprechende Flächen aus Nieder-

sachsen beantragt werden.

Für die Gewährung der Zulage muss 

bei der Berechnung des Antrages wei-

terhin mindestens ein Zuwendungsbe-

trag in Höhe von 250 € erreicht wer-

den. Zu den benachteiligten Gebieten 

in NRW gehören die im Rheinland lie-

genden höher gelegenen Gegenden der 

Eifel und des Bergischen Landes sowie 

die höher gelegenen Gegenden in 

Westfalen-Lippe und einige Gemarkun-

gen in den nördlichen Gemeinden der 

Kreise Borken, Steinfurt und Minden-

Lübbecke. Nähere Informationen gibt 

es unter www.landwirtschaftskammer.

de in der Rubrik Förderung und bei 

den Kreisstellen.

 Wichtige Änderungen gibt es 

in der Fruchtartcodierung. 

Künftig werden in Bergge-

bieten alle landwirtschaft-

lich genutzten Flächen mit Ausnahme 

der Nutzungscodes 563  bis  567, 

574 bis 593, 907 und 914 bis 999 ge-

fördert. Die Förderhöhe liegt, unbe-

achtet der landwirtschaftlichen Ver-

gleichszahl (LVZ) bei 115 €/ha. In der 

benachteiligten Agrarzone und den 

kleinen Gebieten sind bewirtschaftete 

Flächen – wie im Vorjahr nur Grünland 

– mit den Nutzungscodes 421 bis 424, 

459, 461, 480, 492, 572 und 573 för-

derfähig. Die  Ausgleichszulage beträgt 

hier je Hektar Grünland

bei einer LVZ bis 15:  115 €

bei einer LVZ über 15 bis 20:  90 €

bei einer LVZ über 20 bis 25:  60 €

bei einer LVZ über 25 bis 30:  35 €

Für förderfähige Flächen in den Bun-

desländern Hessen und Niedersachsen 

beträgt die  Ausgleichszulage unabhän-

gig von der LVZ einheitlich 35 €/ha.

Bei der Antragstellung ist im  Flächen-

verzeichnis je Teilschlag die Art der 

Benachteiligung und die LVZ anzuge-

ben. Sollte ein  Schlag verschiedene 

Benachteiligungen oder LVZ beinhal-

ten, so sind entsprechend  Teilschläge 

zu bilden. Weitere Informationen zu 

diesen Angaben und zur Teilschlagbil-

dung werden in den Antragsformula-

ren gegeben.

 Eine weitere Änderung zum 

Vorjahr ist die Degression. 

Dies bedeutet, die Höhe der 

 Ausgleichszulage je Hektar 

wird in Abhängigkeit der förderfähigen 

Fläche des Zuwendungsempfängers ge-

staffelt. Dabei werden alle Hektar bis 

80 ha vollwertig berechnet. Darüber hi-

naus bis zu 120 ha wird die Prämienhö-

he um 25 % gekürzt, über 120 ha wird 

keine Prämie gewährt. Dagegen entfällt 

die Kappung ab 10 000 € beziehungs-

weise 20 000 € oder 30 000 €.

 ▶ Sanktionen vermeiden

Die  Ausgleichszulage für benachteilig-

te Gebiete wird mit der Anlage B des 

Sammelantrages beantragt und ist bis 

zum 15. Mai bei der jeweiligen Kreis-

stelle der Landwirtschaftskammer 

NRW einzureichen. Wie bei der  Be-

triebsprämie gilt auch in der  Aus-

gleichszulage die Nachreichungsfrist 

von 25 Kalendertagen. Das heißt, bis 

zum 9. Juni kann der jeweilige Antrag 

nachgereicht werden, die zustehende 

Beihilfe wird dann aber um 1 % je 

Werktag Verspätung gekürzt. Werden 

im Rahmen der Antragsprüfung Diffe-

renzen zwischen den im Antrag ge-

machten Angaben und den tatsächlich 

vorgefundenen Verhältnissen festge-

stellt, so erfolgt neben der Korrektur 

des Antrages zusätzlich eine Sanktio-

nierung bis hin zur Ablehnung der  Aus-

gleichszulage. Bei erheblichen Abwei-

chungen kann es zu weiteren Kürzun-

gen in den Folgejahren kommen. Mit 

zusätzlichen Sanktionen ist zudem zu 

rechnen, wenn Flächen gar nicht oder 

nur in einem geringeren Umfang vom 

Antragsteller bewirtschaftet werden.

In der  Ausgleichszulage werden auch 

CC-Verstöße sanktioniert. Informatio-

nen gibt es in der CC-Broschüre.  ◀

Neu

Neu

 Ausgleichszulage für 
benachteiligte Gebiete
 Die  Ausgleichszulage wird in diesem Jahr wieder für 

 Flächen in Niedersachsen gewährt. Weiterhin beschränkt 
sich die Beantragung der  Ausgleichszulage in Bergge-

bieten nicht mehr nur auf Grünland, sondern auch auf Ackerland. 
Die Details erläutert Silke Schwaer.

Neu

In diesem Jahr 

kann die  Aus-

gleichszulage in 

Berggebieten 

nicht nur für Grün-

land, sondern 

auch für Ackerland 

beantragt werden. 

Außerdem ist es 

wieder möglich, 

Flächen in Nieder-

sachsen zu bean-

tragen. 

Foto: agrar-press
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Bis zum 15. Mai kann die  Ausgleichs-

zahlung in Nordrhein-Westfalen mit 

 ELAN oder auf Papier bei den Kreis-

stellen der Landwirtschaftskammer 

beantragt werden. Eine verspätete Ein-

reichung ist bis zum 9. Juni möglich, 

dabei fällt aber pro Werktag Verspä-

tung eine 1-prozentige Kürzung an. An-

träge, die nach dem 9. Juni eingereicht 

werden, sind ungültig. Der Antragstel-

ler muss Landwirt oder ein anderer 

Landbewirtschafter sein. Es dürfen 

ausschließlich landwirtschaftlich be-

wirtschaftete Flächen in NRW bean-

tragt werden. Eine Zuwendung wird ab 

einer Gesamtgröße von 1 ha gewährt.

 Um die Anlage B1 beantra-

gen zu können, muss es sich 

um eine Dauergrünlandflä-

che mit den im  Flächenver-

zeichnis möglichen Fruchtartcodierun-

gen 459, 480 oder 492 handeln und 

außerdem mindestens eine der folgen-

den Voraussetzungen erfüllt sein:

 ● FFH-Gebiet 

 ● Vogelschutzgebiet

 ●  Kohärenzgebiet

Bei der Fruchtartcodierung 492 han-

delt es sich um  Dauergrünland unter 

etablierten lokalen Praktiken, wie zum 

Beispiel Heide. 

Die Kohärenzgebiete sind  Natur-

schutzgebiete, die außerhalb von FFH- 

und Vogelschutzgebieten liegen. Sie 

dienen den verschiedenen Arten als 

Trittstein oder Wanderkorridor zwi-

schen den bestehenden FFH- und/oder 

Vogelschutzgebieten. Die Kohärenzge-

biete erhalten oder stellen die ökolo-

gische Vielfalt über die Grenzen der 

Schutzgebiete wieder her. 

 Die Kohärenzgebiete wur-

den in diesem Jahr neu ab-

gegrenzt und  Biotope nach 

§  62  Landschaftsgesetz lie-

gen nicht mehr im  Kohärenzgebiet.

Insbesondere müssen auf allen Flächen 

folgende Verpflichtungen erfüllt werden:

 ● Verzicht auf  Grünlandumbruch

 ● Verzicht auf zusätzliche Entwässe-

rungsmaßnahmen

 ● Rücksichtnahme auf Brutvögel und 

deren Gelege 

Auf folgende Bedingung ist weiterhin 

zu achten:

 ● Die Flächen dürfen sich nicht im öf-

fentlichen Eigentum oder im Eigen-

tum der Nordrhein-Westfalen-Stif-

tung Naturschutz, Heimat und Kul-

turpflege befinden.

 ▶ Prämiensätze

 Die  Ausgleichszahlung be-

trägt nach Lage der Fläche:

 ● 130 € je ha für Flächen in einem 

FFH-Gebiet oder Vogelschutzgebiet 

in Verbindung mit einem Natur-

schutzgebiet oder einem gesetzlich 

geschützten Biotop nach §  62  LG. 

Das Naturschutzgebiet muss seit 

dem 31. Dezember 2014 rechtskräf-

tig ausgewiesen sein. Das Biotop 

muss bis zu diesem Zeitpunkt abge-

grenzt worden sein. Sofern eine 

Naturschutzgebiets-Verordnung 

ausgelaufen ist und die Behörde ei-

ne einstweilige Sicherstellung oder 

Veränderungssperre bis zur Folge-

verordnung erlassen hat, bleibt die 

Fläche förderfähig, wenn der Be-

wirtschafter die Bestimmungen der 

alten Naturschutzgebiets-Verord-

nung weiter einhält.

 ● 130 € je ha für  Naturschutzgebiete 

in Kohärenzgebieten, die seit dem 

31. Dezember 2014 rechtskräftig 

ausgewiesen sind.

 ● 70 € je ha für Flächen in einem 

FFH-Gebiet oder Vogelschutzgebiet 

in Verbindung mit einem Land-

schaftsschutzgebiet.

 ● 60 € je ha für beantragte Flächen 

in einem FFH-Gebiet oder Vogel-

schutzgebiet, das weder in Natur-

schutzgebieten noch in Land-

schaftsschutzgebieten liegt.

Gegebenenfalls können weitere be-

stimmte Rechtsverbindungen zu Prä-

mienerhöhungen führen.

Im Antragsformular sind die jeweiligen 

 Teilschläge und Gebiete einzutragen. 

Sollte ein  Schlag in verschiedenen Ge-

bieten liegen, so sind entsprechende 

 Teilschläge zu bilden. Weitere Infor-

mationen zu dieser Angabe und zur 

Teilschlagbildung gibt es in den An-

tragsformularen.

 ▶ Vermeiden Sie Kürzungen

Bei abweichenden Gebietsangaben ist 

neben der Korrektur zusätzlich mit ei-

ner Sanktionierung bis hin zur Ableh-

nung des Antrages zu rechnen. Bei er-

heblichen Abweichungen kann es zu 

weiteren Kürzungen in den Folgejahren 

kommen. Vor der Antragstellung ist si-

cherzustellen, dass für die beantragten 

Flächen die genannten Voraussetzun-

gen, Bedingungen und Auflagen erfüllt 

und beachtet werden. Die Sanktionie-

rung und ihre Folgen gelten weiterhin 

auch für Flächen, die gar nicht oder nur 

in einem geringeren Umfang vom An-

tragsteller bewirtschaftet werden. Wei-

terhin führen CC-Verstöße zu Kürzun-

gen bei der  Ausgleichszahlung.  ◀

Neu

Neu

Neu

 Ausgleichszahlung für 
Schutzgebiete
Auch in diesem Jahr wird es eine  Ausgleichszahlung für  Dauergrünland in FFH- 
und Vogelschutzgebieten sowie in Kohärenzgebieten geben. Aber auch hier gibt 
es Änderungen. Arndt Schaper informiert über diese Prämie.
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Das Programm muss zunächst auf Ih-

rem PC installiert und die Betriebsda-

ten müssen vom Server geladen wer-

den. Mit  ELAN können Sie neben den 

Auszahlungsanträgen des Sammelan-

trages, wie der  Basisprämie, auch die 

Auszahlungsanträge vieler  Agrarum-

weltmaßnahmen beantragen. Bearbei-

ten Sie die einzelnen Dokumente am 

besten nach der Reihenfolge im Doku-

mentenbaum. Kon trollieren und ergän-

zen Sie zunächst Ihre persönlichen 

Stammdaten und bearbeiten Sie an-

schließend den Mantelbogen.

 ▶ Flächen- und LE-
Verzeichnis zuerst 

Füllen Sie das Flächen- und LE-Ver-

zeichnis unbedingt vor der Bearbei-

tung der Anlagen und der Auszah-

lungsanträge der  Agrarumweltmaß-

nahmen aus. Dies ist besonders wich-

tig, denn es besteht eine Verknüpfung 

vom  Flächenverzeichnis zum Geogra-

phischen Informationssystem, zum LE-

Verzeichnis und zu den jeweiligen An-

lagen und Anträgen. Bestimmte Anga-

ben, die Sie im Flächen- und LE-Ver-

zeichnis machen, werden direkt nach 

dem Speichern der Eingabe in die ent-

sprechenden Dokumente übertragen. 

 Neu in diesem Jahr ist die 

Spalte zum  Greening, in der 

Sie angeben können, ob Ihre 

Fläche im Umweltinteresse 

genutzt wird. In der Spalte können nur 

Angaben gemacht werden, wenn be-

reits eine Nutzart codierung eingege-

ben wurde. 

Mit dem Greeningrechner können Sie 

überprüfen, ob Sie die Anforderungen 

an die  Anbaudiversifizierung erfüllen 

und genügend  Ökologische Vorrangflä-

chen (ÖVF) bereitstellen. Details zum 

Greeningrechner erfahren Sie auf Sei-

te 33. Als weitere Angaben der Nut-

zung zur diesjährigen Ernte gibt es die 

Spalte „Codes der Flächenbindungen“. 

Hier werden alle Maßnahmen ange-

zeigt, die Sie für den Teilschlag bean-

tragen. Die Vergabe von Bindungen er-

folgt über das separate Fenster „Flä-

chenbindung für den Teilschlag …“. 

Hier können Sie für jeden Teilschlag 

die entsprechende Fördermaßnahme 

als Flächenbindung auswählen, die Sie 

für diese Fläche beantragen wollen. 

Relevante Angaben aus dem  Flächen-

verzeichnis werden dann in die Formu-

lare übertragen. Die Vergabe von Bin-

dungen ist von der ausgewählten 

Fruchtart und gegebenenfalls vorlie-

gender Grundbewilligung abhängig. 

Für die Beantragung der Anlagen C, D 

und E sind keine Bindungen im  Flä-

chenverzeichnis erforderlich, da für 

diese Fördermaßnahmen die im Rah-

men der  Basisprämie mit beihilfefähi-

gen Flächen aktivierten  Zahlungsan-

sprüche berücksichtigt werden.

 ▶ Die GIS-Anwendung

In der GIS-Anwendung (Geoinformati-

onssystem) können Sie die  Schlag- und 

LE-Skizzen einzeichnen und somit die 

Lage Ihrer Flächen erklären. 

 Beachten Sie, dass Sie in 

diesem Jahr neben Teil-

schlagskizzen auch Skizzen 

von Ihren beantragten Land-

schaftselementen zeichnen müssen. 

Wie dies geht, lesen Sie auf Seite 51.

Beim Einzeichnen der Skizzen sollen 

Überlappungen vermeiden werden. 

Aus diesem Grund werden erstmals 

auch die Skizzen benachbarter Schlä-

ge aus dem Vorjahr angezeigt. Diese 

sollen als Orientierung dienen. Beach-

ten Sie aber, dass es sich um Daten 

aus dem Vorjahr handelt und im aktu-

ellen Jahr andere Gegebenheiten vor-

liegen könnten. Überlappungen eige-

ner, aktueller  Schlagskizzen werden 

automatisch korrigiert.

 ▶ Automatische Übernahme 
der Skizzengröße 

Beenden Sie einen Zeichenvorgang 

und haben vorher noch keinen Wert im 

 Flächenverzeichnis im Feld „beantrag-

te Größe“ eingetragen, wird automa-

tisch die Größe der Skizze in das Feld 

„beantragte Größe“ übertragen. Liegt 

dort jedoch ein Wert vor und weicht 

dieser von der Skizzengröße ab, kön-

nen Sie entscheiden, welche Größe be-

rücksichtigt werden soll. 

 ▶ Anlagen und 
Auszahlungsanträge 

Grundsätzlich ist in jedem Formular 

das Feld „Ich beantrage ….“ oder „Ich 

erkläre…“ anzukreuzen. Bei Formula-

ren mit Flächenaufstellungen werden 

die beantragten Flächen über die Flä-

chenbindung im  Flächenverzeichnis 

angegeben und erscheinen automa-

tisch als Liste innerhalb der jeweiligen 

Anlage. Ergänzen Sie die Masken um 

die noch fehlenden Angaben.

 ▶ Bewilligte 
 Agrarumweltmaßnahmen 

Da die Agrarumwelt- und Tierschutz-

maßnahmen mehrjährige Verpflichtun-

gen sind, können nur diejenigen die 

Auszahlung beantragen, die über eine 

Bewilligung der jeweiligen Maßnahme 

verfügen. Dementsprechend sind, je 

nach Bewilligungsstand der Antrag-

stellenden, auch nur diese Maßnah-

men als Ordner im Menübaum sicht-

bar. Eine Ausnahme bildet die Som-

merweidehaltung, die aufgrund einer 

einjährigen Verpflichtung immer im 

Menübaum aufgeführt ist. 

 ▶ Sind die Daten plausibel? 

Das Programm führt zahlreiche Daten-

kontrollen durch. Schon während der 

Bearbeitung werden unplausible Anga-

ben in einem für Fehlerhinweise vor-

gesehenen Fenster angegeben. Die 

einzelnen Fehlermeldungen weisen 

verschiedene Schweregrade auf. Fata-

Neu

Neu

So geht‘s in diesem Jahr 
mit Elan
Ende März wird allen Landwirten, die im Vorjahr einen Antrag auf 
Agrarförderung gestellt haben, wieder die  ELAN-NRW-CD zuge-
stellt. Birgit Alexa erklärt, wie Sie Ihre Anträge damit ausfüllen. 

Foto: agrar-press
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Die zahlreichen Verpflichtungen zur 

Einhaltung von Vorschriften und Richt-

linien in den Bereichen des Umwelt- 

und Naturschutzes, der Lebensmittel- 

und Futtermittelsicherheit, des Tier-

schutzes und der Tiergesundheit sowie 

die Erhaltung der Flächen in einem gu-

ten landwirtschaftlichen und ökologi-

schen Zustand bilden weiterhin die CC-

Grundlagen. Einige CC-Verpflichtungen 

sind geringfügig geändert worden. 

 Cross Compliance umfasst zurzeit sie-

ben Standards für die Erhaltung der 

Flächen in einem guten landwirtschaft-

lichen und ökologischen Zustand 

(GLÖZ) sowie Regelungen zur Erhaltung 

von  Dauergrünland. Ferner gelten der-

zeit 13 Standards zu den Grundanforde-

rungen an die Betriebsführung (GAB).

Ab dem Jahr 2015 wurden die Klär-

schlamm-Richtlinie sowie drei Richtli-

nien zur Tierseuchenbekämpfung aus 

den Grundanforderungen an die Be-

triebsführung herausgenommen. Die 

Grundwasser-Richtlinie war schon im 

Jahr 2014 aus dem GAB-Bereich Um-

weltschutz dem GLÖZ-Bereich zuge-

ordnet worden, sodass statt der ehe-

mals 17 GAB-Richtlinien jetzt nur noch 

13 Richtlinien und Vorschriften CC-re-

levant sind. Die Kontrollinhalte der 

le Fehler sind schwerwiegend und 

müssen vor dem Einreichen behoben 

werden. Die Fehlerkontrolle bezieht 

sich nur auf Ihren Antrag und die 

wichtigsten Fehler.  Feldblock-Überläu-

fe können beispielsweise erst in der 

Kreisstelle über eine allgemeine Prü-

fung festgestellt werden.

Unter dem Menüpunkt „Dokumente“ 

gibt es noch eine Funktion, mit der Sie 

Ihre gesamten Antragsdaten kontrol-

lieren lassen können. Anhand dieser 

Liste können die festgestellten Fehler 

Schritt für Schritt abgearbeitet wer-

den. Mit einem Klick auf das Lupen-

symbol öffnet sich das fehlerhafte Do-

kument an entsprechender Stelle, so-

dass die Fehlerquelle direkt zu sehen 

ist. 

 ▶ Rechtzeitig einreichen

Der elektronische Antrag muss fristge-

recht bei der Landwirtschaftskammer 

NRW eingehen. Hierzu gehören einer-

seits die elektronische Datenübermitt-

lung per Internet und andererseits das 

Einreichen des unterschriebenen Da-

tenbegleitscheines. 

Haben Sie Ihren Antrag vollständig 

ausgefüllt und auf Richtigkeit 

kontrolliert, können Sie 

den Einreichvorgang 

über die Funktion „Do-

kumente einreichen“ 

unter dem Menü-

punkt „Einreichen“ 

starten. Es erscheint 

ein Hinweisfenster, 

in dem alle Dokumen-

te aufgeführt werden, 

die Sie bearbeitet haben 

und die an die Landwirt-

schaftskammer elektronisch ver-

schickt werden sollen. Kontrollieren 

Sie sorgfältig, ob diese Aufstellung 

vollständig ist, bevor Sie Ihre Daten 

absenden, da Sie ihn nur einmal ein-

reichen können. Zum Einreichen der 

Daten ist eine eindeutige Identifizie-

rung des Antragstellers notwendig. 

Geben Sie hierzu Ihre ZID- PIN an.

 ▶  Datenbegleitschein sehr 
wichtig

Wurden die Daten erfolgreich übermit-

telt, erscheint der Einreichbericht. 

Hier erhalten Sie die Information, wo 

die Daten des Betriebes gesichert wur-

den. Über den Button „ Datenbegleit-

schein drucken“ können Sie den  Da-

tenbegleitschein aufrufen und ausdru-

cken. 

Wer hilft bei Problemen?
Sollten technische Probleme auftreten, zum Beispiel 

Schwierigkeiten mit der Installation oder mit den Ein-

stellungen, wenden Sie sich bitte an die Softwarefirma 

data experts gmbh. Die technische Hotline ist vom 

16. März bis zum 15. Mai 2015 montags bis freitags von 

8 bis 18 Uhr unter Telefon 030/54 708 215 zu erreichen. 

Hinweise und Hilfestellung zur konkreten Bedienung 

von  ELAN-NRW finden Sie in der Anwendung  ELAN-NRW 

mit der Funktionstaste F1 oder dem “?“ auf blauem Un-

tergrund oder im Programmhandbuch. Bei fachlichen 

Fragen steht Ihnen Ihre Kreisstelle mit Beratung und 

Mithilfe für die Antragstellung zur Verfügung. Antworten 

zu häufig gestellten Fragen und weitere Informationen 

über  ELAN-NRW erhalten Sie – neben der Kurzanleitung 

– ebenfalls über den Menübaum des Programms. ◀

Das elektronische Senden der Daten 

mit  ELAN ist nur der erste Schritt. Zu-

sätzlich muss der  Datenbegleitschein 

unterschrieben und im Original bei der 

zuständigen Kreisstelle eingereicht 

werden. Der Eingang des Datenbegleit-

scheines bei der Kreisstelle ist maßgeb-

lich für die Einhaltung der Antragsfrist 

15. Mai 2015. Der  Datenbegleitschein 

dokumentiert die Originalität und die 

Übertragung aller Antragsdaten samt 

Anlagen anhand der spezifischen Prüf-

summe. Gegebenenfalls sind bestimm-

te Originalunterlagen zum Antrag, zum 

Beispiel Bescheinigungen, beizufügen. 

Eingangsfrist für die meisten Belege ist 

auch hier der 15. Mai 2015.

Die mit  ELAN eingereichten  Vertrags-

naturschutz- und Forst-Anträge wer-

den automatisch an die zuständigen 

Bewilligungsbehörden oder den Lan-

desbetrieb Wald und Holz NRW weiter-

geleitet. Ihre eingereichten Daten kön-

nen Sie sich über den Menüpunkt „Ein-

reichen > eingereichte Dokumente an-

zeigen“ aufrufen und bei Bedarf aus-

drucken. 

Sollten Sie aufgrund kurzzeitiger Ver-

bindungsprobleme während des Ein-

reichvorganges keinen  Datenbegleit-

schein erhalten haben, können Sie sich 

diesen nachträglich vom  ELAN-Server 

herunterladen. Wählen Sie hierfür die 

Funktion „ Datenbegleitschein vom 

Server laden“, ebenfalls im Menüpunkt 

Einreichen. 

 ▶ Eingereichten Antrag 
ändern?

 ELAN-Anträge können nur einmal elek-

tronisch versendet werden. Natürlich 

können die Antragsdaten innerhalb 

der Antragsfrist noch korrigiert wer-

den. Allerdings sind spätere Korrektu-

ren zu bereits eingereichten Anträgen 

nur auf Papier anhand entsprechender 

Vordrucke von der Kreisstelle oder aus 

dem Internet unter www.landwirt-

schaftskammer.de/Rubrik Förderung 

vorzunehmen. 

 ▶ Wie Daten speichern?

Wollen Sie beispielsweise Ihren bereits 

bearbeiteten Antrag auf einem USB-

Stick zu Ihrer Kreisstelle mitnehmen, 

um ihn dort mit einem Mitarbeiter der 

Landwirtschaftskammer gemeinsam 

weiter zu bearbeiten, brauchen Sie ei-

ne Datensicherung. Um diese zu erstel-

len, wählen Sie den Menüpunkt „Be-

triebe > Datensicherung > Betriebsda-

ten sichern“.  ◀

Neues zu  Cross 
Compliance
 Seit 2005 sind die Direktzahlungen an die Einhaltung 

EU-rechtlicher Standards geknüpft. Die geltenden Vor-
gaben von  Cross Compliance (CC) sind mit der aktuel-

len Agrarreform weiterentwickelt worden. Was ab jetzt zu 
beachten ist, erläutert Peter Röhrig.

Neu
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kette) nicht mehr Bestandteil der CC-

Kontrolle. Für  Betriebsinhaber, die 

Zahlungen für  Agrarumweltmaßnah-

men oder zur Ökolandbauförderung 

beantragen, sind Sachkundenachweis 

und Prüfplakette jedoch weiterhin ver-

pflichtend. 

Das vorgeschriebene Kontroll- und 

Sanktionssystem zur Einhaltung der CC-

Verpflichtungen ist ab dem Kon trolljahr 

2015 um ein „Frühwarnsystem“ ergänzt 

worden, bei dem unter bestimmten Vor-

aussetzungen von einer Sanktionierung 

abgesehen werden kann.

In der Regel führen alle festgestellten 

CC-Verstöße zu einer Kürzung der von 

den Betriebsinhabern beantragten 

Zahlungen. Bei geringfügigen Verstö-

ßen kann jedoch lediglich eine Verwar-

nung ausgesprochen werden, ohne 

dass eine Sanktionierung erfolgt. Der 

verwarnte  Betriebsinhaber hat den 

Verstoß entweder sofort, oder inner-

halb der ihm von der Kontrollbehörde 

mitgeteilten Frist zu beheben. Dabei 

ist der  Betriebsinhaber durch die zu-

ständige Fachrechtsbehörde schrift-

lich auf die Verpflichtung zu einer ent-

sprechenden Abhilfe hinzuweisen. 

Kommt der  Betriebsinhaber dieser 

Verpflichtung nicht fristgerecht nach, 

kann der Verstoß nicht mehr als ge-

ringfügig eingestuft werden, er muss 

rückwirkend sanktioniert werden. Die 

rückwirkende Sanktionsfestsetzung er-

folgt im Jahr der Erstfeststellung, gege-

benenfalls auch als Wiederholungsver-

stoß im Jahr der erneuten Feststellung.

Ausführlichere Informationen enthält 

die Informationsbroschüre  Cross Com-

pliance 2015. ◀

beiden GAB-Standards Vogelschutz 

und Flora-Fauna-Habitat sind teilweise 

gestrafft worden, ansonsten gelten die 

Standards zu den Grundanforderungen 

an die Betriebsführung unverändert. 

Bei den GLÖZ-Regelungen zum Erhalt 

der organischen Substanz im Boden 

tritt ab jetzt die  Anbaudiversifizierung 

im Rahmen des Greenings an die Stelle 

der CC-Vorschriften zur Humusbilanz, 

Bodenhumusuntersuchung und Einhal-

tung eines Anbauverhältnisses mit 

mindestens drei Kulturen, die bisher 

alternativ verpflichtend waren. Das ge-

nerelle Verbot des Abbrennens von 

Stoppelfeldern und von  Stroh auf Stop-

pelfeldern ist somit die einzige CC-Ver-

pflichtung zum Erhalt des Anteils der 

organischen Substanz im Boden und 

zum Schutz der Bodenstruktur.

Die neuen Vorgaben zu Mindestanfor-

derungen an die Bodenabdeckung be-

treffen nicht nur aus der Erzeugung ge-

nommenes Ackerland oder  Dauergrün-

land, das durch den Landwirt als Öko-

logische Vorrangfläche (ÖVF) ausge-

wiesen wird, sondern auch brachlie-

gende Flächen,  Feldränder,  Pufferstrei-

fen oder Streifen von beihilfefähigen 

Hektarflächen an Waldrändern als im 

Umweltinteresse genutzte Flächen. Für 

Winterkulturen,  Zwischenfrüchte und 

Begrünungen, die als ÖVF ausgewiesen 

sind, gelten besondere Vorgaben be-

züglich Nutzungsdauer und Bearbei-

tung des Aufwuchses auf den Flächen.

Die Vorgaben zum Schutz von Land-

schaftselementen sind um das ganz 

oder teilweise Beseitigungsverbot für 

Terrassen erweitert worden. Das neu 

hinzugekommene Schnittverbot bei He-

cken und Bäumen ist während der Brut- 

und Nistzeit der Vögel vom 1. März bis 

zum 30. September einzuhalten. 

Die CC-Verpflichtung zum Erhalt des 

Dauergrünlandes und zur Einsaat einer 

Ersatzfläche im Rahmen des Dauer-

grünlandumbruchs gilt letztmalig im 

Jahr 2015. Der Dauergrünlanderhalt 

wird ab 1. Januar 2015 grundsätzlich 

über die  Greening-Bestimmungen ge-

regelt, siehe Seite 52.

Entfallen sind bei der Förderung von 

 Agrarumweltmaßnahmen die CC-rele-

vanten Anforderungen zur Anwendung 

von phosphathaltigen Düngemitteln 

(ELER-Phosphat).

Bei den Regelungen zum Pflanzen-

schutz sind ab dem Jahr 2015 der 

Sachkundenachweis und der Nachweis 

zur regelmäßigen Überprüfung der 

Sprüh- und Spritzgeräte (TÜV-Prüfpla-

 Agrarumweltmaßnahmen 
und Öko-Landbau 

 Die im Rahmen des neuen Entwicklungsprogrammes 
Ländlicher Raum des Landes Nordrhein-Westfalen 
künftig angebotenen  Agrarumweltmaßnahmen bleiben 

von ihren Verpflichtungen und ihrer Zielsetzung her im Ver-
gleich zum bisherigen Programm weitgehend unverändert. Die 
Fördersätze steigen hingegen bei allen Maßnahmen, zum Teil 
sogar sehr deutlich. Joachim Tichy erläutert die Details.

Neu

Im Bereich der Flächenmaßnahmen 

werden künftig angeboten:

 ● Anbau vielfältiger Kulturen im 

Ackerbau, bisher vielfältige Frucht-

folge

 ● Extensive Grünlandnutzung

 ● Blüh- und Schonstreifen

 ● Uferrand- und Erosionsschutzstreifen

 ● Anbau von Zwischenfrüchten

 ●  Vertragsnaturschutz

 ● Ökologische Produktionsverfahren

Für alle genannten Maßnahmen ist  eine 

Verpflichtung über fünf und in be-

stimmten Fällen fünfeinhalb Jahre 

 einzugehen. Die Fördersätze für Neuan-

träge finden Sie in den Tabellen 1 und 2.

 ▶ Was wird gefördert?

Vielfältige Kulturen im Ackerbau:

 ● Anbau von mindestens fünf ver-

schiedenen Hauptfruchtarten jähr-

lich.

 ● Der Anbau jeder Hauptfruchtart 

darf 10 % der Ackerfläche nicht un-

terschreiten und er darf 30 % der 

Ackerflächen nicht überschreiten. 
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Im Falle des Anbaues von Gemen-

gen aus Gräsern und Leguminosen 

als Hauptfrucht darf er 40 % der 

Ackerfläche nicht überschreiten.

 ● Auf mindestens 10 % der Ackerflä-

che sind folgende Kulturen anzu-

bauen:

 – Leguminosen oder

 – Gemenge, die Leguminosen ent-

halten.

 ● Der Getreideanteil darf 66 % der 

Ackerfläche nicht überschreiten.

 ● Der Anbau auf den Ackerflächen 

umfasst maximal 30 % Gemüse 

und andere Gartengewächse.

 ● Nach Leguminosen oder nach Ge-

mengen, die Leguminosen enthal-

ten, ist eine Folgefrucht anzubau-

en.

Werden mehr als fünf Hauptfruchtarten 

angebaut und wird der Mindestanteil 

von 10 % der Ackerfläche bei einer 

oder mehreren Hauptfruchtarten nicht 

erreicht, so können Hauptfruchtarten 

zusammengefasst werden, bis die ge-

nannten Anbauanteile erreicht werden. 

Flächen, die nicht für die landwirt-

schaftliche Erzeugung genutzt werden, 

gelten nicht als Hauptfruchtart.

Extensive Grünlandnutzung: 

 Es gelten die bekannten Ver-

pflichtungen aus der vorher-

gehenden Förderperiode. 

Neu ist allerdings die Bezugsgröße für 

die Berechnung des Viehbesatzes. 

Künftig werden der Mindestviehbesatz 

von 0,6 RGV und der maximale Vieh-

besatz von 1,4 RGV nicht mehr auf Ba-

sis der Hauptfutterfläche, das sind 

 Dauergrünland, Ackerfutter und Silo-

mais, sondern ausschließlich auf Basis 

der Dauergrünlandfläche berechnet. 

Betriebe, die bislang an der Extensi-

vierung teilnehmen und den maxima-

len Viehbesatz durch die Anrechnung 

von Silomaisflächen so gerade eben 

einhalten konnten, werden ohne Flä-

chenzuwachs beim  Dauergrünland 

oder ohne eine Viehabstockung die 

neuen Bedingungen nicht einhalten 

können. 

Die weiteren Verpflichtungen und 

 Auflagen ändern sich im Bereich der 

 Dauergrünland-Extensivierung nicht:

 ● Verzicht auf mineralische N-Düngung 

 ● Kein Pflanzenschutzmitteleinsatz 

auf den extensivierten Flächen

 ● Absolutes  Dauergrünland-Um-

bruchverbot

 ● Maximaler Wirtschaftsdüngerein-

satz entspricht dem Äquivalent von 

1,4 GVE/ha 

Blüh- und Schonstreifen:

 ● Anlage von ein- oder mehrjährigen 

 Blühstreifen auf den Ackerflächen 

in einer Breite von 6 bis 12 m durch 

Einsaat einer Mischung aus ver-

schiedenen standortangepassten 

Pflanzenarten entlang der Schlag-

grenze oder innerhalb des Schlages. 

Alternativ zu den  Blühstreifen kön-

nen auch Blühflächen von maximal 

0,25 ha je  Schlag angelegt werden.

 ● Je  Schlag dürfen maximal 20 % der 

Fläche als  Blühstreifen oder Blüh-

fläche angelegt werden.

 ● Verwendung von für NRW festge-

legten Saatmischungen.

 ● Anwendungsverbot von Pflanzen-

schutzmitteln auf  Blühstreifen.

 ● Außer für Pflegeschnitte und etwai-

ge Nachsaaten dürfen  Blühstreifen 

nicht befahren werden. Ein absolu-

tes Befahrungsverbot gilt innerhalb 

einer festgelegten Sperrfrist.

 ● Keine Nutzung des Aufwuchses.

 Bitte beachten Sie, dass die 

erste Einsaat eines Blüh- 

oder Schonstreifens auf Ba-

sis der neuen Richtlinien 

erst nach der Grundantragstellung am 

30. Juni 2015 zulässig ist. Alle  Blüh-

streifen, die in der ausgelaufenen För-

derperiode bereits angelegt wurden, 

müssen umgebrochen und mit Saat-

gutmischungen neu angelegt werden, 

die den aktuellen Vorgaben entspre-

chen. Auch die Neuanlage von  Blüh-

streifen ist erst nach dem 30. Juni 

2015 zulässig.

Uferrand- und Erosionsschutzstreifen:

 ● Begrünung eines Uferrand- oder 

Erosionsschutzstreifens von 5 bis 

30 m Breite auf Acker durch Ein-

saat mit mehrjährigen Grasarten 

oder gräserbetonten Mischungen 

und dessen Beibehaltung

 ● Verzicht auf den Einsatz von Dün-

ge- und Pflanzenschutzmitteln

 ● Keine Beweidung 

 ● Jährliche Mahd oder jährliches Mul-

chen, jeweils frühestens am 1. Juli

 ● Keine über die Abfuhr des Mähgutes 

hinausgehende Nutzung der Fläche.

 ● Innerhalb der Uferrandstreifenför-

derung ist insbesondere zu beach-

ten, dass mit dem neuen Förderpro-

gramm ab 2015  Uferrandstreifen 

auf  Dauergrünland nur noch in be-

stimmten Projektgebieten geför-

dert werden. Die Festlegung dieser 

Gebiete ist noch nicht erfolgt. 

Anbau von Zwischenfrüchten:

 ● Nach der Ernte der Hauptfrüchte 

Anbau von Zwischenfrüchten auf 

mindestens 20 % der in der Förder-

kulisse liegenden förderfähigen 

Ackerflächen des Betriebes.

 ● Die  Zwischenfrüchte oder Unter-

saaten müssen winterhart oder 

ausreichend kältetolerant sein und 

dürfen keine Leguminosen enthal-

ten. Abfrierende  Zwischenfrüchte 

und Untersaaten sind möglich, 

wenn die Aussaat der nachfolgen-

den Kultur mit Mulch- oder Direkt-

saat erfolgt.

 ● Die Einsaat erfolgt nach Ernte der 

Hauptkulturen bis zum 5. Septem-

ber, nach spät geernteten Hauptkul-

turen kann für spätsaatgeeignete 

 Zwischenfrüchte eine Einsaat bis 

zum 1. Oktober zugelassen werden. 

 ● Verzicht auf Stickstoffdüngung, 

Ausnahme ist die Startdüngung 

nach Getreide, und auf Pflanzen-

schutzmittel.

 ●  Zwischenfrüchte und Untersaaten 

müssen bis zum 15. Februar des 

Folgejahres beibehalten werden. 

Eine Nutzung durch Mahd und Ab-

fuhr ist vor diesem Termin möglich, 

Neu

Neu
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 ▶ Fördersätze im Öko-Landbau ab 2015, € je ha

1. und 2. Jahr
Acker 520 €
Grünland 330 €
Gemüse-/Zierpflanzen 1 440 €
Dauerkultur-/Baumschule 2 160 €
Unterglasanbau 6 000 €
Kontrollkostenzuschuss, maximal 600 € 50 €

ab 3. Jahr
Acker 260 €
Grünland 220 €
Gemüse-/Zierpflanzen 400 €
Dauerkultur-/Baumschule 940 €
Unterglasanbau 3. bis 5. Jahr 5 000 €
Kontrollkostenzuschuss, maximal 600 € 50 €
Unterglasanbau ab dem 6. Jahr 3 800 €
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sofern es sich um sicher wieder 

austreibende  Zwischenfrüchte han-

delt. Die Beweidung ist ausge-

schlossen, Ausnahme: die Wander-

schäferei. 

 ● Nach dem 15. Februar darf die Be-

seitigung des Aufwuchses nur me-

chanisch erfolgen. Der Einsatz eines 

Totalherbizides ist ausgeschlossen.

 ● Teilnahme an mindestens zwei Be-

ratungsangeboten der mit der 

WRRL-Beratung im Bereich Nähr-

stoffe beauftragten Stelle.

 Vertragsnaturschutz:

Eine detaillierte Beschreibung der 

vielfältigen Fördermöglichkeiten im 

 Vertragsnaturschutz folgt in einer der 

nächsten Ausgaben der LZ Rheinland 

und des Landwirtschaftlichen Wochen-

blattes Westfalen-Lippe. 

Ökologische Produktionsverfahren:

 Wesentliche Änderung ne-

ben der Anhebung der Prä-

mien ist innerhalb dieser 

Fördermaßnahme das künf-

tig einzuhaltende absolute Umbruch-

verbot für  Dauergrünland. Ein Verstoß 

gegen diese verschärfte Verpflichtung 

führt innerhalb dieser Fördermaßnah-

me künftig unmittelbar zu Prämienkür-

zungen. Weitere zentrale Fördervo-

raussetzung ist die Einhaltung der EG-

Ökoverordnung im gesamten Betrieb.

Für all diese Maßnahmen gilt wie bis-

her der 30. Juni als Antragsfrist zur 

Einreichung des Grundantrages. Das 

Antragsverfahren wird voraussichtlich 

am 18. Mai eröffnet.

 Dauergrünland-Status bei gleichzei-

tiger Teilnahme an einer Agrarum-

weltmaßnahme: 

Auf Ackerflächen angelegte Begrü-

nungen im Rahmen von  Agrarumwelt-

maßnahmen gemäß ELER-VO (EU) 

Nr. 1305/2013 und Vorgängerverord-

nungen wachsen während der Laufzeit 

der Verpflichtungen nicht in den 

  Dauergrünland-Status hinein. Hierzu ge-

hören auf Ackerflächen angelegte  Blüh-

streifen und Blühflächen, Uferrand- und 

Erosionsschutzstreifen, bestimmte Ver-

tragsnaturschutzmaßnahmen auf Acker 

und die langjährige  Stilllegung auf 

Ackerflächen. Ein genehmigungsfreier 

Umbruch dieser Flächen ist nach Ablauf 

der Agrarumweltverpflichtung möglich, 

sofern fachrechtliche Bestimmungen 

dem nicht entgegenstehen. 

Umstellung des Verpflichtungs- und 

Bewilligungszeitraumes auf das Ka-

lenderjahr:

Aufgrund der möglichen Verbindung 

der genannten Maßnahmen der zwei-

ten Säule mit den  Greening-Verpflich-

tungen (ÖVF oder im Umweltinteresse 

genutzte Flächen) der ersten Säule 

wird in Nordrhein-Westfalen künftig 

der Verpflichtungszeitraum für fast al-

le genannten  Agrarumweltmaßnahmen 

außer dem Anbau von Zwischenfrüch-

ten auf das Kalenderjahr umgestellt. 

Diese Umstellung des Verpflichtungs-

zeitraumes wird in den Flächenmaß-

nahmen auf unterschiedliche Weise 

vollzogen. Alle Antragsteller, die aktu-

ell nicht an einer der genannten Maß-

nahmen teilnehmen, dies aber künftig 

wollen, müssen den Grundantrag bis 

zum 30. Juni 2015 einreichen. 

Die Verpflichtung und der Bewilli-

gungszeitraum beginnen aber nicht 

wie in den vergangenen Jahren unmit-

telbar anschließend am 1. Juli, sondern 

erst am 1. Januar 2016. Eine Ausnahme 

bildet der Anbau von Zwischenfrüch-

ten. In dieser Maßnahme beginnt der 

jährliche Verpflichtungszeitraum wei-

terhin am 1. Juli und endet am 30. Juni 

des Folgejahres. 

 ▶ Förderungsende 2015

Für die überwiegende Mehrzahl der 

Landwirte, die bislang an einer Agar-

umweltmaßnahme teilgenommen ha-

ben, endet der Verpflichtungs- und Be-

willigungszeitraum am 30. Juni 2015. 

Diese Landwirte können somit die Teil-

nahme an der jeweiligen Maßnahme 

zu diesem Zeitpunkt beenden oder ei-

nen neuen Grundantrag (Folgeantrag) 

bis zum 30. Juni stellen. 

Wird ein solcher Grundantrag gestellt, 

beginnt die künftige Verpflichtung bei 

den Maßnahmen Extensive Grünland-

nutzung, Ökologische Produktionsver-

fahren,  Uferrandstreifen und  Vertrags-

naturschutz, unmittelbar im Anschluss 

am 1. Juli 2015 und endet am 31. De-

zember 2020. Der Verpflichtungs- und 

Bewilligungszeitraum beträgt somit in 

diesen Maßnahmen fünfeinhalb Jahre. 

Die Möglichkeit eines fünfeinhalbjäh-

rigen Bewilligungszeitraumes besteht 

nur bei Grundantragstellung (Folgean-

trag) im Jahr 2015. 

Für die beiden anderen Flächenmaß-

nahmen Anbau vielfältiger Kulturen im 

Ackerbau und Blüh- und Schonstreifen 

gilt: Auch hier ist der Grundantrag bis 

zum 30. Juni 2015 zu stellen. Der Ver-

pflichtungs- und Bewilligungszeitraum 

beginnt aber erst am 1. Januar 2016 

und endet am 31. Dezember 2020. 

 ▶ Wenn die Bewilligung 2016 
oder später ausläuft

Das Land NRW beabsichtigt, die Um-

stellung auf die neuen Programmbe-

dingungen so weit wie möglich durch 

das Angebot von Ersetzungsanträgen 

zu unterstützen. Antragsteller mit Be-

willigungen auf alter Rechtsgrundlage, 

die erst zum 30. Juni 2016 oder später 

auslaufen, können daher bis zum 30. 

Juni 2015 einen Ersetzungsantrag auf 

neuer Programmgrundlage stellen. 

Dies gilt mit Ausnahme der Förderung 

der Mulch- und Direktsaat und der 

langjährigen  Stilllegung, die auslau-

fen. 

Ersetzungsanträge in den Maßnahmen 

Extensive Grünlandnutzung,  Ökologi-

scher Landbau,  Uferrandstreifen und 

 Vertragsnaturschutz können 2015, wie 

für Folgeanträge beschrieben, über 

fünfeinhalb Jahre bis zum 31. Dezem-

ber 2020 bewilligt werden. Diese Son-

derregelung gilt nur für Ersetzungen 

im Jahr 2015. 

Bei der Förderung des Zwischen-

fruchtanbaues erfolgt eine Ersetzung 

zum 1. Juli 2015 über eine fünfjährige 

Bewilligung bis zum 30. Juni 2020. In 

den anderen Fällen, das sind Vielfälti-

ge Kulturen im Ackerbau und Blüh- 

Neu

 ▶ Agrarumwelt – Fördersätze ab 2015, € je ha 

Vielfältige Kulturen im Ackerbau Konventionelle Betriebe 90 €
Konventionell mit 10 % Körnerleguminosen 125 €
Ökobetriebe 65 €
Ökobetriebe mit 10 % Körnerleguminosen 90 €

Anbau von Zwischenfrüchten Konventionelle Betriebe 97 €
Ökobetriebe 58 €

Blüh- und Schonstreifen alle Betriebe 1 200 €
 Uferrandstreifen und Erosionsschutzstreifen auf Acker, alle Betriebe 1 100 €
Extensive Grünlandnutzung  Dauergrünland 150 €
Zu beachten sind gegebenenfalls Prämienabzüge, wenn Ackerflächen gleichzeitig als im Umweltinteresse 
genutzte Flächen ausgewiesen werden. Siehe hierzu auch Artikel auf Seite 62.

In den Wind pus-

ten können Sie al-

le  Blühstreifen, 

die in der ausge-

laufenen Förder-

periode angelegt 

wurden. Sie müs-

sen umgebrochen 

und mit Saatgut-

mischungen neu 

angelegt werden, 

die den aktuellen 

Vorgaben entspre-

chen.

Foto: Landpixel
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und Schonstreifen, kann die Ersetzung 

einer laufenden Bewilligung erst zum 

1. Januar 2016 vorgenommen werden. 

Bis dahin bestehen die bisherige Be-

willigung und die Verpflichtungen wei-

ter. Mit dem Antrag auf Ersetzung ist in 

diesen Fällen verbunden, dass der An-

tragsteller auf Auszahlungsansprüche 

für den Zeitraum 1. Juli bis 31. Dezem-

ber 2015 verzichtet. 

 ▶ Freiwillig neu verpflichten?

Der Ersatz einer über 2015 hinaus be-

stehenden Verpflichtung durch eine 

neue Verpflichtung eröffnet den Zu-

gang zu den zum Teil deutlich anstei-

genden Prämiensätzen. Der Prämien-

anstieg im neuen Programm Ländli-

cher Raum beträgt bis zu 50 % gegen-

über den bisherigen Prämien. Alle 

Teilnehmer an den Maßnahmen, die 

die neuen, im Wesentlichen unverän-

derten, Verpflichtungen für weitere 

fünf Jahre einhalten können, sollten 

deshalb die Gelegenheit nutzen und 

sich die neuen, höheren Prämien bis 

zum Jahr 2020 sichern.

 ▶ Was bedeutet die 
Umstellung noch?

Für die Teilnehmer, die das Angebot 

eines fünfeinhalbjährigen Bewilli-

gungszeitraumes annehmen, ist im 

Jahr 2016 die Stellung von zwei Aus-

zahlungsanträgen geplant. Der eine 

Auszahlungsantrag soll dabei den Zeit-

raum vom 1. Juli 2015 bis zum 31. De-

zember 2015 und der zweite Auszah-

lungsantrag das Kalenderjahr 2016 

abdecken. 

Für viele  Agrarumweltmaßnahmen be-

deutet die Umstellung auf das Kalen-

derjahr auch eine Verschiebung des 

bislang bekannten Auszahlungs-

termins im Oktober eines Jahres. So 

können aufgrund der notwendigen 

Viehbesatzberechnungen, die dann 

das komplette Kalenderjahr abdecken 

müssen, in der extensiven Grün-

landnutzung und im ökologischen 

Landbau die Auszahlungen frühestens 

im Fe bruar nach Ablauf des Verpflich-

tungsjahres ausgezahlt werden. Aber 

auch in den anderen Maßnahmen 

 werden sich die Auszahlungstermine 

voraussichtlich nach hinten verschie-

ben. 

Eine detailliertere Beschreibung der 

verschiedenen  Agrarumweltmaßnah-

men entnehmen Sie bitte einer der fol-

genden Ausgaben der LZ Rheinland und 

des Westfälischen Wochenblattes.  ◀

Agrarumweltförderung 
und  Greening
In der Vergangenheit wurden im Rahmen der Agrarumweltför-
derung einige freiwillige Maßnahmen gefördert, die ab diesem 
Jahr durch die  Greening-Regelung verpflichtend sind, um über-
haupt die Greeningprämie bekommen zu können. Um eine Dop-
pelförderung zu vermeiden, kann es in bestimmten Fällen dazu 
kommen, dass die Umweltprämie gekürzt wird. Welche Fälle 
das sind und wie Sie richtig reagieren, erläutert Joachim Tichy. 

Fünfjährige Bewilligungen von  Agrar-

umweltmaßnahmen wurden ab dem 

Jahr 2011 mit einer Revisionsklausel 

ausgestattet, die die notwendige An-

passung aufgrund der  Greening-Ver-

pflichtungen während der Laufzeit zu-

lassen. Die Zuwendungsempfänger 

können, sofern sie mit der Anpassung 

nicht einverstanden sind, die Ver-

pflichtung rückzahlungsfrei beenden.

 ▶ Was bedeutet das?

Für bestehende Verpflichtungen im 

Rahmen einzelner  Agrarumweltmaß-

nahmen muss bereits mit den Auszah-

lungen für den Verpflichtungszeitraum 

vom 1. Juli 2014 bis zum 30. Juni 2015 

eine Doppelförderung ausgeschlossen 

werden. Das Risiko einer Doppelförde-

rung besteht grundsätzlich dann, wenn 

innerhalb einer Agrarumweltmaßnah-

me geförderte Ackerflächen gleichzei-

tig im Rahmen des Greenings als im 

Umweltinteresse genutzte Flächen an-

gemeldet werden. In diesen Fällen 

muss die Agrarumweltprämie um ei-

nen definierten Betrag je Hektar abge-

senkt werden. Auch für die Förderung 

ökologischer Produktionsverfahren 

hat die EU festgelegt, dass  Greening-

Abzüge vorzunehmen sind.

 ▶ Prämienabsenkung für wen? 

Betroffen von einer möglichen 

Prämien absenkung sind ausschließ-

lich solche Antragsteller, deren Ver-

pflichtungszeitraum innerhalb der je-

weiligen Agrarumweltmaßnahme ab 

dem 1. Juli 2011 begonnen hat. Antrag-

steller mit Grundantrag 2010 oder mit 

einem Grundantrag aus den Jahren 

2007 bis 2009, der in den Jahren 2012 

bis 2014 ein- oder mehrmals verlän-

gert wurde, unterliegen auch dann kei-

nem Prämien abzug, wenn die inner-

halb der Agrarumweltmaßnahme ge-

förderten Flächen gleichzeitig als im 

Umweltinteresse genutzte Flächen in-

nerhalb der Förderung der ersten Säu-

le angemeldet werden. Mögliche Prä-

mienabzüge gibt es bei Grundanträgen 

ab dem Jahr 2011 und den folgenden 

Fördermaßnahmen:

 ●  Blühstreifen und Blühflächen

 ●  Uferrandstreifen

 ● Erosionsschutzstreifen

 ●  Vielfältige Fruchtfolge

 ●  Vertragsnaturschutz

 ● Ökologische Produktionsverfahren

Die jeweilige Höhe der möglichen Prä-

mienabsenkungen für die Auszahlungen 

2015 entnehmen Sie bitte der Tabelle 1.

Für Uferränder gibt es zahlreiche Auflagen.  Foto: Josef Dräther
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Für die Förderung des Anbaues von 

Zwischenfrüchten gilt 2015 eine Son-

derregelung. Obwohl auch der Anbau 

von Zwischenfrüchten im Rahmen des 

Greenings in Betracht kommt, muss für 

die Auszahlungsanträge 2015 keine 

Prämienverrechnung erfolgen. Das 

liegt daran, dass die  Zwischenfrüchte, 

die innerhalb der Agrarumweltmaß-

nahme mit dem Auszahlungsantrag 

2015 beantragt werden, bereits im 

Herbst 2014 eingesät wurden. Mögli-

che Zwischenfruchtflächen als ÖVF im 

Sammelantrag 2015 beziehen sich 

aber auf die Aussaat im Spätsommer 

oder Herbst 2015. Ein Risiko einer 

Doppelförderung besteht somit im Jahr 

2015 nicht. 

Innerhalb der Fördermaßnahme Anbau 

einer vielfältigen Fruchtfolge gilt fol-

gende Regelung: Wird nur eine einzige 

Leguminosenfläche gleichzeitig als 

ÖVF innerhalb des Greenings angemel-

det, erfolgt für die gesamte geförderte 

Fläche im Rahmen der vielfältigen 

Fruchtfolge ein Prämienabzug in Höhe 

von 20 € je ha. 

Für die Betriebe, die im Rahmen der 

MSL-Förderung ökologischer Produkti-

onsverfahren gefördert werden, gilt 

ebenfalls eine spezielle Regelung. Ob-

wohl Ökobetriebe, die den gesamten 

Betrieb auf die Bedingungen der EG-

Öko-Verordnung umgestellt haben, 

grundsätzlich von den  Greening-Ver-

pflichtungen befreit sind, muss bei 

fünfjährigen Bewilligungen ab 2011 

auch innerhalb dieser Fördermaßnah-

me eine Prämienabsenkung in Höhe 

von 13 € je ha Ackerfläche erfolgen. 

 ▶ Ausstieg möglich

Jedem Antragsteller mit noch laufen-

der Bewilligung, der von der  Greening-

Anpassung betroffen ist, geht ein Än-

derungsbescheid zu. Betroffen sind 

ausschließlich Bewilligungen, die 

noch bis mindestens 30. Juni 2016 

laufen. Die Revisionsklausel lässt in 

diesem Fall zu, dass aufgrund dieser 

Anpassung unmittelbar aus der Ver-

pflichtung ausgestiegen werden kann. 

Wird diese Möglichkeit genutzt, kann 

im Jahr 2015 kein Auszahlungsantrag 

mehr gestellt werden. Es ist aber 

ebenfalls zulässig, den Ausstieg zum 

Ende des laufenden Verpflichtungs-

jahres am 30. Juni 2015 zu erklären 

und sich noch die Auszahlung für das 

Verpflichtungsjahr 2014/2015 gege-

benenfalls mit  Greening-Abzug zu si-

chern. In beiden Fällen ist ein Fol-

geantrag auf Grundlage des neuen 

Förderangebotes grundsätzlich mög-

lich, siehe Seite 59. 

 ▶ Wann ist Agrarumwelt-
fläche ÖVF?

Bestimmte Flächen von Agarumwelt-

maßnahmen kommen grundsätzlich 

für eine Beantragung als ÖVF in Frage. 

In diesem Fall trägt der Antragsteller 

die Verantwortung, dass er sowohl die 

spezifischen Anforderungen aus der 

Agrarumweltmaßnahme als auch die 

für den gewählten ÖVF-Typ einhält. 

 ▶  Agrarumweltmaßnahmen 

 Uferrandstreifen
Ein  Uferrandstreifen kann nur dann 

 Pufferstreifen (ÖVF mit dem Gewich-

tungsfaktor 1,5) sein, wenn 

a) er an keiner Stelle breiter als 20 m 

ist.  Pufferstreifen dürfen hierbei 

 inklusive einer eventuell vorhande-

nen Ufervegetation nicht breiter 

als  20 m sein. Als Ufervegetation 

gilt nur die Vegetation, die auf glei-

cher Höhe mit der ÖVF liegt. Die 

Böschung zählt nicht mit,

b) eine mögliche Ufervegetation 

selbst nicht schon breiter als 10 m 

ist,

c) er nicht durch eine Hecke oder 

Baumreihe vom Gewässer getrennt 

ist. 

Erfüllt ein  Uferrandstreifen alle diese 

Bedingungen, darf bei gleichzeitiger 

Beantragung als  Pufferstreifen erst ab 

dem 1. Juli eine Schnittnutzung erfol-

gen, sofern der Streifen von der an-

grenzenden Ackerkultur unterscheid-

bar bleibt. Auch die jährlich vorzuneh-

menden Pflegemaßnahmen dürfen erst 

ab dem 1. Juli erfolgen.

Erfüllt ein  Uferrandstreifen eine der 

drei Bedingungen a) bis c) nicht, kann 

er aber als Feldrand (ÖVF mit dem Ge-

wichtungsfaktor 1,5) beantragt wer-

den, wenn

 ▶ Tabelle 1: Prämienkürzungen 2015 bei gleichzeitiger Anmeldung als ökologische Vorrangflächen
Die Prämienkürzungen gelten nur für Anträge, deren fünfjährige Bewilligung ab dem 1. Juli 2011 begann 

Agrarumweltmaßnahme Potenzielle ÖVF Gewichtungsfaktor Abzugsbetrag bei der AUM-Prämie 2015

 Vielfältige Fruchtfolge ÖVF-Leguminosen 0,7 20 €/ha für jede Ackerfläche, wenn mindestens ein  Schlag als 
ÖVF-Leguminosen im  Flächenverzeichnis 2015 beantragt wird

 Blühstreifen/Erosionsschutzstreifen/
VNS – Ackerstreifen ohne Nutzung je-
weils bis 20 m Breite

Feldrand/ Pufferstreifen/
Streifen am Waldrand 
(nur bis zu 10 m)

1,5
380 €/ha, wenn im  Flächenverzeichnis 2015 als ÖVF-Feld-
rand, ÖVF- Pufferstreifen oder ÖVF-Streifen am Waldrand be-
antragt

 Blühstreifen/ Uferrandstreifen/Erosi-
onsschutzstreifen/VNS-Ackerstreifen 
ohne Nutzung jeweils über 20 m Breite 
und Blühflächen

Brache 1 380 €/ha wenn im FV 2015 als ÖVF-Brache beantragt

 Uferrandstreifen bis 20 m Breite (inklu-
sive „Ufervegetation“ im Falle von ÖVF-
 Pufferstreifen)

Feldrand/ Pufferstreifen 1,5 380 €/ha  Uferrandstreifen, die im  Flächenverzeichnis 2015 
als Feldrand oder  Pufferstreifen beantragt werden

VNS – Ackerbrachen Brache 1 250 €/ha Ackerbrache, die im  Flächenverzeichnis 2015 als 
ÖVF-Brache beantragt werden

VNS – Einsaat von Klee oder Luzerne ÖVF-Leguminosen 0,7 175 €/ha Klee-/Luzernefläche, die als ÖVF-Leguminosen im 
 Flächenverzeichnis 2015 beantragt wird

Langjährige  Stilllegung Feldrand/ Pufferstreifen/
Streifen am Wald/Brache 1,5 bzw. 1 Kein Abzug (letzte Bewilligungen 1999) wenn die Kombinier-

barkeit im konkreten Einzelfall möglich ist!

 Vertragsnaturschutz auf Grünland: Pauschaler Abzug für VNS-Verpflichtungen auf umweltsensiblem  Dauergrünland gemäß Artikel 45 der VO (EU) 
Nr. 1307/2013, für die ein Umbruchverbot (Pflugverbot) besteht, und bei denen ein Pflegeumbruchverbot prämienrelevant ist, in Höhe von 23 €/ha
 Ökologischer Landbau, dennoch pauschaler Abzug von 13 €/ha Ackerfläche bei fünfjähriger Bewilligung ab 2011 notwendig.
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d) er ohne Ufervegetation 3 bis 20 m 

breit ist,

e) er durch eine Hecke oder Baumrei-

he vom Gewässer getrennt ist.

Bei Beantragung eines Uferrandstrei-

fens als Feldrand ist keine landwirt-

schaftliche Nutzung auf dem  Uferrand-

streifen zulässig. Die jährlich vorzu-

nehmenden Pflegemaßnahmen dürfen 

erst ab dem 1. Juli erfolgen. Daraus 

folgt, dass alle  Uferrandstreifen, die 

mit oder ohne Ufervegetation an einer 

Stelle breiter als 20 m sind, weder als 

 Pufferstreifen noch als Feldrand bean-

tragt werden können. Solche  Uferrand-

streifen können nur als Brache (ÖVF 

mit dem Gewichtungsfaktor 1,0) ange-

geben werden. Bitte beachten Sie auch 

hier, dass dann keine landwirtschaftli-

che Nutzung als Heu, Silage oder für 

die Biogasanlage auf den  Uferrand-

streifen zulässig ist und die Pflege-

maßnahmen erst ab dem 1. Juli erfol-

gen dürfen.

 Blühstreifen und Blühflächen
Sofern ein  Blühstreifen mit der Längs-

seite an einem Gewässer liegt, kann 

der Streifen als  Pufferstreifen (ÖVF mit 

dem Gewichtungsfaktor 1,5) angege-

ben werden, wenn 

a) der  Schlag an keiner Stelle inklusi-

ve einer eventuell vorhandenen 

Ufervegetation breiter als 20 m ist. 

Als Ufervegetation gilt nur die Ve-

getation, die auf gleicher Höhe mit 

der ÖVF liegt. Die Böschung zählt 

nicht mit,

b) eine mögliche Ufervegetation 

selbst nicht schon breiter als 10 m 

ist,

c) er nicht durch eine Hecke oder 

Baumreihe vom Gewässer getrennt 

ist. 

Ein  Blühstreifen kann als Streifen am 

Waldrand (ÖVF mit dem Gewichtungs-

faktor 1,5) angegeben werden, wenn 

a) er an keiner Stelle breiter als 10 m 

ist,

b) er am Waldrand liegt.

Ein  Blühstreifen kann als Feldrand 

(ÖVF mit dem Gewichtungsfaktor 1,5) 

angegeben werden, wenn er an keiner 

Stelle breiter als 20 m ist. Die maximal 

förderfähige Breite eines Blühstreifens 

beträgt 12 m. Alle Blühflächen können 

als Brache (ÖVF mit dem Gewichtungs-

faktor 1,0) im  Flächenverzeichnis als 

im Umweltinteresse genutzte Fläche 

angegeben werden. 

Erosionsschutzstreifen
Bereits angelegte Erosionsschutzstrei-

fen kommen für die Ausweisung als 

ÖVF bei einer maximalen Breite von 

bis zu 20 m in erster Linie als Feldrand 

in Frage. Ist der Erosionsschutzstrei-

fen breiter als 20 m, kann er nur als 

Brache mit dem Gewichtungsfaktor 1,0 

ausgewiesen werden.

Leguminosen innerhalb der 
vielfältigen Fruchtfolge
Innerhalb der vielfältigen Fruchtfolge 

werden auch Leguminosen anerkannt, 

die aus Gemischen, wie Ackergras-

Kleemischungen mit mindestens 25 % 

Klee in der Saatgutmischung, beste-

hen. Eine solche Fläche kann jedoch 

nicht als ÖVF ausgewiesen werden, 

weil dazu die Aussaat der Leguminose 

entweder in Reinkultur oder als Mi-

schung mehrerer zugelassener Legu-

minosenarten erfolgen muss. Die Kom-

bination einer Leguminosenfläche in 

dieser Agrarumweltmaßnahme mit 

gleichzeitiger Ausweisung als im Um-

weltinteresse genutzter Leguminosen-

fläche kommt somit nur in Frage, wenn 

es sich um eine Leguminosenart han-

delt, die als ÖVF zugelassen ist. Hier 

sind zum Beispiel Erbsen zur Körner-

gewinnung, Nutzart 210, zu nennen. 

20-jährige  Stilllegung
Im Rahmen der 20-jährigen Flächen-

stilllegung bewilligte Ackerflächen 

(Nutzartcode 563) können als Brache 

mit dem Gewichtungsfaktor 1,0 im  Flä-

chenverzeichnis als im Umweltinteres-

se genutzte Fläche angegeben werden. 

Eine Prämienkürzung erfolgt für die 

stillgelegten Flächen innerhalb der 

 Agrarumweltförderung nicht. Sofern 

die stillgelegten Flächen die Bedingun-

gen eines Feldrandes, eines Puffer-

streifens oder eines Streifens am 

Waldrand erfüllen, besteht auch die 

Möglichkeit, stillgelegte Flächen in 

dieser Weise als ÖVF mit einem Ge-

wichtungsfaktor von 1,5 anzumelden. 

Da alle ÖVF eine Mindestpflegever-

pflichtung (einmal jährlich mulchen 

oder mähen ab dem 1. Juli) gilt, kön-

nen solche Stilllegungsflächen, für die 

ein absolutes Pflegeverbot gilt (siehe 

Zuwendungsbescheid), nicht als ÖVF 

angemeldet werden. 

Anbau von Zwischenfrüchten
Wie bereits beschrieben, erfolgt für 

den Anbau von Zwischenfrüchten kei-

ne Prämienverrechnung in der Aus-

zahlung 2015, wenn im  Flächenver-

zeichnis 2015 Zwischenfruchtflächen 

oder Flächen mit Gründecke für den 

Herbst 2015 als ÖVF Zwischenfrucht 

mit dem Gewichtungsfaktor 0,3 aus-

gewiesen werden. Werden die glei-

chen Flächen dann aber im Auszah-

lungsantrag Anbau von Zwischen-

früchten 2016 als Antragsflächen in-

nerhalb der Agrar umweltmaßnahme 

angegeben, erfolgt eine Prämienkür-

zung in Höhe von 75 € je ha für jede 

Fläche, die sowohl im Umweltinteres-

se genutzte Fläche als auch Antrags-

fläche in der Maßnahme Anbau von 

Zwischenfrüchten ist. 

 Vertragsnaturschutz
Die Kombinationsmöglichkeiten ver-

schiedener Vertragsnaturschutzpakete 

auf Ackerflächen mit der Ausweisung 

dieser Flächen als im Umweltinteresse 

genutzte Flächen sind in der Tabelle 1 

dargestellt. Im Falle der Anzeige einer 

solchen  Vertragsnaturschutz-Ackerflä-

che als  Pufferstreifen, Streifen am 

Waldrand, Feldrand oder Brache gel-

ten die unter den Themen  Uferrand-

streifen und  Blühstreifen und Blühflä-

chen gemachten Aussagen.

 ▶ Was kommt ab 2015?

Nach aktuellem Kenntnisstand gelten 

die hier beschriebenen Grundsätze 

zum Ausschluss einer Doppelförderung 

auch im folgenden Programmplanungs-

zeitraum. Werden über eine Agrarum-

weltmaßnahme geförderte Ackerflä-

chen gleichzeitig als im Umweltinteres-

se genutzte Flächen angemeldet, muss 

in der Agrarumweltmaßnahme eine 

Prämienabsenkung erfolgen. Die künf-

tig, nach einer eventuellen Prämienab-

senkung, geltenden Fördersätze ent-

nehmen Sie bitte der Tabelle 2. ◀

 ▶ Tabelle 2: Prämienkürzungen nach Neuantragstellung im Jahr 2015 ab 2016 
bei gleichzeitiger  Anmeldung als ökologische Vorrangflächen 

Agrarumweltmaßnahme Betriebstyp Hektarsatz Greening-
abzug

Hektarsatz nach 
Greeningabzug

Vielfältige Kulturen im 
 Ackerbau

Konventionelle Betriebe 90 € 20 € 70 €

Konventionell mit 10 % 
 Körnerleguminosen 125 € 20 € 105 €

Anbau von Zwischenfrüchten Konventionelle Betriebe 97 € 75 € 22 €

Blüh- und Schonstreifen alle Betriebe 1 200 € 380 € 820 €

 Uferrandstreifen und 
 Erosionsschutzstreifen auf Acker, alle Betriebe 1 100 € 380 € 720 €
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In diesem und den folgenden Jahren 

werden zwei einjährige Tierschutz-

maßnahmen angeboten. Es handelt 

sich dabei um die Förderung von Hal-

tungsverfahren auf  Stroh sowie um die 

Sommerweidehaltung.

 ▶ Rückforderung droht

Für beide Maßnahmen gilt: Antragstel-

ler die noch einer laufenden Verpflich-

tung aus dem jeweils fünfjährigen Vor-

gängerprogramm unterliegen, können 

in diesen Maßnahmen keinen Antrag 

auf Förderung stellen. In solchen Fäl-

len müssen unbedingt die Auszah-

lungsanträge 2015 der Vorgängermaß-

nahmen gestellt werden. Erfolgt diese 

Antragstellung nicht, kommt es zu 

Rückforderungen der bisherigen Wei-

dehaltungsprämie und der bisherigen 

Förderung von umwelt- und tierge-

rechten Haltungsverfahren auf  Stroh.

 ▶ Sommerweidehaltung

 Im Rahmen der neuen Som-

merweidehaltung kann ne-

ben einer Prämie für den 

Weidegang der Milchkühe 

und deren Färsen ab zwölf Monaten 

Lebensalter, jetzt auch die Förderung 

des Weidegangs von Färsen aus Mut-

terkuhherden beantragt werden. Die 

Mutterkühe selbst sind nach wie vor 

nicht förderfähig. Von den festgestell-

ten Färsen sind jedoch jeweils nur 

80 % förderfähig. Diese Regelung gilt 

sowohl für die Färsen von Milchkühen 

als auch für die Färsen von Mutterkü-

hen. Ein Antrag kann somit für folgen-

de Weidegruppen gestellt werden:

 ● Alle Milchkühe

 ● Alle Färsen ab zwölf Monaten von 

Milchkühen 

 ● Alle Färsen ab zwölf Monaten von 

Mutterkühen.

Die Sommerweidehaltung darf nur be-

antragt werden, wenn über die gesam-

te Weideperiode jeweils alle Tiere der 

Weidegruppe täglich Weidegang ha-

ben. Es ist also nicht möglich, nur ei-

nem Teil der Färsen oder der Milchkü-

he den täglichen Weidegang zu ge-

währen. 

Bei der Beantragung von Milchkühen 

wird ähnlich wie bisher eine Milch-

geldabrechnung aus 2015 oder bei 

ausschließlicher Direktvermarktung, 

ein geeigneter Nachweis, wie zum Bei-

spiel ein Beleg der LKV-Milchkontrol-

le oder der Veterinäramt-Milchgü-

teuntersuchung benötigt. Diese 

Nachweise sind möglichst mit 

dem Antrag, spätestens jedoch 

bis Ende der Weidehaltungspe-

riode, einzureichen.

 ▶ Keine Nachfrist

Die Antragstellung muss bis 

zum 15. Mai 2015 zusammen 

mit dem Mantelbogen zum Sammelan-

trag und dem  Flächenverzeichnis 

2015 bei der zuständigen Kreisstelle 

der Landwirtschaftskammer erfolgen, 

die Antragstellung per  ELAN ist mög-

lich. Die Verpflichtung zum Weide-

gang beginnt bereits am 16. Mai 2015, 

sodass es anders als beim Sammelan-

trag, keine Nachfrist für die Antrag-

stellung gibt! Die Weideperiode endet 

am 15. Oktober 2015. Bei Antragsein-

gang nach dem 15. Mai wird der An-

trag abgelehnt, eine Nachfrist wird für 

die Sommerweidehaltung nicht ge-

währt.

Auf Grundlage des Antrages und des 

Flächenverzeichnisses zum Sammel-

antrag erfolgt die Prämienberechnung 

auf Basis der im Herkunftssicherungs- 

und Informationssystem für Tiere 

(HIT) festgestellten und durchschnitt-

lich im Weidezeitraum 16. Mai bis 

15.  Oktober 2015 gehaltenen Groß-

vieheinheiten (GVE) an förderfähigen 

Rindern der beantragten Weidegrup-

pen Milchkühe, Färsen von Milchkü-

hen oder Färsen von Mutterkühen. Es 

werden 50 € je förderfähiger GVE ge-

zahlt. Betriebe, die zugleich eine För-

derung für ökologische Produktions-

verfahren beantragt haben, erhalten 

40 € je förderfähiger GVE. Die Aus-

zahlung der Zuwendung erfolgt nach 

Ablauf des genannten Weidezeitrau-

mes. Die  Bagatellgrenze beträgt 

500 €, sodass der Antrag abgelehnt 

wird, wenn dieser Zuwendungsbetrag 

nicht erreicht wird. 

 ▶ Wie viel Weideflächen?

Eine Prämie kann nur gezahlt werden, 

wenn für jede förderfähige Groß-

vieheinheit eine Mindestbeweidungs-

fläche von 0,2 ha zur Verfügung steht, 

wobei diese Fläche für 

die Milchkühe, 

die Färsen 

der 

Neu

Geld für  Sommerweide 
und Haltung auf  Stroh
Die Sommerweidehaltung wird wieder gefördert, aber mit 
geänderten Regeln. Martin Jung und Tanja Dehmel erläutern, 
wofür es Geld gibt.

Für die Förder-

maßnahme Hal-

tung auf  Stroh 

2016 muss der 

Antrag bis zum 

30. Juni 2015 ein-

gegangen sein.

Foto: agrar-press

Foto: Peter Hensch
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Dauerkulturen  18, 25, 46

ELAN   6, 8, 10 f., 14 f., 19 f., 31 ff., 

39, 42, ff., 47, 49 ff., 53, 56 ff., 65

Erosionsschutz  6

Feldblock  15, 42 ff., 49 ff., 54, 58

Feldblockkarte  42 f.

Feldränder  26, 28, 30, 34 ff., 41, 59

Flächenverzeichnis   10 f., 13 ff., 18 f., 

27, 29 ff., 38 ff., 47, 49 ff., 53 ff., 

63 ff.

FLEK  42, 44 f., 47, 49 ff.

FLIK  15, 39, 42, 44 f., 50

Fruchtarten-Codierung  16 ff.

Ganzjährige Nutzung  38

Greening  5 f., 12 ff., 16, 19, 23 ff., 46, 

48, 50 ff., 57, 59, 61 ff.

Grünlandumbruch  56

Heideflächen  5, 40

Junglandwirte  4, 5, 7, 10 f., 20 ff.

Kleinerzeuger  6, 22 f., 33 f., 52

Kohärenzgebiet  56

Kulturpflanzen  26, 30, 32

Kurzumtriebsplantagen  30 f.

Landschaftselemente   13 ff., 19, 

26 ff., 32 f., 39 f., 42 ff., 57

Luftbilder  13 ff., 38, 44, 50

Luftbildkarten  13, 42 ff.

Mindestgröße  14, 30

Naturschutzgebiete  45, 56

Ökologischer Landbau  61, 63

Ökologische Vorrangflächen  13, 19, 

23, 27, 30, 33, 35, 57

PIN  58

Pferdehaltung  9

Pufferstreifen  13 f., 16, 19, 26 ff., 34, 

41, 48 f., 51, 53, 59, 63 f.

Schlag  13 ff., 19, 39, 43, 47 f., 50, 

55 ff., 60, 63 f.

Schlagskizzen   14, 42 f., 57

Sommerweide  65

Stilllegung  16, 30, 33 ff., 53, 61, 63 f.

Stroh  12, 59, 65 f.

Teilschläge  14, 18 f., 43 f., 50, 55 f.

Termine   6, 12

Übertragung von 

Zahlungsansprüchen  11, 42

Uferrandstreifen  35 ff., 60 ff.

Umverteilungsprämie  4, 7 ff., 12, 23, 

34

Umweltsensibles Dauergrünland  27

Vertragsnaturschutz  12, 16, 58 f., 61 ff.

Vielfältige Fruchtfolge  12, 36, 41, 62 f.

Weidehaltung  12

Zahlungsansprüche   4 f., 7 ff., 20, 

22 ff., 29, 41, 51, 57

Zwischenfrüchte  12, 32, 35 ff., 59 ff., 63

Milchrassen und für die Färsen der 

Mutterkuhrassen separat nachzuwei-

sen ist. Die zugeteilten Flächen kön-

nen nur jeweils einer der drei Gruppen 

zugeteilt werden. Nicht zu der Weide-

gruppe zugehörige Tiere dürfen diese 

Weiden vom 16. Mai bis 15. Oktober 

2015 nicht beweiden. Als Weideflä-

chen können die Dauergrünlandflä-

chen des Flächenverzeichnisses zum 

Sammelantrag mit Code 459 und 480 

dienen. Sie müssen in Nordrhein-

Westfalen oder einem angrenzenden 

Bundesland liegen.

Für die Beantragung der Färsen der 

Fleischrassen erfolgt die Zuteilung der 

Weideflächen unter der Annahme, 

dass diese im Herdenverband mit den 

Kühen, dem Jungvieh und Deckbullen 

weiden. Deshalb muss die zugeteilte 

Weidefläche auch für die in HIT festge-

stellten GVE an Mutterkühen und Fär-

sen ab sechs Monaten Lebensalter 

ausreichen (jeweils Fleischrassen). 

Für die Kälber, männlich/weiblich bis 

sechs Monate, und den Deckbullen 

muss keine Weidefläche eingerechnet 

werden.

 Für die neue Sommerweide-

haltung gilt keine Viehbe-

satzobergrenze von 2,0 GVE 

je ha LF mehr. Bei Interesse 

wenden Sie sich bitte an Ihre Kreis-

stelle oder informieren sich unter 

www.landwirtschaftskammer.de

 ▶ Haltungsverfahren auf  Stroh

Die Fördermaßnahme Haltungsverfah-

ren auf  Stroh konnte bereits erstmalig 

im Dezember 2014 für das Kalender-

jahr 2015 beantragt werden. Bitte be-

achten Sie: Aufgrund der weitgehen-

den Vereinheitlichung der Antragsfris-

ten für die verschiedenen  Agrarum-

weltmaßnahmen und die beiden Tier-

schutzmaßnahmen muss die Beantra-

gung dieser Fördermaßnahme für das 

Kalenderjahr 2016 bereits bis zum 

30.  Juni 2015 erfolgen. Eine Nachfrist 

besteht hier ebenfalls nicht.  ◀

Neu

Ratgeber Pflanzenbau und 

Pflanzenschutz erschienen

Im Ratgeber Pflanzenbau und Pflanzenschutz 2015 der 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen findet der 

Landwirt Antworten auf vielfältige Fragen, zum Beispiel 

zur Fruchtfolgegestaltung, Bodenbearbeitung, Düngung, 

Saat und Sortenwahl. Aber auch auf Pflanzenschutzpro-

bleme mit Schaderregern und Schädlingen in den wich-

tigsten Ackerbaukulturen und im Grünland gehen die 

Autoren ein. Der Ratgeber beinhaltet ebenso Hinweise 

rund um den Anbau von nachwachsenden Rohstoffen 

und eine Übersicht über die wichtigsten Bestimmungen 

im Pflanzenschutz. Bereits im Ratgeber 2014 wurde dem 

Ökologischen Landbau eine eigene Rubrik eingeräumt, 

neu in diesem Jahr ist das Thema Greening.

Das 667 Seiten dicke Buch kann bei allen Kreisstellen der 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen für 15 € 

abgeholt werden. Zum Preis von 20 €, einschließlich Por-

to und Verpackung, wird es auch zugesandt. Bestellung 

unter Telefon: 0228 703-2111, Fax 0228 703-2102, 

E-Mail: astrid.neubauer@lwk.nrw.de. ◀



Ratgeber Förderung 2015

Sparkassen. Gut für NRW.

Wann ist ein Geldinstitut 
gut für Deutschland? 

Sparkassen fördern eine nachhaltige Entwicklung. Mit einem 
breiten Beratungs- und Finanzierungsangebot übernehmen sie 
gemeinsam mit ihren Kunden Verantwortung für eine ökologisch, 
wirtschaftlich und gesellschaftlich tragfähige Lebensweise. Das 
ist gut für die Umwelt und für die Lebenschancen zukünftiger 
Generationen. www.gut-fuer-deutschland.de

Wenn es versteht,
dass unser größtes Kapital 
die Umwelt ist.

Sparkassen-Finanzgruppe

Sparkassen. Gut für das Rheinland.



Ratgeber Förderung 2015

Lassen Sie Ihr Unternehmen wachsen und gedeihen! 

Gesundes Wachstum braucht die richtige Pflege. Deshalb investieren Sie in Ihre Wettbewerbsfähigkeit. Wir von 

der Rentenbank unterstützen Sie dabei mit passenden Förderprogrammen. Die Mittel für unsere Darlehen nehmen 

wir an den internationalen Finanzmärkten auf – mit anhaltendem Erfolg. Deshalb sagen wir: Der Bulle steht uns 

näher als der Bär.

www.rentenbank.de

Förderbank für die Agrarwirtschaft




